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Kurzfassung 

 

Kurzfassung 

Das Zusammenspiel aus stets wachsendem Verkehrsaufkommen und zunehmendem Be-

wusstsein für Nachhaltigkeit und Gesundheit stellt neue Ansprüche an Planer und Wissen-

schaftler hinsichtlich der Konzipierung einer ganzheitlichen Mobilitätsentwicklung. Diese 

Masterarbeit leistet daher einen Beitrag zum allgemeinen Verständnis sowie zum Auffinden 

notwendiger Anforderungen für die Entwicklung und Umsetzung integrierter Mobilitätskon-

zepte, um für aktuelle mobilitätsplanerische Bestrebungen eine Unterstützung anzubieten.  

Aufbauend auf der Recherche und Analyse von wissenschaftlicher und praxisorientierter 

Literatur sowie bereits realisierter Konzepte wird ein integriertes Mobilitätskonzept in dieser 

Arbeit als ein klar strukturiertes, ganzheitliches, nachhaltiges und am Menschen orientiertes 

informelles Planungsinstrument verstanden, das die Gesamtheit von Verkehr und Mobilität 

in einem Planungsraum kontinuierlich, integriert und partizipativ beeinflusst. Als sinnvollste 

Bezugsgröße wird zudem die kommunale Ebene identifiziert, da dort die notwendige Ge-

staltungsmacht vorhanden ist. Die Rechercheergebnisse hinsichtlich der Entwicklungsan-

sprüche an ein integriertes Mobilitätskonzept werden in einem graphisch aufbereiteten An-

forderungskatalog als Steuerrad der Integration zusammengefasst, das insgesamt sechs 

Integrationsebenen beinhaltet und die Notwendigkeit eines zentralen Leitbilds sowie der 

kontinuierlichen Aktualisierung und Anpassung aller Maßnahmen und Strategien aufzeigt.  

Des Weiteren werden, wiederum auf Basis einer Recherche und Analyse von wissenschaft-

licher Literatur sowie zweier Rahmenprogramme aus der Praxis, erforderliche Governance-

Strukturen für eine, gemäß den formulierten Integrationsansprüchen aus dem Steuerrad, 

erfolgreiche Umsetzung eines integrierten Mobilitätskonzepts, in einem graphisch aufberei-

teten Kriterienkatalog als Lotse für eine erfolgreiche Umsetzung zusammengeführt. Dieser 

dient anschließend der vereinfachten beispielhaften Analyse des Freistaats Bayern bezüg-

lich der gegenwärtigen Situation und der Formulierung entsprechender Handlungsempfeh-

lungen für die dortige Implementierung geeigneter Governance-Strukturen.  

Insgesamt zeigt sich, dass die formulierten Kriterien als geeignet betrachtet werden können, 

die Entwicklung und Umsetzung von integrierten Mobilitätskonzepten, im Sinne einer mo-

dernen und nachhaltigen Mobilitätsplanung, zu verwirklichen, und dass die Praxis den the-

oretischen Ansprüchen an eine ganzheitliche, am Menschen orientierte Mobilitätsentwick-

lung zwar noch hinterherhinkt, jedoch ein Umdenken allmählich stattfindet. Die Forschung 

sollte darüber hinaus diese strukturellen Veränderungen wissenschaftlich begleiten und re-

gelmäßig evaluieren, um weitere Erkenntnisse für Verbesserungen zu gewinnen.  



Abstract 

 

Abstract 

The interplay of constantly growing traffic volumes and increasing awareness of sustaina-

bility and health creates new demands on planners and scientists regarding the conception 

of holistic mobility development. This master thesis therefore contributes to the general un-

derstanding as well as to the identification of necessary requirements for the development 

and implementation of integrated mobility concepts to offer support for current mobility plan-

ning efforts.  

Based on the research and analysis of scientific and practice-oriented literature as well as 

already realized concepts, an integrated mobility concept is understood in this thesis as a 

clearly structured, holistic, sustainable and people-oriented informal planning instrument, 

which influences the entirety of traffic and mobility in a planning area in a continuous, in-

tegrated and participative way. In addition, the municipal level is identified as the most me-

aningful reference point, as the necessary power to shape the concept is available there. 

The research results regarding the development requirements for an integrated mobility 

concept are summarized in a graphically compiled catalog of requirements as the steering 

wheel of integration, which contains a total of six levels of integration and shows the neces-

sity of a central guiding principle as well as the continuous updating and adaptation of all 

measures and strategies.  

Furthermore, based on a research and analysis of scientific literature as well as two frame-

work programs from practice, necessary governance structures for a successful implemen-

tation of an integrated mobility concept according to the formulated integration requirements 

from the steering wheel are summarized in a graphically prepared criteria catalog as a pilot 

for a successful implementation. This subsequently serves the simplified exemplary analy-

sis of Bavaria regarding the current situation and the formulation of corresponding recom-

mendations for action for the implementation of suitable governance structures there.  

All in all, it can be seen that the criteria formulated can be considered suitable for the deve-

lopment and implementation of integrated mobility concepts, in the sense of modern and 

sustainable mobility planning, and that although practice still lags behind the theoretical 

demands for holistic, people-oriented mobility development, a change in attitudes is gradu-

ally taking place. Furthermore, research should scientifically accompany these structural 

changes and regularly evaluate them to gain further insights for improvements.  
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1 Einleitung 

1.1 Hintergrund und Forschungsbedarf 

Schon vor beinahe 200 Jahren erkannte der bedeutende Wirtschaftstheoretiker und Eisen-

bahn-Pionier Friedrich List: „Der wohlfeile, schnelle, sichere und regelmäßige Transport von 

Personen und Gütern ist einer der mächtigsten Hebel des Nationalwohlstandes und der 

Zivilisation“ (List, 1838). Diese Korrelation zwischen einer florierenden Wirtschaft und einem 

gut funktionierenden Verkehrssystem (siehe Glossarium S. 98) mündete im Laufe der Zeit, 

gerade auch in Anbetracht zunehmender Globalisierung, in einem stets steigenden Ver-

kehrsaufkommen (siehe Glossarium S. 98). Wie aktuell dieser Trend immer noch ist zeigt, 

dass z. B. in Deutschland allein in den letzten knapp 30 Jahren (1991 bis 2019) sowohl im 

Güter- (um ca. 75 %) als auch im Personenverkehr (um ca. 34 %) starke Zuwächse in der 

Verkehrsleistung (siehe Glossarium S. 98) verzeichnet wurden (UBA, 2021). Von Seiten 

der Verkehrswissenschaftler wird dementsprechend seit jeher versucht dieser Entwicklung 

in geeigneter Art und Weise Rechnung zu tragen. Jedoch hat sich über die letzten Jahr-

zehnte das Verständnis der Planung von Verkehr und Mobilität, sowohl fachlich als auch 

politisch, stets verändert, was auch ein Blick auf die historische Entwicklung hiervon in 

Deutschland über die letzten Jahrzehnte verdeutlicht.  

So lag der Fokus in der Verkehrsplanung in den 1950er- bis 1970er-Jahren mehr auf der 

Beseitigung schon eingetretener Probleme durch infrastrukturelle Maßnahmen unter den 

Leitbildern der verkehrsgerechten Stadt bzw. der autogerechten Stadt (Beckmann, 2016). 

Dies bedeutete vorwiegend den Neubau von Straßen und die Anpassung des ÖPNV-An-

gebots (Ahrens & Schöne, 2008). In den 1980er und 1990er-Jahren etablierte sich dagegen 

das Motiv des stadtgerechten Verkehrs, das vermehrt auch die Auswirkungen auf die Um-

welt und die Stadt betrachtete, wobei Maßnahmen bezüglich des Betriebs und der Organi-

sation des Verkehrs eine immer wichtigere Rolle spielten, um hierdurch potenzielle negative 

Auswirkungen des Verkehrs bereits vor dem Eintreten abwenden zu können (Beckmann, 

2016). Insgesamt konzentrierten sich jedoch Politik und Planung im 20. Jahrhundert zu sehr 

auf verkehrliche Maßnahmen zur Effizienzsteigerung für den MIV (Wilde & Klinger, 2017).  
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Erst in jüngerer Vergangenheit hat sich das vormals vorherrschende Credo der Erhaltung 

eines ungebremsten Verkehrsflusses dahingehend verändert, ein möglichst ausgegliche-

nes Verhältnis zwischen den einzelnen Verkehrsträgern (siehe Glossarium S. 98) bzw. Teil-

verkehrssystemen (z. B. MIV, ÖPNV, Rad- und Fußgängerverkehr) zu erhalten und die 

Mobilität nachhaltig zu gestalten (Wilde, 2015). Mit Hilfe von strategischen Mobilitätskon-

zepten wird vermehrt versucht Mobilitätsbedürfnisse von Mensch und Wirtschaft mit den 

einhergehenden Belastungen für die Umwelt und dem Ressourcenverbrauch gerecht ab-

zuwägen, um einen möglichst breiten gesellschaftlichen Konsens zu finden (Beckmann, 

2016). Zudem haben sich auch neue Maßnahmen, wie beispielsweise zur gezielten Gestal-

tung des Mobilitätsverhaltens, etabliert (Rammert, 2018). Insgesamt fokussiert sich das pla-

nerische Handeln heutzutage mehr auf die Mobilität der Menschen als auf einen reinen 

Ausbau der Infrastrukturen (Wilde, 2015). 

In der Praxis wird dieser theoretische Anspruch jedoch gegenwärtig oftmals nicht ausrei-

chend umgesetzt, was unter anderem den vorhandenen Linienorganisationen innerhalb der 

Verwaltungen mit ihren traditionellen sektoralen Sichtweisen geschuldet ist (Ahrens, 2018). 

Um diesen Konflikten entgegenzuwirken und gleichzeitig den neuen Ansprüchen an die 

Mobilitätsplanung gerecht zu werden, wird vermehrt von verschiedenen Institutionen die 

Notwendigkeit der Entwicklung von neuen vernetzten, übergreifenden, nachhaltigen und 

umfassenden Mobilitätskonzepten gefordert und gefördert. Hierdurch soll die ganzheitliche 

Betrachtung des Themas Mobilität in einem Planungsraum, unter steter Beteiligung unter-

schiedlicher Akteure, ermöglicht werden. Ein solches Konzept kann zusammenfassend, ge-

mäß dem Titel dieser Arbeit, als integriertes Mobilitätskonzept (IMK) bezeichnet werden.  

So will beispielsweise der Freistaat Bayern zukünftig Strukturen und Rahmenbedingungen 

für eine Vernetzung von Akteuren verschiedener Kommunen schaffen, um einen Erfah-

rungsaustausch zu ermöglichen sowie die Entwicklung und Planung umfassender Mobili-

tätskonzepte über kommunale Zuständigkeitsgrenzen hinweg zu unterstützen (Bayerische 

Staatsregierung, 2020). Auch der Europäische Metropolregion München e.V. (EMM) hat 

sich dem langfristigen Ziel der Entwicklung eines IMK verschrieben, um somit die Erreich-

barkeit der einzelnen Standorte in der Region zukunftssicher und effizient zu gewährleisten 

sowie den wirtschaftlichen Erfolg zu sichern (Drees & Sommer, 2018).  

Aus der geschilderten Diskrepanz zwischen Theorie und Praxis in der Verkehrs- und Mobi-

litätsplanung sowie den jüngeren Bestrebungen verschiedener Institutionen resultiert folg-

lich auch der Forschungsbedarf für diese Masterarbeit, indem zu untersuchen ist, wie die 
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theoretischen Ansprüche praxistauglicher gestaltet werden können und dementsprechend 

eine anforderungsgerechte Entwicklung und Umsetzung von IMKs gefördert werden kann.  

1.2 Frage- und Zielstellung 

Basierend auf dem dargestellten Hintergrund und dem Forschungsbedarf soll zum einen 

die Frage beantwortet werden, welche Verkehrssysteme (Berücksichtigung des Personen-, 

Güter- und Logistikverkehrs), räumlichen Ebenen, Mobilitätsmanagementaspekte und 

sonstige Elemente integriert werden müssen, um ein IMK zu entwickeln. Hierfür ist die Ent-

wicklung eines Anforderungskatalogs anzustreben, in dem konkrete Integrationsansprüche 

zusammengestellt sind.  

Zum anderen ist als zweite Forschungsfrage zu untersuchen, welche Governance-Struktu-

ren resultierend geeignet bzw. erforderlich sind, um die Umsetzung eines IMK sicherzustel-

len. Ziel hierbei ist die Identifikation solcher Governance-Strukturen sowie eine Zusammen-

stellung in möglichst praxistauglicher und verständlicher Form.  

Diese Masterarbeit soll somit einen Beitrag zum allgemeinen Verständnis sowie zu den 

notwendigen Anforderungen für die Entwicklung und Umsetzung von IMKs leisten, um für 

aktuelle mobilitätsplanerische Bestrebungen eine Unterstützung anzubieten.   

1.3 Methodisches Vorgehen und Struktur der Arbeit 

Um die Forschungsfragen zu beantworten und die angestrebten Ziele zu erreichen, werden 

umfangreiche Literaturrecherchen und Analysen durchgeführt. Vor dem Hintergrund der in 

Kapitel 1.1 erwähnten Aktualität des Themas in Deutschland (Vorhaben von Freistaat Bay-

ern sowie EMM) wird der Fokus vorwiegend auf deutschsprachige Literatur gelegt, vervoll-

ständigt durch ergänzende Recherche-Erkenntnisse aus dem (größtenteils europäischen) 

Ausland.  

Zunächst wird wissenschaftliche Literatur recherchiert und zusammengefasst, die ein 

grundlegendes Theorieverständnis von Verkehr und Mobilität (Kapitel 2.1) sowie von inte-

grierter Verkehrs- und Mobilitätsplanung (Kapitel 2.2) verschaffen soll. Hierdurch wird ei-

nerseits wichtiges und aktuelles mobilitätsplanerisches Expertenwissen aus (vorwiegend) 

verkehrswissenschaftlicher Literatur erschlossen und andererseits erfolgt eine Annäherung 

an den Begriff IMK und dessen Bedeutung. Des Weiteren werden hierbei von Seiten der 
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Wissenschaftler identifizierte Herausforderungen in der Praxis zusammengefasst und an-

schließend herangezogen, um daraus weiteren Handlungs- sowie Forschungsbedarf für 

diese Arbeit zu benennen.  

Im Anschluss daran erfolgt in den Kapiteln 2.3.1 und 2.3.2, um konkreter auf die erste For-

schungsfrage einzugehen, ein vermehrter Fokus auf die Recherche, Zusammenfassung 

und Bewertung praxisorientierter Literatur, wie z. B. Leitlinien, Rahmenwerke usw., stets 

jedoch auch unter der Ergänzung weiterer Aspekte aus theoretisch-wissenschaftlicher Li-

teratur. Ziel dabei ist, wichtige Ansprüche, die an die Entwicklung von IMKs gestellt werden, 

zu erschließen. Beispielsweise wird dabei identifiziert, dass die kommunale Ebene als die 

wichtigste räumliche Ebene der Verkehrs- und Mobilitätsgestaltung betrachtet wird.  

Basierend auf Erkenntnissen der theoretisch- und praxisorientierten Literaturrecherche 

werden bereits umgesetzte IMKs und praktische Studien analysiert (Kapitel 2.3.3). Die prak-

tischen Studien werden durch eine Internetrecherche ausgewählt, da diese sich mit der 

Erstellung und Umsetzung von Gesamtverkehrskonzepten beschäftigen. Für die Analyse 

der umgesetzten IMKs werden drei im Zuge einer Internetrecherche stichprobenmäßig aus-

gewählt. Bei der Auswahl wird darauf geachtet, dass die Konzepte sich selbst als IMK be-

zeichnen und nicht älter als fünf Jahre sind, um aktuelle Daten zu erhalten und mit den 

zeitlich ähnlich veröffentlichten Leitlinien und Rahmenwerken zu vergleichen. Um ein brei-

tes Spektrum der kommunalen Ebene abzudecken, werden deshalb ein Konzept einer 

Kleinstadt (< 20.000 Einwohner), einer Großstadt (> 100.000 Einwohner) und eines Land-

kreises untersucht. Die Analyse der Konzepte folgt keinen vordefinierten quantitativen oder 

qualitativen Bewertungsmethoden. Durch die Analyse werden stattdessen summativ Er-

kenntnisse gewonnen, welche sich auf die in den Vorkapiteln dargestellten Aspekte der 

Integration, des Mobilitätsmanagements sowie der Beteiligung und Kooperation in den je-

weiligen IMKs beziehen, bzw. inwieweit diese berücksichtigt werden und ob zusätzliche 

Erkenntnisse gewonnen werden können. Ziel der Analyse ist es, die theoretischen und 

praktischen Erkenntnisse aus der Literatur mit den Erkenntnissen aus bereits umgesetzten 

Konzepten abzugleichen, um diese zusammenführen zu können.  

Die gewonnenen Ergebnisse aus Theorie und Praxis über die zu beachtenden Integrations-

ansprüche an die Entwicklung eines IMK werden schlussendlich in einer eigens formulier-

ten Definition und einem graphisch aufbereiteten Anforderungskatalog in Kapitel 2.4 zu-

sammengeführt. Dies ist erforderlich, um die komplexen und vielseitigen Erkenntnisse aus 

den vorangegangenen Kapiteln praxistauglich darzustellen und zu erläutern.  
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Um die zweite Forschungsfrage detailliert beantworten zu können, wird in Kapitel 3.1 in 

einem ersten Schritt allgemein Literatur bezüglich Governance recherchiert und zusam-

mengefasst, damit zum einen der Begriff an sich und zum anderen die Relevanz hiervon 

für eine erfolgreiche Implementierung eines IMK verständlich wird.   

Da sich aus den vorhergehenden Untersuchungen bereits zwangsläufig erste Governance-

Erkenntnisse ergeben haben, wird ergänzend dazu in einem zweiten Schritt theoretisch- 

und praxisorientierte Literatur recherchiert und hinsichtlich erweiternder Aspekte analysiert 

(Kapitel 3.2). Die Recherche zeigt unter anderem, dass es mehrere Unterstützungsstruktu-

ren, auch Rahmenprogramme genannt, gibt. Da es das Ziel ist, herauszufinden, welche 

Governance-Strukturen geeignet bzw. erforderlich sind, um die Umsetzung eines IMK, ge-

mäß den Integrationsanforderungen aus den Vorkapiteln, sicherzustellen, werden diese 

Rahmenprogramme anschließend näher untersucht. Dafür wird je ein Rahmenprogramm 

aus dem Inland (Kapitel 3.2.1) und eines aus dem Ausland (Kapitel 3.2.2) verwendet. In 

Abstimmung mit der Masterarbeitsbetreuung wurden hierfür das Zukunftsnetz Mobilität 

NRW (Zukunftsnetz Mobilität NRW, 2021a) sowie das Programm Agglomerationsverkehr 

in der Schweiz (Bundesamt für Raumentwicklung ARE, 2021) ausgewählt. Die Analyse der 

beiden Rahmenprogramme folgt keinen vordefinierten quantitativen oder qualitativen Be-

wertungsmethoden. Durch die Analyse werden stattdessen summativ Ergebnisse gewon-

nen, welche sich auf die Entstehung und Intention, die inhaltliche Ausrichtung und Erkennt-

nisse sowie die darin jeweils identifizierten Governance-Strukturen beziehen.  

Die gewonnenen Ergebnisse aus Theorie und Praxis über die zu beachtenden Governance-

Strukturen für die Entwicklung eines IMK werden schlussendlich in Kapitel 3.3 in einem 

graphisch aufbereiteten Kriterienkatalog zusammengeführt. Dies ist erforderlich, um die er-

neuten komplexen und vielseitigen Erkenntnisse praxistauglich darzustellen und zu erläu-

tern. Dieser Kriterienkatalog dient somit auch zur Überprüfung der aktuellen Situation und 

zur Bestimmung zukünftiger Anforderungen für einen Planungsraum, in dem ein oder meh-

rere IMKs etabliert werden sollen.   

Um einen Beitrag für die konkrete Umsetzung von IMKs zu leisten, wird in Kapitel 4 der 

entwickelte Kriterienkatalog bezüglich der Governance-Strukturen auf den Freistaat Bayern 

angewendet und dieses räumliche Beispiel analysiert. Es wird dabei aufgezeigt, wie die in 

den Vorkapiteln erarbeiteten Grundlagen und Strukturen in Bayern umgesetzt und etabliert 

werden können, um die Entwicklung von IMKs gemäß den formulierten Integrationsansprü-

chen zu fördern. Deshalb folgt auf Basis einer Internetrecherche eine einführende Beschrei-
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bung des Freistaats und die Vorstellung gegenwärtiger Strukturen und Planungsinstru-

mente (Kapitel 4.1). Resultierend aus dem Vergleich des Status quo mit den formulierten 

Governance-Strukturen (Kapitel 4.2.1) werden anschließend entsprechende Handlungs-

empfehlungen (Kapitel 4.2.2) gegeben. Auf Grundlage dieser Ergebnisse folgt in Kapitel 

4.2.3 eine abschließende Diskussion ausgemachter möglicher Schwierigkeiten und Chan-

cen.  

In Kapitel 5 werden die Erkenntnisse dieser Arbeit in Form eines Fazits zusammengefasst 

und ein Ausblick gegeben.  
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2 Die Bedeutung von integrierten Mobilitätskonzepten 

Dieses Kapitel soll ein umfassendes Bild zum Thema „Integrierte Mobilitätskonzepte“ und 

deren Relevanz für heute und die Zukunft, auf Basis einer Literaturrecherche, aufzeigen.  

Hierfür wird zunächst in Kapitel 2.1 ein grundlegender Überblick darüber gegeben, was 

unter Verkehr, Mobilität und der Planung davon genau zu verstehen ist. Anschließend folgt 

zur Annäherung an den Begriff IMK eine Zusammenstellung von Erkenntnissen aus wis-

senschaftlicher Literatur über die integrierte Verkehrs- und Mobilitätsplanung sowie dazu, 

welche Herausforderungen hierfür in der Praxis identifiziert werden (Kapitel 2.2). Um An-

sprüche an die Entwicklung eines IMK zu erschließen werden in Kapitel 2.3 praxisorientierte 

Literatur sowie umgesetzte IMKs aus der Praxis analysiert. Abschließend erfolgt in Kapi-

tel 2.4 auf Basis aller gewonnenen Erkenntnisse eine Definition des Begriffs IMK sowie die 

Formulierung eines Anforderungskatalogs.  

2.1 Zum Verständnis von Verkehr, Mobilität und (deren) Planung 

Für einen Menschen stellt die Möglichkeit zur Verkehrsteilnahme die eine der sieben Da-

seinsgrundfunktionen, neben Wohnen, Arbeiten, Sich-Versorgen, Sich-Bilden, Sich-Erho-

len und In Gemeinschaft leben, dar (Spektrum der Wissenschaft Verlagsgesellschaft mbH, 

2020), ohne welche es nicht möglich wäre, die sechs anderen zu erfüllen bzw. sie mitei-

nander zu verbinden (Kagermeier, 2007).  

 

Abbildung 1 Verkehrsteilnahme zur Verbindung der weiteren Daseinsgrundfunktionen (Eigene Dar-
stellung nach (Spektrum der Wissenschaft Verlagsgesellschaft mbH, 2020), 
(Kagermeier, 2007, S. 4) u. (Ansbacher et al., 2012, S. 1)) 
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Räumlich mobil zu sein ist heutzutage ein zentrales Element im Alltag der globalisierten 

Welt und stellt eine Grundvoraussetzung zur Teilnahme und Teilhabe an der Gesellschaft 

dar (Albrecht et al., 2020).  

Diese Arbeit befasst sich eingehend mit den Themen Mobilität und Verkehr, aber was ist 

hierunter eigentlich genau zu verstehen? Angesichts einer oftmals unscharfen Verwendung 

dieser Begriffe in der Literatur und im Sprachgebrauch, erscheint es als angemessen, diese 

zunächst in Kapitel 2.1.1 genauer darzulegen und abzugrenzen. Anschließend werden in 

Kapitel 2.1.2 kurz die Begrifflichkeiten Verkehrs- bzw. Mobilitätsplanung näher erläutert.  

2.1.1 Verkehr vs. Mobilität 

Laut Schwedes & Rammert (2020a) wird in der Praxis der Verkehrsforschung heutzutage 

nicht ausreichend genau zwischen den Bedeutungen von Mobilität und Verkehr unterschie-

den. Bracher et al. (2014) konstatieren sogar, das Wort Mobilität wird inflationär verwendet 

und oftmals mit Verkehr gleichgesetzt. Dabei sind die beiden Begriffe laut der Forschungs-

literatur keineswegs synonym zu gebrauchen, sondern sollten klar voneinander abgegrenzt 

werden (Schwedes & Rammert, 2020a; Becker, 2018; Bracher et al., 2014; Holz-Rau, 2009; 

Canzler, 2004).  

Das lateinische Wort mobilitas lässt sich mit Beweglichkeit übersetzen, wodurch auch 

schon die Bedeutung des Begriffs Mobilität verstanden werden kann, nämlich als Möglich-

keit zur Bewegung (Canzler, 2004). Hierunter wird die Vielzahl an Chancen verstanden, die 

zur Verfügung stehen und von denen eine individuell ausgewählt werden muss, um ein 

räumliches Bedürfnis (z. B. ein Einkauf) zu befriedigen (Rammert, 2018). Der so vorhan-

dene Möglichkeitsraum für Ortsveränderungen ist entscheidend, um am gesellschaftlichen 

Leben partizipieren und sich versorgen zu können (ebd.). Mobilität wird sowohl von objek-

tiven Aspekten, wie den vorhandenen Verkehrsangeboten (Straßen, ÖPNV etc.), als auch 

subjektiven Kompetenzen und Möglichkeiten (z. B. Pkw-/Führerscheinbesitz, Preis des 

ÖPNV etc.) beeinflusst (Holz-Rau, 2009). Der Vollständigkeit halber soll noch erwähnt wer-

den, dass es neben der räumlichen auch noch die soziale Mobilität gibt (Geißler, 2014), 

wobei sich die vorliegende Arbeit ausschließlich auf die räumliche Mobilität fokussiert.  

Wird nun räumliche Mobilität in faktische Bewegung umgesetzt, also realisiert, spricht man 

hingegen von Verkehr, was sowohl die Ortsveränderung von Personen als auch von Gütern 

oder Ähnlichem umfasst (Canzler, 2004). Wenn also eine Entscheidung getroffen wird, mit 

welcher Bewegungsmöglichkeit (= Mobilität) ein räumliches Bedürfnis (z. B. ein Einkauf) 
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befriedigt werden soll, dann resultiert dies in Verkehr (Rammert, 2018). Dieser Zusammen-

hang, zwischen Verkehr und Mobilität im Zusammenspiel mit äußeren Einflüssen, ist in Ab-

bildung 2 dargestellt. Andererseits stellt aber Verkehr auch das Instrument dar, durch das 

die Bedürfnisbefriedigung, und somit auch die Mobilität an sich, erst ermöglicht wird 

(Becker, 2018).  

 

 

Abbildung 2 Bedürfnis- und mobilitätsorientierter Entstehungsprozess von Verkehr (Schwedes et 
al., 2018, S. 35) 

 

2.1.2 Die Planung von Verkehr und Mobilität 

Soll Mobilität bzw. Verkehr beispielsweise für einen bestimmten Raum und zeitlichen Hori-

zont gezielt gestaltet oder verändert werden, erfordert dies ein Konzept. Hierunter kann 

man in diesem Zusammenhang einen klar definierten Plan bzw. ein Programm für ein be-

stimmtes Vorhaben verstehen (Bibliographisches Institut GmbH, 2020). Zur Entwicklung 

von Konzepten benötigt es Planung, womit allgemein das gedankliche Vorwegnehmen zu-

künftiger Handlungen gemeint ist, um hierdurch aus formulierten Zielen konkrete Maßnah-

men abzuleiten (Müller, 1995). 

Im Kontext von Verkehr und Mobilität spricht man dabei von Verkehrs- bzw. Mobilitätspla-

nung, wobei in der Literatur auch wiederum zwischen diesen beiden Begrifflichkeiten nicht 

immer konsequent unterschieden wird, bzw. Mobilitätsplanung oftmals nur als eine Art mo-

dernere Ablösedefinition verstanden wird (Schwedes et al., 2018). So betrachten beispiels-

weise Wilde et al. (2017) die Bezeichnung Mobilitätsplanung lediglich als eine Definitions-

erweiterung, wodurch ein Paradigmenwechsel, der den Mensch und seine Mobilität in den 
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Fokus rückt, zum Ausdruck gebracht werden soll. Ein ähnliche Sichtweise zeigt sich auch 

bei Rupprecht Consult (2019), die in den Guidelines zum Sustainable Urban Mobility Plan 

(kurz: SUMP; hierauf wird in Kapitel 2.3.2 noch ausführlicher eingegangen) einige Punkte 

dazu liefern, wie sich SUMP (dt. = Nachhaltige urbane Mobilitätsplanung) von der 

traditionellen Verkehrsplanung (engl. = Traditional Transport Planning) unterscheidet. Dem-

nach fokussiert sich die traditionelle Planung beispielsweise auf den Verkehr, einen einzel-

nen Verkehrsträger, Infrastruktur und ist stark sektoral geprägt (ebd.). Wogegen SUMP 

mehr auf den Menschen, eine integrierte Entwicklung aller (nachhaltigen) Verkehrsträger, 

nicht rein infrastrukturelle Maßnahmen sowie Interdisziplinarität abzielt (ebd.).  

Der insgesamt wohl am häufigsten in den Verkehrswissenschaften anzutreffende Begriff ist 

laut Schwedes et al. (2018) die Verkehrsplanung, wobei zwischen der Planung des Ge-

samtsystems Verkehr (als übergeordnetes System mit den drei Dimensionen Infrastruktur, 

Verkehrsprozess und Mobilität) und des reinen Verkehrsprozesses (also die tatsächliche 

Ortsveränderung) zu unterscheiden ist. Die Recherche für die vorliegende Arbeit liefert den 

Rückschluss, dass in der Literatur in der Regel die erste Bedeutung gemeint ist, wenn von 

Verkehrsplanung die Rede ist, was sich wiederum auch bei Beckmann (2016) widerspie-

gelt, der direkt von einer Verkehrssystemgestaltung spricht, die sowohl die Beeinflussung 

von Ortsveränderungen (Verkehr), als auch von Mobilität umfasst. So definiert beispiels-

weise auch die Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) Verkehrs-

planung als zielorientierte, systematische, vorausschauende und informierte Vorbereitung 

von Entscheidungen über den Verkehr (Angebot, Nachfrage, Abwicklung und Auswirkun-

gen) betreffende Eingriffe, wobei der Verkehr als Gesamtsystem betrachtet wird (FGSV, 

2018a). 

Schwedes et al. (2018) bezeichnen hingegen eine solche umfassende Planung, die die 

ganzheitliche Betrachtung des Systems (Infrastruktur, Verkehr und Mobilität) beinhaltet, als 

integrierte Verkehrsplanung. Das Wort integriert wird jedoch von Wilde (2015) auch im 

Zusammenhang mit Mobilitätsplanung als integrierte Mobilitätsplanung verwendet, um 

wiederum die Mobilität der Menschen zum Kern der Planungsaktivitäten zu erklären, 

wodurch der Paradigmenwechsel, der Abkehr von der klassischen Angebots- und 

Infrastrukturplanung, noch deutlicher auch sprachlich zum Ausdruck gebracht werden soll.  

Zusammenfassend wird festgestellt, dass sich die Bedeutungen der Begriffe Verkehrspla-

nung und Mobilitätsplanung in der Literatur zwar unterscheiden können, dies jedoch stark 

kontextabhängig ist. Sobald aber das Wort integriert vorneweg genannt wird, kann in der 

Regel davon ausgegangen werden, dass es sich dabei um eine ganzheitliche Betrachtung 
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des Gesamtsystems Verkehr, im Sinne einer abgestimmten und koordinierten Vorgehens-

weise aller Beteiligten, handelt  (Bracher et al., 2014; Beckmann, 2020; Schwedes & 

Rammert, 2020a). Aus diesem Grund wird für den weiteren Verlauf dieser Arbeit festgelegt, 

dass bei Erwähnung der Begriffe integrierte Verkehrsplanung und/oder integrierte Mobili-

tätsplanung, stets die Betrachtung des Gesamtsystems Verkehrs gemeint ist und keine Un-

terscheidung dazwischen stattfindet, auch wenn, beispielsweise wegen des Zitierens einer 

Quelle, nur eine der beiden Bezeichnungen verwendet wird.  

2.2 Die integrierte Verkehrs- und Mobilitätsplanung 

Nachfolgend wird das theoretisch-wissenschaftliche Verständnis verschiedener Autoren 

von einer integrierten Planung von Verkehr und Mobilität näher erläutert und anschließend 

mit, aus wissenschaftlicher Sicht, vorhandenen Herausforderungen in der Praxis konfron-

tiert, um daraus weiteren Forschungsbedarf als Legitimation für diese Arbeit abzuleiten.  

2.2.1 Das Ebenenverständnis der integrierten Verkehrsplanung 

Häufig wird die integrierte Verkehrsplanung in der Praxis nur als eine übergreifende Be-

trachtung aller Verkehrsträger verstanden, in der Regel erfordert jedoch die hohe Komple-

xität im Zusammenspiel von Raum, Verkehr und Mobilität eine umfangreichere Integration 

weiterer Bereiche (Gertz & Holz-Rau, 2020).  

In der mittlerweile 50-jährigen Geschichte dieses integrierten Planungsansatzes haben 

zahlreiche Experten und Wissenschaftler das Verständnis hiervon geprägt und laufend wei-

tere Integrationsschritte hinzugefügt (Schwedes & Rammert (2020b) liefern einen guten 

Überblick zur geschichtlichen Entwicklung des Ansatzes, von der Entstehung in den 1970er 

Jahren bis heute). Nach Ansicht von Schwedes & Rammert (2020b) trug um die Jahrtau-

sendwende Klaus Beckmann einen großen Teil zur Verbreitung des integrierten Planungs-

gedankens bei, indem er eine Vielzahl an Integrationsebenen formulierte, die zur Umset-

zung einer integrierten Verkehrsplanung beachtet werden müssen (siehe Abbildung 3). 

Dadurch ergaben sich erstmals konkrete Handlungsanweisungen, im Sinne einer am Men-

schen orientierten Planung, für die Verkehrsplanungspraxis (ebd.).  
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Abbildung 3 Integrationsebenen der Verkehrsplanung v. Beckmann (Beckmann, 2016, S. 733) 

 

Die verschiedenen, in Abbildung 3 dargestellten, zu integrierenden Ebenen umfassen 

maßnahmenbezogen (z. B. bezogen auf Bau, Betrieb etc.), räumlich (horizontal und verti-

kal), zeitlich (lang-, mittel- und kurzfristige Handlungsfelder und Wirkungsbereiche), modal 

(verkehrsträger- und verkehrsmittelübergreifend), sektoral (fachübergreifend) sowie physi-

sche und virtuelle Transportkomponenten (Beckmann, 2016).  

Eine Weiterentwicklung hiervon stellt das umfangreiche Modell der integrierten Verkehrs-

planung von Holz-Rau (2018) dar, das zu einer verstärkten Zusammenarbeit der Akteure 

beitragen soll. Darin werden die, nach Ansicht von Holz-Rau (2018), wichtigsten fünf Ebe-

nen (siehe Abbildung 4 in den äußeren Feldern), die die Verkehrsplanung sektoral, verti-

kal, horizontal sowie hinsichtlich der Verkehrsträger/-arten und der Akteure integriert, auf-

geführt.  
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Abbildung 4 Modell der integrierten Verkehrsplanung v. Holz-Rau (Holz-Rau, 2018, S. 125) 
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Hiernach soll die Verkehrsplanung verkehrsträger-, verkehrsmittel- und verkehrsartenüber-

greifend (siehe Glossarium S. 98) agieren (Verkehrsintegration) und mit den unterschiedli-

chen Fachdisziplinen (z. B. Stadtplanung) zusammenarbeiten (sektorale Integration), um 

ein interdisziplinäres Vorgehen sicherzustellen. Des Weiteren soll eine oftmals notwendige 

Kooperation zwischen den über- und untergeordneten Planungs- und Politikebenen (verti-

kale Integration) und den benachbarten räumlichen bzw. politischen Einheiten (horizontale 

Integration) erfolgen. Zudem wird die Einbindung sowohl von Akteuren als auch von Be-

troffenen (Integration der Akteure) empfohlen, um dadurch die Akzeptanz zu erhöhen und 

somit auch die erfolgreiche Umsetzung zu fördern. (Holz-Rau, 2018) 

Holz-Rau (2018) verbindet in seinem Modell auch konkret die gewünschten Zielansprüche 

mit der Verkehrsplanung, indem auch das Push&Pull-Prinzip in Verbindung mit den Wir-

kungsebenen der Maßnahmen und erwünschten Effekten sowie den Handlungs- und Poli-

tikfeldern (siehe Abbildung 4 in den mittleren Feldern) behandelt werden. Unter Pull-Maß-

nahmen versteht man in diesem Zusammenhang verkehrsplanerische Interventionen, die 

bestimmte gewünschte Handlungsweisen fördern und unter Push-Maßnahmen dagegen 

solche, die unerwünschten Handlungsweisen entgegenwirken (ebd.). Zur (positiven) Beein-

flussung der Wirkungsebenen führt Holz-Rau (2018) des Weiteren drei Strategien an, die 

in aktuellen verkehrspolitischen Diskussionen formuliert werden, nämlich die Verkehrsver-

meidung (Reduzierung des Verkehrsaufwands etc.), die Verkehrsverlagerung (geringere 

Pkw- und Lkw-Nutzung etc.) und die verträgliche Abwicklung des Verkehrs (geringere Emis-

sionen etc.).  

Der von Holz-Rau (2018) konzipierte Ansatz einer integrierten Verkehrsplanung mit den 

fünf Integrationsebenen sowie weiteren wichtigen Ansprüchen, wie politischer Abstimmung 

und gesellschaftlicher Beteiligung, findet sich auch in den aktuellen „Empfehlungen für Ver-

kehrsplanungsprozesse“ (FGSV, 2018a), welche unter der Leitung von Christian Holz-Rau 

entstanden sind. Hierdurch könnte laut Schwedes & Rammert (2020b) zukünftig auch die 

Planungspraxis dementsprechend positiv in diese Richtung verändert werden, weswegen 

die Übertragung in ein so relevantes Regelwerk einen Erfolg des integrierten 

Planungsgedankens darstellt, wenngleich ihnen die Ausprägung davon noch nicht 

ausreichend erscheint.  

Aus Sicht von Schwedes & Rammert (2020b) sind die bisherigen Ansätze und Modelle der 

integrierten Verkehrsplanung zu komplex und unverständlich, weshalb die Anwendung in 

der Praxis noch zu gering ausfällt. Demnach benötigt es eine nachvollziehbarere Ausfor-
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mulierung der Ansprüche einer am Menschen orientierten integrierten Verkehrsplanung so-

wie eindeutige Handlungsanleitungen für die praktizierenden Planenden, um die immer grö-

ßer werdenden Herausforderungen in der Planung von Mobilität und Verkehr zu bewältigen 

(ebd.). In diesem Sinne wird die Weiterentwicklung zu einer modernen integrierten Ver-

kehrsplanungstheorie gefordert, die logisch konsistent, praxistauglich und verständlich ist 

(ebd.). Um diesen Ansprüchen gerecht zu werden, stellen Schwedes & Rammert (2020b) 

ein Planungsverständnis vor, das vier Ebenen (normativ, fachlich, räumlich und politisch) 

umfasst, über die die Planung integriert werden sollte (siehe Abbildung 5).  

 

Abbildung 5 Kompass einer modernen integrierten Verkehrsplanung (Schwedes & Rammert, 
2020b, S. 25) 

 

Die Verkehrsplanung in Deutschland ist oftmals zu sehr darauf bedacht, ein objektives 

normfreies Entscheidungsfinden zu suggerieren, dem in der Praxis aber meist nicht Rech-

nung getragen wird, was wiederum zu Intransparenz und Unzufriedenheit führt. Eine Ab-

kehr hiervon stellt die normative Integration dar, die gezielt aktuelle politische und gesell-

schaftliche Leitbilder in die Planung einbettet. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass ein 

nachvollziehbarer Zusammenhang zwischen verkehrsbezogenen Strategien bzw. Maßnah-

men und verkehrspolitischen Leitbildern bzw. Zielkriterien besteht, der notwendige Trans-

parenz und gesellschaftliche Akzeptanz erzeugt. (Schwedes & Rammert, 2020b) 
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Am Beispiel des EU-Planwerks SUMP (hierauf wird in Kapitel 2.3.2 noch ausführlicher 

eingegangen) ist bereits seit einiger Zeit zu erkennen, wie das Einarbeiten eines konkreten 

Leitbildes (= Sustainable Urban Mobility) in die Planung von Verkehr und Mobilität umge-

setzt werden kann, wodurch auch die ausgemachte Relevanz einer normativen Integration 

innerhalb der EU zum Ausdruck kommt.  

Als weitere Ebene der modernen integrierten Verkehrsplanung benennen Schwedes & 

Rammert (2020b) die politische Integration, die in den Ansätzen von Beckmann (2016) und 

Holz-Rau (2018) als vertikale Integration und Integration der Akteure Beachtung findet 

(siehe Abbildung 3 und Abbildung 4). Hierdurch sollen alle politischen und gesellschaftli-

chen Akteure gleichberechtigt in den partizipativen und kooperativen Planungsprozess ein-

gebunden werden (Schwedes & Rammert, 2020b). Die dritte Ebene, die fachliche Integra-

tion, ist mit der in der Literatur verbreiteten Bezeichnung der sektoralen Integration (siehe 

Abbildung 3 und Abbildung 4) gleichzusetzen (ebd.). Nach Ansicht von Schwedes & 

Rammert (2020b) kann der hohen Komplexität von Mobilität und Verkehr nur dann zufrie-

denstellend Sorge getragen werden, wenn alle beteiligten Fachrichtungen über die jeweili-

gen Disziplingrenzen hinweg multiperspektiv zusammenarbeiten. Die letzte Ebene, die 

Schwedes & Rammert (2020b) nennen, ist die räumliche Integration, die in der Literatur 

oftmals als horizontale Integration (siehe Abbildung 3 und Abbildung 4) bezeichnet wird. 

Hierbei werden verkehrliche Planungsziele und Strategien über administrative und geogra-

phische Grenzen hinweg kooperativ und gleichberechtigt verfolgt und umgesetzt.   

Die moderne integrierte Verkehrsplanung nach Schwedes & Rammert (2020b) versteht sich 

insgesamt als planerisches Handeln, das verkehrspolitische Zielkriterien nachhaltig und mit 

Hilfe der Integration über die vier vorgestellten Ebenen umsetzt. Jedoch wird konstatiert, 

dass sich dieser Ansatz vorwiegend in Bezug auf den großen Stellenwert der Einbettung 

von Leitbildern in die Planung über die normative Integration von anderen, wie z. B. dem 

Modell von Holz-Rau (2018), unterscheidet. Die weiteren drei Integrationsebenen finden 

sich auch, mehr oder weniger ausgeprägt, in anderen integrierten Verkehrsplanungstheo-

rien (Ahrens, 2018; Beckmann, 2016; Holz-Rau, 2018; Gertz, 2019).  

2.2.2 Herausforderungen in der Praxis 

Wie bereits erwähnt, genügt die Umsetzung in der Planungspraxis in Deutschland nicht 

hinreichend den, in Kapitel 2.2.1 vorgestellten, Ansprüchen des integrierten Verkehrspla-

nungsverständnisses aus der Theorie. Bevor auf mögliche Gründe hierfür eingegangen 
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wird, empfiehlt es sich zunächst die verwendeten Planungsinstrumente in Deutschland so-

wie den Prozess der Verkehrsplanung genauer zu betrachten. 

Planungsebenen und Instrumente    

Die Instrumente für die Fachplanung Verkehr lassen sich in Deutschland hierarchisch den 

gleichen Planungsebenen zuordnen, wie in der räumlichen Planung (siehe Tabelle 1). So-

wohl formelle (z. B. Planfeststellung) als auch informelle Planungsverfahren (z. B. Verkehrs-

entwicklungsplanung) kommen hierbei zum Einsatz, wobei erstere einen rechtsverbindli-

chen Charakter haben, der kaum Handlungsspielraum für Akteure lässt (Ahrens & Schöne, 

2008). Informelle Planungsinstrumente stellen eine Ergänzung hierzu dar, für die keine Ver-

fahrensvorgaben existieren, wodurch sie flexibel und situationsbedingt angewendet werden 

können (ebd.). Somit bietet sich die Möglichkeit, Projekte frühzeitig unter vielfältiger Koope-

ration abgestimmt zu entwickeln und umzusetzen, was die Gefahr für Fehlplanungen deut-

lich abgeschwächt (ebd.).  

Tabelle 1   Ausgewählte Instrumente der Raum- und Verkehrsplanung (Eigene Darstellung basie-

rend auf (FGSV, 2018a, S. 17; FGSV, 2013, S. 12)) 

Bezugsraum Räumliche Planung Fachplanung Verkehr 

Europäische Union Territoriale Agenda der EU TEN (transeuropäische Netze) 

Bundesebene Leitbilder der Raumordnung 
Bundesverkehrswegeplan,         
Nationaler Radverkehrsplan,     
Planfeststellungsverfahren 

Bundeslandebene 
Landesentwicklungsplan, 
Raumordnungsverfahren 

Landesverkehrswegeplan/-pro-
gramm, Planfeststellungsverfahren 

Regionalebene 
Regionalplan, Raumordnungs-
verfahren, regionale Entwick-
lungskonzepte 

Regionaler VEP, regionaler SUMP, 
regionaler Nahverkehrsplan, Plan-
feststellungsverfahren 

Kommunale Ebene 
Flächennutzungsplan,               
Bebauungsplan 

Kommunaler VEP, kommunaler 
SUMP, sektorale Verkehrskonzepte, 
lokaler Nahverkehrsplan,           
Planfeststellungsverfahren 

Als zentraler Akteur erstellt der Bund, unter Abstimmung mit den Ländern, den Bundesver-

kehrswegeplan, der als verkehrsträgerübergreifendes Planungsinstrument Maßnahmen 

des Neu-, Ausbaus und Unterhalts von Bundesschienenwegen, Bundesfernstraßen und 

Bundeswasserstraßen hinsichtlich ihrer Dringlichkeit einstuft (Ahrens & Schöne, 2008). Zu-
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dem nimmt der Bund durch die Gestaltung weiterer Rahmenbedingungen, wie z. B. be-

stimmte Gesetze oder die Höhe der Mineralölsteuer usw., direkt oder indirekt Einfluss auf 

den Verkehrsbereich (Holz-Rau, 2018). Auch auf Bundesländerebene (z. B. Landesver-

kehrswegeplan), regionaler Ebene (z. B. regionaler Verkehrsentwicklungsplan; kurz: VEP) 

und kommunaler Ebene (z. B. kommunaler VEP) liegen zahlreiche Regelungskompetenzen 

für den Verkehr, erkennbar anhand der in Tabelle 1 aufgeführten Planungsinstrumente  

(FGSV, 2018a). Auf allen Ebenen der Fachplanung Verkehr und der räumlichen Planung 

muss auch immer eine Abstimmung mit anderen Fachplanungen, wie z. B. der Umweltpla-

nung (u. a. Naturschutz, Luftreinhaltung, Lärm), erfolgen (FGSV, 2013). 

Von Seiten der Europäischen Kommission wird seit einigen Jahren, zur stärkeren Ausrich-

tung auf eine nachhaltige Mobilität, die Entwicklung von SUMPs empfohlen, welche unter 

anderem verstärkt auf die integrierte Entwicklung aller relevanten Verkehrsträger sowie auf 

die Kooperation über institutionelle Grenzen hinweg abzielen (Eltis, 2020). Dieses neuere 

Planungsinstrument ähnelt den in Deutschland besser bekannten VEPs, fokussiert sich je-

doch mehr auf die Themen Nachhaltigkeit, Beteiligung, Integration und Evaluation (Arndt & 

Drews, 2019). Die beiden informellen Planwerke und die dazugehörigen Regel- bzw. Leit-

werke werden in Kapitel 2.3.2 näher betrachtet. 

Planungsprozesse     

Laut der FGSV (2018a) ist Verkehrsplanung ein kontinuierlich zu betreibender iterativer 

Prozess, dessen Ziele stets möglichst umfassend (Effektivität) und mit möglichst geringem 

Ressourceneinsatz (Effizienz) erreicht werden sollen. Zudem sollen die Planungsmetho-

den, -verfahren und -abläufe stets fachlich einwandfrei (Korrektheit) und auch für Externe 

verständlich (Transparenz) sein sowie die Planungsabläufe und -ergebnisse von möglichst 

vielen Beteiligten und Betroffenen akzeptiert (Akzeptanz) werden. Der mehrstufige Pla-

nungsprozess (siehe Abbildung 6) ist in die vier Phasen Orientierung, Problemanalyse, 

Maßnahmenuntersuchung und Umsetzung der Konzepte unterteilt, die kontinuierlich von 

übergreifenden Aufgaben bezüglich des Qualitätsmanagements, der Evaluation sowie der 

Information und Beteiligung relevanter Akteure begleitet werden. Auch wenn der Planungs-

prozess hier linear dargestellt ist, finden in der Praxis jedoch oft auch, je nach Komplexität 

der Aufgabenstellung (z. B. bei Verkehrsentwicklungsplanungen), Rückkopplungen oder 

andere Abweichungen statt. (FGSV, 2018a) 
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Abbildung 6 Verkehrsplanung als Prozess (FGSV, 2018a, S. 13) 
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In diesem sehr idealtypischen Planungsverständnis werden politische Beschlüsse von fach-

planerischen Tätigkeiten fundiert vorbereitet, was gerade bei komplexen und konfliktträch-

tigen Planungsaufgaben äußerst notwendig ist (Gertz & Holz-Rau, 2020). Jedoch wird in 

der Praxis hiervon häufig abgewichen, wenn beispielsweise politische Einzelentscheidun-

gen losgelöst von strategischen Zielsetzungen getroffen werden, wodurch anschließend 

Konflikte auftreten (ebd.). Dies verdeutlicht, wie wichtig die Konsistenz der definierten Ziele, 

Strategien, Handlungskonzepte und Maßnahmen für die Planung ist (ebd.). Je größer, viel-

fältiger und weitreichender eine anzugehende Planung ist, desto wichtiger ist ein integrier-

tes Vorgehen, das ein breites Spektrum aller vorhandenen Interessen und Akteure abdeckt 

(Stanley, 2015). Um eine abgestimmte Planung von Verkehr und Mobilität zu erreichen, 

erfordert es deshalb die konsequente Zusammenführung aller relevanten Akteure, Aspekte 

und Planungsgrundlagen, im Sinne einer integrierten Verkehrsplanung (Gertz, 2019).  

Das neukonzipierte Modell zur Verkehrsgestaltung von Rammert (2019) kann deshalb als 

ein weiterer Schritt dahin, die Ansätze der integrierten Verkehrsplanung der Politik- und 

Planungspraxis näher zu bringen, verstanden werden (siehe Abbildung 7). Abweichend 

vom eher linear ausgerichteten Verständnis des Planungsprozesses (siehe Abbildung 6), 

setzt dieses Gestaltungsmodell Planung (strategische Ebene), Management (operative 

Ebene) und Evaluation (kontextualisierende Ebene) in eine zirkuläre Beziehung zueinander 

(ebd.). 

 

Abbildung 7 Neukonzipiertes Modell zur Verkehrsgestaltung (Rammert, 2019, S. 143) 
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Hierbei stellt die strategische Ebene das Schlüsselelement des gesamten integrierten Pla-

nungsprozesses dar, weil in ihr sowohl die operationalisierbaren Ziele, auf Basis der im 

Leitbild bestimmten Zielgrößen, als auch zielbezogene Strategien vor dem Hintergrund ei-

ner Wirkungsabschätzung festgelegt bzw. entwickelt werden (Rammert, 2019). Anschlie-

ßend werden in der operativen Ebene konkrete Maßnahmen zum Erreichen der definierten 

strategischen Zielgrößen konzipiert, umgesetzt und betreut (ebd.). Im Rahmen der Wir-

kungskontrolle werden die umgesetzten Maßnahmen an die Evaluationsebene übermittelt, 

die wiederum zunächst die Umsetzung der gesetzten Ziele überprüft, um anschließend, auf 

Basis der so erhaltenen Ergebnisse, entsprechend angepasste Strategien für die Zukunft 

zu entwerfen (ebd.). Dieses zirkuläre Zusammenspiel der drei Ebenen ermöglicht die voll-

wertige Integration der Planung gemäß gesetzten Leitbildern und somit auch eine nachhal-

tige Verkehrsplanung (Schwedes et al., 2018).  

Herausforderungen und Forschungsbedarf      

Trotz der Versuche, das Verständnis von einer modernen integrierten Verkehrsplanung zu-

gänglicher zu gestalten, identifiziert Rammert (2019) in der Praxis heutzutage vor allem 

noch Probleme auf Politik- und Verwaltungs- bzw. Planungsebene, die so einen integrierten 

Verkehrsplanungsprozess behindern. So werden beispielsweise der Personalmangel sowie 

die immer noch stark segregierten Zuständigkeitsbereiche innerhalb der Verwaltungen als 

Problemfelder benannt (ebd.). Diese beiden zu beseitigen, erfordert eine umfangreiche und 

langwierige, aber für eine wirklich integrierte Verkehrsplanung notwendige, Verwaltungsre-

formation (ebd.). Auf Seiten der Politik wird z. B. die Aversion politischer Entscheidungsträ-

ger gegenüber restriktiven Maßnahmen kritisiert (ebd.). Dabei wird gerade die Kombination 

aus regulierenden bzw. verbietenden mit fördernden bzw. angebotsorientierten Maßnah-

men (im Sinne des Push&Pull-Prinzips) als besonders effektiv zur Verkehrssystemgestal-

tung angesehen (Holz-Rau, 2018). Als weiteres Problemfeld auf politischer Ebene werden 

fehlende Kommunikationskanäle benannt, die sich in Widersprüchen zwischen der öffentli-

chen Darstellung und der wirklichen Umsetzung zeigen (z. B. die Entfernungspauschale im 

Gegensatz zum Leitbild einer kompakten Stadt) und somit für Intransparenz sorgen 

(Rammert, 2019).  

Rammert (2019) kritisiert außerdem die unzureichende Integration der (Zivil-)Gesellschaft 

in den Verkehrsgestaltungsprozess, obwohl gerade deren Anerkennung als vollwertigen 

Experten für breitere Akzeptanz bei den Maßnahmen sorgen würde. Zudem wird eine man-

gelnde Kooperation bundespolitischer und kommunalpolitischer Akteure hinsichtlich ver-

kehrspolitischer Ziele konstatiert (ebd.). Auch das, relativ gesehen, kurzfristige Handeln von 
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politischen Akteuren und die, im Vergleich dazu, langfristigen Auswirkungen auf den Ver-

kehrssektor sind problematisch (Scheiner, 2016). Des Weiteren ist die Tatsache, dass bis-

lang die Ideen und Ansätze der integrierten Verkehrsplanung in Deutschland zu wenig in 

konkreten Leitfäden und Regelwerken aufgegriffen werden, äußerst hinderlich (Schwedes 

& Rammert, 2020b). Andere Länder, wie z. B. Frankreich und England, forcieren dagegen 

durch entsprechende Gesetze, Leitlinien und Finanzierungen deutlich mehr die korrekte 

Anwendung des integrierten Planungsverständnisses sowie eine nachhaltige und partizipa-

tive Ausrichtung der Verkehrsgestaltung (May et al., 2017). 

Aus der Notwendigkeit die geschilderte Diskrepanz zwischen Theorie und Praxis zu besei-

tigen, ergibt sich schlussendlich der Forschungsbedarf für diese Masterarbeit. Insgesamt 

muss das Verständnis von einer modernen integrierten Verkehrs- und Mobilitätsplanung 

noch zugänglicher gestaltet werden. Hierfür gilt es zu untersuchen, wie die theoretischen 

Ansprüche praxisnäher formuliert und dementsprechend angewendet werden können.  

Ein Planungsinstrument, das möglichst umfangreich versucht, den Ansprüchen und Moti-

ven der integrierten Verkehrsplanung, im Sinne einer nachhaltigen, partizipativen und am 

Menschen orientierten Verkehrs- und Mobilitätsgestaltung, gerecht zu werden, kann, ganz 

gemäß dem Titel dieser Arbeit, als integriertes Mobilitätskonzept (IMK) bezeichnet werden. 

Im Grunde stellt somit ein IMK das Ergebnis eines integrierten Verkehrsplanungsprozesses 

dar. Jedoch ergibt sich hierbei der Forschungsbedarf, zu ergründen, wie eine anforderungs-

gerechte Entwicklung und Umsetzung von IMKs aussehen soll und gefördert werden kann. 

Damit verständlich wird, wie die in den vorherigen Kapiteln vorgestellten theoretisch-kon-

zeptionellen Grundlagen in der Praxis konkret zu einem IMK entwickelt werden können, 

widmet sich das folgende Kapitel 2.3 ausführlich der Analyse praxisorientierter Literatur und 

der Zusammenstellung darin identifizierter Anforderungen, die bei der Entwicklung eines 

IMK zu beachten und einzubeziehen sind.  
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2.3 Zur Entwicklung integrierter Mobilitätskonzepte 

Wie schon in Kapitel 1.1 dargestellt, orientiert sich das Leitbild der Planung heute mehr an 

den Bedürfnissen der Menschen, was sich laut Beckmann (2016) in der Entwicklung stra-

tegischer Mobilitätskonzepte (z. B. Masterplan Mobilität) widerspiegelt. Auch wenn die im-

mer öfter anzutreffende Bezeichnung integriertes Mobilitätskonzept (IMK) die Vermutung 

nahelegt, dass darin Ansätze des integrierten Planungsverständnisses (siehe Kapitel 2.2) 

involviert sind, lässt sich jedoch nicht allein aufgrund des Titels automatisch darauf schlie-

ßen, was genau darunter zu verstehen ist bzw. welche (Integrations-)Aspekte bei der Ent-

wicklung in welchem Umfang berücksichtigt werden.  

Zudem stellt sich die Frage, wie und wo ein IMK als Planungsinstrument (siehe auch Ta-

belle 1 auf S. 17) zu verorten ist. Die Recherche nach Konzepten, die sich ihrem Namen 

nach als IMK bezeichnen, zeigt, dass man diese auf kommunal-städtischer Ebene (z. B. 

„Integriertes Mobilitätskonzept Altstadt Lippstadt“ (Bexen et al., 2014) oder „Integriertes Mo-

bilitätskonzept 2030+“ der Stadt Düsseldorf (Landeshauptstadt Düsseldorf, 2017)), auf 

kommunal-regionaler Ebene (z. B. „Nachhaltiges und integriertes Mobilitätskonzept für den 

Landkreis Ebersberg“ (Ansbacher et al., 2012) oder „Integriertes Mobilitätskonzept für den 

Landkreis Bayreuth“ (IMK LK Bayreuth, 2019)) und sogar auf Bundeslandebene (z. B. „In-

tegrierter Landesverkehrsplan Mecklenburg-Vorpommern“; bezeichnet als Mobilitätskon-

zept der Landesregierung (Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern, 2018)) antrifft.  

Auch in der Literatur lassen sich keine eindeutige Rahmung des Bezugsraums eines IMK 

und keine uniformen Anforderungen daran hinsichtlich Entwicklung und Umsetzung finden, 

was grundsätzlich die Frage aufwirft, was der funktionale Raum eines IMK ist und welche 

inhaltlichen Aspekte berücksichtigt werden müssen. So betrachtet beispielsweise das BMVI 

(2016) in einem Forschungsvorhaben IMKs vorwiegend vor dem Hintergrund einer zu-

kunftsgerechten und nachhaltigen Sicherstellung der Daseinsvorsorge in ländlichen Räu-

men mit einem Fokus auf die Integration innovativer Mobilitätsangebote. Das Zukunftsnetz 

Mobilität NRW (2020a) bezeichnet dagegen ein IMK als ideales Resultat des kommunalen 

Mobilitätsmanagements (wird nachfolgend in Kapitel 2.3.1 genauer erläutert), das als eine 

Art Masterplan zur Strategieentwicklung und Maßnahmenumsetzung auf kommunaler 

Ebene fungiert und hierbei eine ganzheitliche und partizipative Betrachtung von Mobilitäts-

gestaltung in den Verwaltungsstrukturen verankert.  

Es kann nun konstatiert werden, dass sich in Planungspraxis und Literatur keine allgemein-

gültige Definition hinsichtlich des Planungsraums und des Untersuchungsgebiets sowie der 
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zu berücksichtigenden Integrationsaspekte findet, wodurch der informelle Charakter eines 

IMK unterstrichen wird. Eine Studie des Difu (Arndt & Drews, 2019) und das Zukunftsnetz 

Mobilität NRW (2020b) legen jedoch nahe, dass ein IMK in Deutschland oftmals einen VEP 

oder SUMP darstellt bzw. auf Basis der jeweils dafür konzipierten Regel- bzw. Leitwerke 

entwickelt wird. Zudem wird auch auf europäischer Ebene der SUMP als zentrales Element 

für eine integrierte Verkehrsplanung betrachtet (Hristoski et al., 2019; May et al., 2017).  

Es empfiehlt sich daher, die Planungshilfen für VEP und SUMP genauer zu betrachten und 

zu analysieren (Kapitel 2.3.2). Zunächst wird jedoch in Kapitel 2.3.1 auf die wichtige Rolle 

des Mobilitätsmanagements für IMKs sowie für die integrierte Verkehrsplanung generell 

eingegangen. Anschließend werden in Kapitel 2.3.3, basierend auf Erkenntnissen der the-

oretisch- und praxisorientierten Literaturrecherche, bereits umgesetzte IMKs und praktische 

Studien hinsichtlich zusätzlicher wichtiger Aspekte für die Entwicklung von IMKs analysiert.  

2.3.1 Mobilitätsmanagement als tragende Säule 

Dem Mobilitätsmanagement wird in der Literatur weitestgehend einheitlich ein hoher Stel-

lenwert, als unverzichtbares Handlungsfeld einer nachhaltigen Verkehrssystemgestaltung, 

beigemessen (Schwedes & Rammert, 2020a; Jansen & Unger-Azadi, 2019; EPOMM, 2018; 

Bracher et al., 2014). So zeichnet sich laut Beckmann (2016) bei neueren (integrierten) 

Mobilitätskonzepten eine hohe Entwicklungsdynamik dahingehend ab, vermehrt auch Mo-

bilitätsmanagementmaßnahmen zur zielorientierten Gestaltung des individuellen Mobilitäts-

verhaltens einzusetzen, um den schwerpunktmäßigen Zielen Lebensqualität, Ressourcen-

schutz und Nachhaltigkeit, bei gleichzeitiger Wirtschaftsentwicklung, gerecht zu werden.   

Entstehung und Definition              

Ursprünglich aufgrund der Ölkrise in den 1970er-Jahren in den USA entstanden, vorwie-

gend zur Verhaltensänderung von Verkehrsteilnehmern des MIV, hat sich der Ansatz seit 

den 1990er-Jahren auch vermehrt in Europa verbreitet (FGSV, 2018b). In Deutschland ist 

es jedoch in der Praxis bisher, im Vergleich zu anderen europäischen Ländern wie Groß-

britannien oder den Niederlanden, noch zu keiner flächendeckenden Umsetzung des Mo-

bilitätsmanagements gekommen (Rühl, 2017). Trotz dieses schon relativ langen Anwen-

dungszeitrums existieren in der Literatur immer noch unterschiedliche Definitionen für das 

Mobilitätsmanagement, z. B. von der FGSV (2018b), der EPOMM (2020), Rühl (2017) oder 

Schwedes et al. (2017). Auf Basis davon soll Mobilitätsmanagement zusammengefasst, im 

Rahmen dieser Arbeit, als wichtige instrumentelle Stütze der integrierten Verkehrsplanung 

verstanden werden, die durch zielgerichtete Beeinflussung von Verkehrsteilnehmern und 
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mit Hilfe integrierter Maßnahmenbündel versucht das Mobilitätsverhalten zu verändern, 

stets vor dem Hintergrund einer abgestimmten, nachhaltigen, effizienzsteigernden und so-

zialverträglichen Verkehrsentwicklung. Daneben muss auch erwähnt werden, dass sich 

Mobilitätsmanagement in der Literatur nahezu einheitlich nur auf den Personenverkehr be-

zieht (FGSV, 2018b; Rühl, 2017).  

Ziele, Wirkungsmerkmale und Nutzen               

Im Allgemeinen richten sich die strategischen Ziele des Mobilitätsmanagements nach den 

bekannten drei V der Verkehrsplanung (Verkehrsvermeidung, Verkehrsverlagerung, ver-

trägliche Abwicklung des Verkehrs), um die Verkehrs- und Umweltbelastungen zu verrin-

gern, ohne die Mobilitätsbedürfnisse der Menschen zu beschränken (FGSV, 2018b). Bei 

der Umsetzung agiert das Mobilitätsmanagement stets integriert hinsichtlich der Ebenen 

der integrierten Verkehrsplanung (Einbeziehung verschiedener Verkehrsmittel etc.) und 

wendet vorrangig sogenannte weiche Maßnahmen (Information, Koordination, Beratung, 

Organisation) an, um hierdurch mobile Menschen bei der Verkehrsmittelwahl zu beeinflus-

sen (ebd.). Hierbei kann es sich z. B. um zielgruppenspezifische Informationskampagnen 

zum Mobilitätsmanagement oder Image- bzw. Marketingkampagnen für nachhaltige Ver-

kehrsmittel handeln (Rühl, 2017). Im Gegensatz zu früheren Auffassungen beschränkt sich 

das Mobilitätsmanagement jedoch nicht nur auf weiche, sondern wendet auch zielorientiert 

normative, monetäre und infrastrukturelle Maßnahmen, also harte Maßnahmen, an (FGSV, 

2018b). Dies können z. B. bestimmte Mautkonzepte sein oder regulatorische Maßnahmen, 

wie räumliche, zeitliche oder fahrzeugabhängige Fahrverbote (Rühl, 2017). Durch den An-

satz, das Mobilitätsverhalten zu verändern, erschließt das Mobilitätsmanagement ein neues 

Repertoire an Lösungspotenzialen, die klassische rein infrastrukturelle, betriebliche und 

technische Maßnahmen nicht bieten können und es ist im Vergleich dazu auch sehr kos-

tengünstig (FGSV, 2018b). So zeigt eine Untersuchung des Zukunftsnetz Mobilität NRW 

(2016), dass durch die Umsetzung von Mobilitätsmanagementmaßnahmen bei der Betrach-

tung des Gesamtsystems Verkehr nicht mehr Kosten verursacht, sondern in vielen Berei-

chen eine effizientere Mittelverwendung ermöglicht wird. Hierdurch ergeben sich sowohl 

aus Nutzer-, kommunaler als auch gesellschaftlicher Perspektive Einsparpotentiale, wie z. 

B. durch die Vermeidung/Verlagerung von Pkw-Verkehr oder durch Effizienzsteigerungen 

des motorisierten Verkehrs (ebd.). Um verkehrs- und umweltpolitische Ziele möglichst im 

gesamten Planungsraum zu erreichen, ist es erforderlich, Mobilitätsmanagement in allen 

dort vorhandenen formellen und informellen Planungsinstrumenten zu berücksichtigen 

(Rühl, 2017).  
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Handlungsfelder und Akteure        

Im Hinblick auf die verschiedenen Handlungsfelder (siehe Abbildung 8) muss zwischen 

der übergeordneten, strategisch ausgerichteten, Ebene des kommunalen Mobilitätsmana-

gements (Träger hiervon können neben Städten/Gemeinden auch Landkreise oder regio-

nale Körperschaften sein; zum Begriff Kommune siehe Glossarium S. 97) und der operati-

ven Ebene des zielgruppenbezogenen Mobilitätsmanagements differenziert werden 

(FGSV, 2018b).  

 

Abbildung 8 Die Handlungsfelder des Mobilitätsmanagements im Überblick (Eigene Darstellung 
nach (FGSV, 2018b, S. 11)) 

Dem kommunalen Mobilitätsmanagement kommt hierbei die Aufgabe bei, die Gesamtheit 

der systematischen Mobilitätsmanagement-Aktivitäten der Kommune zu bündeln und hier-

für gleichzeitig den mittel- bis langfristigen strategischen Rahmen vorzugeben (FGSV, 

2018b). Zudem sollen dadurch die für Mobilität und Verkehr relevanten Fachstellen der 

Verwaltung in ihrem Planen und Handeln koordiniert und entsprechend der (nachhaltigen) 

verkehrspolitischen Ziele ausgerichtet werden (ebd.). Hierzu ist es notwendig, in einem 

strukturierten, kontinuierlichen und fachbereichsübergreifenden Abstimmungsprozess eine 

umfassende Gesamtstrategie, in Form eines kommunalen Mobilitätsmanagement-Kon-

zepts, zu erarbeiten und diese wiederum auf der strategisch-konzeptionellen Ebene der 

vorhandenen Gesamtverkehrssystemgestaltung (z. B. VEP oder SUMP) zu verankern 

(ebd.). Natürlich kann das Konzept auch eigenständig existieren, ähnlich einem sektoralen 
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Verkehrskonzept, aber um die vollständige Integration und Stimmigkeit mit anderen kom-

munalen Handlungsfeldern zu gewährleisten, ist die Einbettung in die vorhandenen Mobili-

täts-/Verkehrs-Planwerke anzuraten (ebd.). Es wird zudem empfohlen, eine koordinierende 

Instanz, in Form eines Mobilitätsmanagers, für die Umsetzung, Begleitung, Evaluation und 

Weiterentwicklung des Konzepts einzusetzen (ebd.). Dieser Manager dient als zentraler 

Antreiber des Mobilitätsmanagements innerhalb der Fachverwaltung, indem er zum einen 

die Schnittstelle zur übergeordneten zielvorgebenden Politikebene abdeckt und zum ande-

ren für die Koordination zwischen strategischer und operativer Ebene verantwortlich ist 

(Rühl, 2017). Um eine zuverlässige Grundlage für das operative Handeln der Verwaltung 

zu erhalten, sollte ein kommunales Mobilitätsmanagement-Konzept laut FGSV (2018b, 

S. 12 f.) stets durch kommunale Entscheidungsgremien beschlossen werden und sich über 

folgende Inhalte erstrecken:  

• Erläuterung der, innerhalb der Kommune, umzusetzenden Handlungsfelder der 

operativen Ebene (z. B. betriebliches oder schulisches Mobilitätsmanagement). 

• Darlegung von Strategien für Verkehrsangebote, welche nicht konkret einem ope-

rativen Handlungsfeld zuordenbar sind (z. B. Mobilitätsmarketing und -kampagnen 

oder intermodale Verknüpfungspunkte). 

• Benennung sowie Definition von Kompetenzen und Aufgaben der koordinierenden 

Stelle (Mobilitätsmanager), der weiteren Organisationseinheiten auf operativer 

Ebene (z. B. Schulamt, Bauplanungsamt, Sozialbehörden) sowie relevanter Akteure 

außerhalb der Kommunalverwaltung. 

• Angaben hinsichtlich der Ausstattung mit ausreichenden personellen, finanziellen 

und sachlichen Ressourcen (möglichst kontinuierliche Absicherung der Finanzie-

rung ist empfehlenswert; grober Erfahrungswert: 1 - 4 Euro pro Einwohner und 

Jahr).  

• Vorgaben bezüglich Form und Rahmen des regelmäßigen Austausches zwischen 

den Akteuren sowie Angaben zur Programm- und Wirkungsevaluation. 

Schlussendlich hat das kommunale Mobilitätsmanagement Sorge zu tragen für die Reali-

sierung der genannten Inhalte auf der operativen Ebene, die als zielgruppenbezogenes 

Mobilitätsmanagement den praktischen Kern bildet (FGSV, 2018b). Hierunter finden sich 

z. B. das betriebliche, das schulische, das standortbezogene, das auf Neubürger ausge-

richtete Mobilitätsmanagement und viele weitere (siehe Abbildung 8). Die FGSV (2018b) 

liefert eine umfangreiche Übersicht zu den bisher in der Praxis vorkommenden Handlungs-

feldern und deren Charakteristika.  
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Hauptaugenmerk dieser Arbeit liegt jedoch auf dem kommunalen Mobilitätsmanagement, 

das als strategisches Rahmenwerk für die operative Ebene dient. Hierbei treten die Kom-

munen als Hauptakteur des Mobilitätsmanagements in Erscheinung, um gleichermaßen als 

Initiator, Motivator und Träger des Mobilitätsmanagements zu wirken, da sie als Verkehrs-

gestalter und Verkehrserzeuger agieren und zudem direkte Verbindungen zu den weiteren 

Akteuren auf lokaler Ebene halten (Rühl, 2017). Als weiterer Akteur der öffentlichen Hand 

spielen Bund und Länder vor allem auf der strategischen Ebene bei der Schaffung günstiger 

Rahmenbedingungen eine wichtige Rolle (FGSV, 2018b). Weitere Akteursgruppen sind in 

Abbildung 9 dargestellt.  

 

Abbildung 9 Die Akteursgruppen im Mobilitätsmanagement (Eigene Darstellung nach (FGSV, 
2018b, S. 28)) 

Die Verkehrserzeuger (z. B. Unternehmen, Schulen, Freizeiteinrichtungen etc.) können 

durch den gezielten Einsatz geeigneter Maßnahmen auf operativer Ebene das Verkehrs-

verhalten ihrer Mitarbeiter, Schüler, Besucher usw. nachhaltig beeinflussen, um hierdurch 

Kosten einzusparen, für höhere Zufriedenheit (bei den Mitarbeitern usw.) zu sorgen und als 

Vorbild für andere zu dienen (Rühl, 2017). Auch Verkehrsdienstleister (z. B. ÖPNV-Ver-

kehrsunternehmen, Carsharing-Anbieter usw.) bringen ihre Mobilitätsmanagement-Aktivi-

täten vorrangig auf der operativen Ebene ein, wie z. B. durch Neubürgerberatungen. Ähn-

lich dazu steuern Verbände und NGOs (Non-Governmental Organization; dt. = Nichtregie-

rungsorganisation), wie z. B. der ADFC (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club e. V.), ein-

zelne konkrete Angebote zu Mobilitätsmanagement-Aktivitäten (z. B. zur Förderung von 

sicherer Fahrradmobilität für Kinder) der operativen Ebene bei, aber sie können sich auch 
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auf der strategischen Ebene bei der Erstellung von kommunalen Mobilitätsmanagement-

Konzepten einbringen (FGSV, 2018b).  

Transportmanagement zur Betrachtung von Güter- und Logistikverkehr           

Auch wenn sich Mobilitätsmanagement bisher fast ausschließlich auf den Personenverkehr 

konzentriert, entstehen in der Praxis, vorwiegend in Städten aus den europäischen Nach-

barländern, allmählich auch ähnlich ausgerichtete Ansätze im Bereich des Güterverkehrs 

und der Logistik, wie z. B. in Belgien und Österreich (EPOMM, 2018).  

In jüngerer Literatur findet man nun, ergänzend zum klassischen Mobilitätsmanagement-

verständnis, den Begriff des Transportmanagements für die Fokussierung und Ausweitung 

auf den Güterverkehr (Gertz, 2019; Rühl, 2017). Hierunter kann, analog zur vorgestellten 

Definition von Mobilitätsmanagement, die zielgerichtete Beeinflussung der Nachfrage im 

Güterverkehr, mit Hilfe integrierter Maßnahmenbündel, verstanden werden, stets vor dem 

Hintergrund einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung (Rühl, 2017). 

Auf europäischer und nationaler Ebene existieren zwar bereits verschiedene (meist recht 

abstrakte) Leitlinien und Zielvorgaben für eine nachhaltige Gestaltung des Güterverkehrs, 

z. B. im „Weißbuch zum Verkehr“ u. a. das formulierte Ziel der Verlagerung von 30 % des 

Straßengüterverkehrs über 300 km auf Schiene oder Wasser bis 2030 (Europäische 

Kommission, 2011), jedoch wird der Güterverkehr bisher in der kommunalen Verkehrspla-

nung nicht hinreichend berücksichtigt (Rühl, 2017). Gerade die Tatsache, dass der kom-

munale Güterverkehr (z. B. Anlieferung von Gütern für Unternehmen, Ver- und Entsorgung 

oder Heimlieferungen) fast ausschließlich auf der Straße abgewickelt und zudem eine Zu-

nahme hiervon prognostiziert wird, macht (besonders auf kommunaler Ebene, aber auch 

generell) die Etablierung zusätzlicher Maßnahmen notwendig, um eine nachhaltige Abwick-

lung des Güterverkehrs zu gewährleisten und die Belastungen für Mensch und Umwelt zu 

reduzieren (Leerkamp et al., 2013).  

Rühl (2017) liefert ein sehr detailliertes Vorgehen, wie, orientiert an den Grundsätzen und 

Leitideen des Mobilitätsmanagements, konkrete Anforderungen und Inhalte für das Trans-

portmanagement definiert werden können, um hierdurch dem Problem der (steigenden) 

Belastungen durch den Güterverkehr auf kommunaler Ebene entgegenzutreten. Erschwe-

rend ist hierbei unter anderem die Tatsache, dass beim Güterverkehr, im Gegensatz zum 

Personenverkehr, die Verkehrsnachfrage nicht durch die Entscheidung eines Einzelnen, 

sondern durch das komplexe Zusammenspiel verschiedener Akteure (z. B. Versender, 

Empfänger, Transporteur oder die öffentliche Hand) entsteht (ebd.).  
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Aufgrund der starken Betroffenheit durch die Güterverkehrsprobleme und der guten Zu-

gangsmöglichkeit zu verkehrsverursachenden Unternehmen, kommt auch im Transportma-

nagement den Kommunen die Rolle als zentraler Akteur zu. Sie sollten sowohl nachfrage-

beeinflussende Maßnahmen für den Güterverkehr in ihren Planungsinstrumenten integrie-

ren und als Vorreiter in öffentlichen Einrichtungen Transportmanagementprogramme im-

plementieren als auch Unternehmen generell zu nachhaltigen Änderungen ihrer Produkti-

ons- und Logistikprozesse motivieren. Hierfür sollten Kommunen zum einen weiche Maß-

nahmen einsetzen (z. B. gezielte Zertifizierungsprogramme oder Informations- und Bera-

tungsangebote für Unternehmen sowie generelle Informations- und Marketingkampagnen 

zum nachhaltigen Transport), aber auch weiterhin nötigenfalls auf harte Maßnahmen (z. B. 

Fahrverbote oder Geschwindigkeitsbeschränkungen) zurückgreifen, um Mensch und Um-

welt zu schützen. (Rühl, 2017) 

Analog zum Mobilitätsmanagement wird auch für das Transportmanagement die Veranke-

rung von kommunalen Güterverkehrskonzepten in der vorhandenen Gesamtverkehrssys-

temgestaltung (z. B. VEP oder SUMP) gefordert (Rühl, 2017). In diesem Konzept sollten 

die gewünschte strategische Ausrichtung für die Güterverkehrsplanung und geplante Maß-

nahmen enthalten sein sowie Angaben zu organisatorischen Zuständigkeiten gemacht wer-

den (ebd.). Im Gegensatz zum Personenverkehr, der (in Bezug auf die Alltagsmobilität, die 

sich aufgrund begrenzter Zeitbudgets im regionalen Umfeld des eigenen Wohnortes ab-

spielt) vorwiegend im regionalen Kontext erfolgt, weist der Güterverkehr weiträumigere (bis 

hin zum weltweiten Güteraustausch) Verflechtungen auf (ebd.). Deshalb wird zusätzlich 

vorgeschlagen, dass alle Kommunen einer Region bzw. eines Ballungsraums (siehe 

Glossarium S. 97) zusammen agieren und in engem Austausch mit den ansässigen Unter-

nehmen ein gemeinschaftliches regionales Konzept zur Güterverkehrsnachfragebeeinflus-

sung entwickeln, ein sogenanntes regionales Transportmanagementkonzept (ebd.). Hier-

durch soll die zielgerichtete Umsetzung der nachhaltigen Güterverkehrsplanung innerhalb 

der Region koordiniert und sichergestellt werden (ebd.). Hinsichtlich der Organisations-

struktur wird von Rühl (2017) die Einrichtung einer übergeordneten regionalen Transport-

managementzentrale sowie von Transportmanagementbeauftragten in den einzelnen Kom-

munen empfohlen. Demgegenüber sollen auf der Unternehmensseite die Interessenvertre-

tungen der Unternehmen (z. B. Handwerkskammer o. ä.), als übergeordnete Instanz, sowie 

Transportmanagementkoordinatoren in den einzelnen Unternehmen etabliert werden 

(ebd.).  
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Abschließend wird festgestellt, dass der vorgestellte Ansatz des Transportmanagements 

noch relativ neu ist und es dementsprechend an Erfahrung damit fehlt (Rühl, 2017). Somit 

muss noch weitere Forschungsarbeit geleistet werden, um die Umsetzung dieser Ideen in 

der Verkehrsplanungspraxis voranzutreiben (ebd.). Gerade im Hinblick auf den Einsatz von 

weichen Transportmanagementmaßnahmen besteht Forschungsbedarf, um herauszufin-

den, wie diese genau auszusehen haben und wie wirksam sie jeweils sind (ebd.). 

Schlussfolgerungen und Erläuterung der Relevanz für ein IMK             

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass im heutigen Verständnis von integrierter Ver-

kehrsplanung Mobilitäts- und Transportmanagement eine wichtige Rolle spielen sollten. 

Gerade das Mobilitätsmanagement hat sich im Personenverkehr über Jahre zu einem um-

fassenden Werkzeugkasten zur Beeinflussung des Mobilitätsverhaltens mit dem Ziel eines 

nachhaltigeren Verkehrs weiterentwickelt und wird von Seiten der Literatur als sinnvoll er-

achtet und zudem bereits in der Praxis im In- und Ausland erfolgreich angewendet. Die 

systematische Aufbereitung in konkreten Leitfäden, wie z. B. der FGSV (2018b), erleichtert 

außerdem die Implementierung in Planwerken der Verkehrssystemgestaltung. Somit sollte 

ein kommunales Mobilitätsmanagement-Konzept, mit den beschriebenen Inhalten und An-

forderungen, auf jeden Fall Bestandteil eines IMK sein, damit, wie von der FGSV (2018b) 

empfohlen, die Stimmigkeit mit den anderen Handlungsfeldern in der Gesamtverkehrssys-

temgestaltung sichergestellt ist.   

Auch die Nachfragesteuerung des Güter- und Logistikverkehrs sollte, auf Basis der vorge-

stellten Ansätze des Transportmanagements, in einem IMK berücksichtigt werden, um die 

negativen Verkehrsauswirkungen auf Mensch und Natur zu reduzieren ohne wirtschaftli-

ches Wachstum zu behindern. Um konkrete Handlungsempfehlungen hinsichtlich der Um-

setzung (wie z. B. in einem Leitfaden) zu erhalten und die Wirkungsweisen von Transport-

managementmaßnahmen besser einschätzen zu können, muss jedoch noch weitere For-

schungsarbeit geleistet und in der Praxis erprobt werden.  

An dieser Stelle wird außerdem konstatiert, dass die Kommune in der untersuchten Literatur 

einheitlich als wichtigster Akteur des Mobilitäts- und Transportmanagements benannt wird 

(Rühl, 2017; FGSV, 2018b). Dies untermauert somit ihre herausragende Stellung in der 

Verkehrsplanung insgesamt. Zudem wird in der Literatur die Berücksichtigung der Nachfra-

gebeeinflussung in zentralen Instrumenten der (kommunalen) Verkehrsplanung, wie VEP 

und SUMP, weitestgehend einheitlich empfohlen und als wichtig erachtet (Rühl, 2017; 

FGSV, 2018b; Gertz, 2019). Im Anschluss werden VEP und SUMP sowie deren Regel-

werke näher vorgestellt.  
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2.3.2 Die Leitlinien von VEP und SUMP als Orientierungshilfen 

Da viele bestehende Gesamtverkehrskonzepte, die sich selbst als integrierte Verkehrs- 

bzw. Mobilitätskonzepte verstehen und/oder so nennen, mit Hilfe der beiden Regelwerke 

„Hinweise zur Verkehrsentwicklungsplanung“ (FGSV, 2013) bzw. „Guidelines for develo-

ping and implementing a Sustainable Urban Mobility Plan“ (Rupprecht Consult, 2019) kon-

zipiert werden und diese Begriffe (VEP bzw. SUMP) auch teilweise als ihre Bezeichnung 

angeben (Arndt & Drews, 2019), werden die beiden Planungsinstrumente an sich sowie 

weitere Inhalte der beiden Regelwerke im Folgenden kurz vorgestellt, analysiert und vergli-

chen. Anschließend werden in den Regelwerken identifizierte relevante Aspekte für ein IMK 

zusammengestellt.  

Verkehrsentwicklungsplanung                

Die FGSV definiert die Verkehrsentwicklungsplanung wie folgt:     

„Verkehrsentwicklungsplanung ist eine integrierte vorausschauende systematische Vorbe-

reitung und Durchführung von Entscheidungsprozessen mit der Absicht, die Ortsverände-

rungen in einem Planungsraum durch siedlungsstrukturelle, bauliche, betriebliche, ord-

nungs-, preis-, tarifpolitische und informative Maßnahmen im Sinne bestimmter Ziele zu 

beeinflussen.“ (FGSV, 2013, S. 43) 

Ein VEP stellt demnach ein ganzheitliches Planwerk für die kommunale, aber auch gele-

gentlich regionale, Verkehrsplanung dar (Gertz, 2019). Für die Erarbeitung hiervon gibt es 

in Deutschland keine gesetzliche Verpflichtung oder Vorgabe, weshalb ein VEP als infor-

melles Planungsinstrument bezeichnet wird (FGSV, 2013). Dennoch ist die Aufstellung ei-

nes VEP sinnvoll, da er idealerweise durch die umfassende Gesamtverkehrsbetrachtung 

die Grundlage für die Aufstellung aller sonstigen formellen und informellen verkehrsrele-

vanten Planungen (siehe Tabelle 1) in dem jeweiligen Planungsraum bildet (Rühl, 2017).  

Die FGSV beschreibt durch ihre „Hinweise zur Verkehrsentwicklungsplanung“ (FGSV, 

2013) konkrete Anforderungen für die Verkehrsentwicklungsplanung und liefert hiermit, er-

gänzend zu den grundsätzlichen „Empfehlungen für Verkehrsplanungsprozesse“ (FGSV, 

2018a), eine Hilfestellung für die strukturierte Entwicklung und Umsetzung eines VEP, bei-

spielsweise für Kommunen. Schwerpunktmäßig werden in den Hinweisen die Notwendig-

keit, der Ablauf und die Integrationsaspekte der Verkehrsentwicklungsplanung sowie wich-

tige Aufgaben- und Arbeitsschritte und die Berücksichtigung ortsspezifischer Gegebenhei-

ten behandelt (FGSV, 2013). Zudem wird ausdrücklich für eine Unterteilung der Arbeitsbe-

reiche der Verkehrsentwicklungsplanung, in eine übergeordnete strategisch-konzeptionelle 
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Ebene und eine daraus abgeleitete umsetzungsorientierte Maßnahmenebene (siehe Ab-

bildung 10), plädiert (ebd.).  

 

Abbildung 10 Ebenen und Einbindungs- u. Koordinationserfordernisse in der Verkehrsentwick-
lungsplanung (Eigene Darstellung nach (FGSV, 2013, S. 6 u. S. 22)) 

 

Zu den Aufgaben auf der strategisch-konzeptionellen Ebene des VEP gehört die, in enger 

Abstimmung mit weiteren Fachplanungen sowie über- und untergeordneten Planungsebe-

nen zu erfolgende, Definition, Überprüfung und gegebenenfalls Korrektur von integrierten 

Leitbildern, Zielen, Strategien und Konzepten sowie Szenarien für Verkehrsangebot 

und -nachfrage aller Verkehrsarten im betrachteten Untersuchungsgebiet. Demnach wird 

auf dieser Ebene die Basis für die Maßnahmenebene gelegt, in der die Konkretisierung in 

Form von Maßnahmenplänen erfolgt. Die entsprechenden Maßnahmen sind anschließend 

in formellen und informellen Planungsinstrumenten zu finden. Insgesamt wird durch die Dif-

ferenzierung der beiden Ebenen darauf abgezielt, die Verkehrsentwicklungsplanung als 

kontinuierlichen Prozess zu etablieren, der sowohl strategisch und langfristig als auch um-

setzungsorientiert ausgelegt ist. (FGSV, 2013) 

Der Ablauf der Verkehrsentwicklungsplanung kann sich sowohl für die strategisch-konzep-

tionelle Ebene als auch die Maßnahmenebene an dem in Kapitel 2.2.2 Planungsprozesse 

vorgestellten Verkehrsplanungsprozess (siehe Abbildung 6) orientieren. Dabei sind auf 

der Maßnahmenebene die Ergebnisse der strategisch-konzeptionellen Ebene umzusetzen 

und rückkoppelnd zu überprüfen. Der Ablauf einer speziellen Verkehrsentwicklungsplanung 
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kann jedoch, u. a. je nach Fragestellung, örtlichem Planungsstand, politischem Auftrag oder 

Gebietsgröße (Kleinstadt, Großstadt, Teilregion, Region) variieren. (FGSV, 2013) 

Besonders interessant, und hinsichtlich der Relevanz für die Entwicklung eines IMK näher 

zu erläutern, sind jedoch vor allem die in den „Hinweisen zur Verkehrsentwicklungsplanung“ 

aufgeführten Integrationsaspekte (FGSV, 2013, S. 11 ff.). Hierbei handelt es sich um Qua-

litätsmerkmale, deren Berücksichtigung eine gute und umfassende Bearbeitung belegt und, 

die im Wesentlichen den Integrationsanspruch einer modernen Verkehrsentwicklungspla-

nung erfassen sollen (ebd.). Diese sind in Teilen den in Kapitel 2.2.1 vorgestellten Integra-

tionsebenen ähnlich, ergänzen diese aber auch um weitere Themen. Die insgesamt neun 

Integrationsaspekte (siehe Abbildung 11) stehen in engem Bezug zu den Anforderungen, 

die an die Entwicklung eines IMK zu richten sind und werden deshalb nachfolgend zusam-

menfassend vorgestellt.  

 

Abbildung 11 Die Integrationsaspekte der Verkehrsentwicklungsplanung (FGSV, 2013, S. 11) 
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Die sektorale Integration steht für die strategische Beachtung, Einbindung und Koordina-

tion von vorhandenen formellen und informellen Planungen. Dies bedeutet zum einen die 

Integration von Zielen, Vorgaben und Erfordernissen aus verkehrsrelevanten Fachplanun-

gen und zum anderen die Berücksichtigung von Randbedingungen aus Finanz- und Inves-

titionsplanung sowie von örtlich spezifischen Aufgabenstellungen, wie z. B. Hochwasser-

schutz. Zudem sollte der VEP in die Orts- und Stadtentwicklungsplanung integriert sein und 

mit allen Planungen für den Klima- und Gesundheitsschutz (z. B. Luftreinhaltung) abge-

stimmt werden. (FGSV, 2013, S. 11 f.) 

Durch die vertikale Integration sollen Abhängigkeiten und Zusammenhänge sowie Instru-

mente über- und untergeordneter Planungsebenen nach den Grundsätzen des Subsidiari-

täts- und des Gegenstromprinzips (siehe Glossarium S. 97 f.) berücksichtigt werden. Die 

Beachtung von Abhängigkeiten, Zusammenhängen und Zielen benachbarter Planungs-

räume findet, ebenso wie die Abstimmung mit deren Fachplanungen, in der horizontalen 

Integration statt. Dies beinhaltet auch die interkommunale Kooperation bis hin zu gemein-

samen Plänen und Konzepten. (FGSV, 2013, S. 12 f.) 

Unter der Maßnahmenintegration wird die Erstellung ganzheitlicher Handlungs- und Maß-

nahmenkonzepte verstanden, die sowohl harte als auch weiche Maßnahmen (siehe Kapi-

tel 2.3.1 Ziele, Wirkungsmerkmale und Nutzen) umfassen. Besonders berücksichtigenswert 

ist dabei unter anderem die Entwicklung und Förderung einer kommunalen und regionalen 

Mobilitätskultur, die die gegenseitige Rücksichtnahme und das Miteinander aller Verkehrs-

teilnehmer in den Fokus nimmt. Die gemeinsame Betrachtung aller Teilverkehrssysteme 

(MIV, ÖV, Rad- und Fußgängerverkehr) sowie des Personen- und Güterverkehrs in einem 

ganzheitlichen Gesamtverkehrssystem wird als modale Integration bezeichnet. (FGSV, 

2013, S. 13) 

Bei der Integration der Verkehrsursachen und Wegezwecke werden die verschiedenen 

Wegezwecke und Ursachen im Personen- und Güterverkehr betrachtet sowie verkehrsre-

levante Rahmenbedingungen (Mobilitätsverhalten, Demographie, Siedlungs- und Wirt-

schaftsentwicklung) berücksichtigt. Als zeitliche Integration wird die kontinuierliche bzw. 

periodische Datenbeschaffung, ein kontinuierliches Qualitätsmanagement inklusive Evalu-

ation sowie die (Teil-)Fortschreibung des VEP bei verkehrsrelevanten Änderungen von Ge-

gebenheiten und Zielen bezeichnet. (FGSV, 2013, S. 13) 

Als sehr wichtig wird die Beteiligung von Öffentlichkeit, internen und externen Akteu-

ren erachtet. Hierunter wird die umfangreiche und systematische Beteiligung von Politik, 
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Öffentlichkeit, Betroffenen und weiteren verkehrsbefassten Akteuren im jeweiligen Pla-

nungsraum einschließlich einer kontinuierlichen Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang 

mit der Umsetzung und Fortschreibung verstanden. Die soziale Integration soll zu guter 

Letzt die gesellschaftliche Teilhabe am öffentlichen Leben für alle Altersgruppen, ethni-

schen und sonstigen sozialen Gruppierungen der Bevölkerung sicherstellen und dabei ins-

besondere die Belange der Geschlechterneutralität (Gender-Mainstreaming) und der Bar-

rierefreiheit berücksichtigen. (FGSV, 2013, S. 13 f.) 

Trotz der Beachtung aller notwendigen Integrationsaspekte sollte stets zugleich versucht 

werden, die Komplexität der Verkehrsentwicklungsplanung und die damit einhergehenden 

Abstimmungs- und Informationsprozesse so einfach wie möglich zu halten (FGSV, 2013). 

Jedoch werden von der FGSV insbesondere der Beteiligung, Information und Kooperation 

mit der Öffentlichkeit sowie internen und externen Akteuren ein besonders hoher Stellen-

wert zugewiesen, da ein Fehlen hiervon zu einem Scheitern an der politischen Legitimie-

rung oder aufgrund des Widerwillens in der Bevölkerung führen kann (ebd.). Des Weiteren 

gibt die FGSV (2013) in ihrem Regelwerk ergänzend noch Hinweise zur Evaluation und zu 

speziellen Methoden und Inhalten (z. B. Verkehrsmodelle) eines VEP, worauf an dieser 

Stelle jedoch nicht näher eingegangen werden soll.  

Hinsichtlich der Inhalte und dem Ablauf der Erarbeitung eines VEP können sich je nach 

Größe des jeweiligen Planungsraums teilweise deutliche Unterschiede ergeben. Es zeigt 

sich aber, je größer ein Planungsraum ist, desto mehr sollte der Fokus auf der strategisch-

konzeptionellen Ebene liegen. So kann es beispielsweise sinnvoll sein, in einer größeren 

Region oder einem Ballungsraum zugleich kooperativ einen regionalen VEP (mit Fokus auf 

übergreifenden strategisch-konzeptionellen Inhalten) und mehrere ortsspezifische VEPs 

(mit Fokus auf der Maßnahmenebene und ausschließlicher Relevanz für einzelne Kommu-

nen) nebeneinander zu entwickeln. (FGSV, 2013) 

Insgesamt bleibt zu sagen, dass ein VEP eine kontinuierlich weiterzuentwickelnde Ge-

samtstrategie für die Verkehrsplanung im betrachteten Planungsraum darstellt, die laut 

FGSV (2013, S. 43 ff.) zusammenfassend folgende Merkmale beinhalten soll:  

• Interdisziplinäre, breite Beteiligung und Kooperation 

• Zielorientierung und Szenariotechnik 

• Gliederung in strategisch-konzeptionelle Ebene und Maßnahmenebene 

• Verkehrsentwicklungsplanung als kontinuierlicher Prozess 

• Durchführung von Evaluationen und Erfolgskontrollen 



2 Die Bedeutung von integrierten Mobilitätskonzepten 

37 

• Notwendigkeit aktueller Daten 

• Intensive Vorbereitung und Legitimation der Arbeitsschritte der Verkehrsentwick-

lungsplanung 

• Verankerung als informelle Pflichtaufgabe 

• Maßgeschneiderte VEPs für jeden Planungsraum 

 

Sustainable Urban Mobility Planning          

Die offizielle Definition eines SUMP lautet:       

„A Sustainable Urban Mobility Plan is a strategic plan designed to satisfy the mobility needs 

of people and businesses in cities and their surroundings for a better quality of life. It builds 

on existing planning practices and takes due consideration of integration, participation, and 

evaluation principles.“ (Rupprecht Consult, 2019, S. 9)   

Als Beitrag zum Erlangen der, von der europäischen Kommission gesetzten, Klima- und 

Energieziele sowie für das Ziel von lebenswerteren Städten, sind im Jahr 2013 Leitlinien 

veröffentlicht worden, die SUMPs als innovatives Konzept der städtischen Verkehrsplanung 

vorstellen und eine Anleitung zur Entwicklung und Umsetzung von SUMPs enthalten, um 

Kommunen zur Implementierung davon zu ermutigen (Wefering et al., 2013). Mittlerweile 

ist seit 2019 eine aktualisierte zweite Version der „Guidelines for developing and implemen-

ting a Sustainable Urban Mobility Plan“ (Rupprecht Consult, 2019) mit überarbeiteten Emp-

fehlungen für die Erstellung herausgegeben worden, welche nachfolgend kurz vorgestellt 

und analysiert wird.  

Die Leitlinien bestehen aus zwei Teilen. In Teil I wird allgemein erklärt, was ein SUMP ist, 

was Nutzen und Hauptmerkmale davon sind und wie die Planungspraxis grob aussehen 

soll sowie welche Unterstützungselemente von staatlicher oder regionaler Seite zu emp-

fehlen sind (Rupprecht Consult, 2019). Dagegen geht Teil II konkret auf die einzelnen 

Schritte des Planungsprozesses ein und gibt hierbei Empfehlungen für die Bearbeitung und 

Umsetzung sowie weitere Informationen, wie gute Beispiele aus der Praxis (ebd.).  

Insgesamt stellt Rupprecht Consult (2019, S. 11 ff.) acht Prinzipien vor, die entscheidend 

sind für einen erfolgreichen SUMP:          
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• Planung für das gesamte funktionale Stadtgebiet: Ein SUMP muss das allge-

meine Ziel verfolgen, die Erreichbarkeit zu verbessern und ein qualitativ hochwerti-

ges, nachhaltiges Mobilitätssystem für das gesamte funktionale Stadtgebiet (siehe 

Glossarium S. 97) bereitzustellen. 

• Kooperation über institutionelle Grenzen hinweg: Die Entwicklung und Umset-

zung eines SUMP muss einem integrierten Planungsverständnis (vertikal, horizontal 

und sektoral) mit einem hohen Maß an Zusammenarbeit zwischen den verschiede-

nen Regierungsebenen, Institutionen und Fachplanungen erfolgen.  

• Einbeziehung der Bürger und relevanter Akteure: Während der Entwicklung und 

Umsetzung eines SUMP sind Bürger und andere Interessengruppen aktiv einzube-

ziehen, um für Transparenz und Partizipation zu sorgen. Dies macht öffentliche Ak-

zeptanz und Unterstützung wahrscheinlicher und minimiert so die Risiken für die 

Entscheidungsträger und erleichtert die Realisierung. 

• Bewertung der aktuellen und zukünftigen Leistung: Ein SUMP baut auf einer 

gründlichen Bewertung der aktuellen und zukünftigen Leistungsfähigkeit des Ver-

kehrssystems auf. Hierfür müssen im Planungsprozess ehrgeizige, aber realistische 

Ziele und Vorgaben identifiziert werden, die mit der festgelegten Vision zusammen-

passen. Anhand von definierten Leistungsindikatoren wird dann der aktuelle und 

zukünftige Zustand bewertet.  

• Definition einer langfristigen Vision und eines klaren Umsetzungsplans: Eine 

langfristige Vision bezüglich der Verkehrs- und Mobilitätsentwicklung für das ge-

samte funktionale Stadtgebiet, sowie alle Verkehrsträger- und formen (Personen- 

und Güterverkehr) umfassend, bildet die Basis für einen SUMP. Hiervon wird ein 

kurzfristiger Umsetzungsplan abgeleitet, der Verantwortlichkeiten und Ressourcen 

für die Umsetzung von Strategien und Maßnahmen klar zuweist. 

• Entwicklung aller Verkehrsträger auf integrierte Weise: Durch einen SUMP soll 

die ausgewogene und integrierte Entwicklung aller relevanten Verkehrsträger geför-

dert werden, wobei zugleich nachhaltige Verkehrsträger bevorzugt werden. Dabei 

können infrastrukturelle, technische, regulatorische, fördernde und finanzielle Maß-

nahmen zum Einsatz kommen.  

• Veranlassung von Monitoring und Evaluation: Die fortlaufende Überwachung 

und Bewertung der Umsetzung von Maßnahmen eines SUMP ist zwingend erfor-

derlich. Hierdurch können, falls erforderlich, Korrekturmaßnahmen vorgeschlagen 

oder Ziele überarbeitet werden.  
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• Qualität sicherstellen: Zur Sicherung der Qualität und zur Validierung der Einhal-

tung der Anforderungen (aus den Leitlinien) für einen SUMP ist es ratsam, einen 

externen Qualitätsprüfer oder eine öffentliche Aufsichtsinstitution einzusetzen. Dies 

kann auch durch den Einsatz von speziellen Werkzeugen, wie dem „SUMP-Selbst-

einschätzungs-Tool“ (SUMP Self-Assessment Tool, 2021), erleichtert werden. 

 

Durch die Implementierung von SUMPs können sich zahlreiche Nutzen ergeben, von denen 

an dieser Stelle nur einige genannt werden sollen. Beispielsweise steigt mit einer ausge-

prägten Partizipation der Bevölkerung und der relevanten Akteure auch zugleich die Unter-

stützung und somit auch die allgemeine Zufriedenheit. Aufgrund einer Verlagerung auf 

nachhaltigere Verkehrsträger ergeben sich, z. B. durch die sinkenden Emissionen, viele 

Verbesserungen für die Umwelt und die Gesundheit, auch die Verkehrssicherheit steigt bei 

weniger MIV, was alles zusammen zu einer höheren Lebensqualität beiträgt. Hierdurch und 

auch durch die neuen Mobilitätsmöglichkeiten (multimodale Mobilität usw.) innerhalb des 

Planungsraums ergibt sich unter anderem ein Nutzen für Unternehmen bezüglich der Mit-

arbeiterwerbung. Diese Vorteile und noch viele weitere, die in den Leitlinien aufgeführt sind, 

sowie die acht grundlegenden SUMP-Prinzipien ebnen den Weg für einen nachhaltigen 

Planungsprozess. (Rupprecht Consult, 2019) 

Der Ablauf eines SUMP wird von Rupprecht Consult (2019), im Gegensatz zum eher linear 

ausgerichteten Verkehrsplanungsprozess der FGSV (siehe Abbildung 6 auf S. 19), ideali-

siert als zirkuläre Verkettung der zu beachtenden Schritte für die Entwicklung und Umset-

zung dargestellt (siehe Abbildung 12). Insgesamt untergliedert sich der SUMP-Kreislauf in 

zwölf Schritte, aufgeteilt auf vier Hauptphasen, von denen jede mit einem Meilenstein be-

ginnt und endet (ebd.). Es versteht sich von selbst, dass die gewählte Form der Darstellung 

idealisiert und vereinfacht zu verstehen ist und einzelne Aufgaben nötigenfalls, je nach spe-

zifischen Anforderungen, weggelassen oder in geänderter Reihenfolge abgearbeitet wer-

den können (ebd.).   

 



2 Die Bedeutung von integrierten Mobilitätskonzepten 

40 

 

Abbildung 12 Die zwölf Schritte des SUMP (Rupprecht Consult, 2019, S. 31) 
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Ganz am Anfang des SUMP-Planungsprozesses steht der erste Meilenstein, die explizite 

politische Entscheidung, einen SUMP vorzubereiten. Nach einer fundierten Analyse (zwei-

ter Meilenstein) der vorhandenen Situation werden eine gemeinsame Vision, Ziele und Vor-

gaben (dritter Meilenstein) zur strategischen Ausrichtung festgelegt. Um diese zu erfüllen, 

werden integrierte Maßnahmenpakete definiert, die in Bezug auf Verantwortlichkeiten und 

Finanzierung in einzelne konkretere Aktionen unterteilt werden. Basierend auf allen vorhe-

rigen Entscheidungen wird anschließend ein SUMP verabschiedet (vierter Meilenstein), der 

eine langfristige Vision und einen klaren Implementierungsplan kombiniert. Durch eine um-

fassende Koordination der Maßnahmen und regelmäßiges Monitoring wird die effiziente 

und anpassungsfähige Umsetzung sichergestellt. Die systematische Evaluation der Imple-

mentierung liefert schlussendlich als letzter Meilenstein die Grundlage für den nächsten 

Planungszyklus. Die zwölf Schritte des SUMP-Kreislaufs werden in Teil II der Guidelines 

ausführlich behandelt und deshalb in dieser Arbeit nicht näher beschrieben. (Rupprecht 

Consult, 2019) 

Die Entwicklung und Implementierung eines SUMP, so wie in den SUMP-Guidelines be-

schrieben, richtet sich traditionell eher an Großstädte (Eltis, 2019). Mittlerweile gibt es je-

doch auch ergänzende Leitfäden, die eine spezifische Hilfestellung geben sollen für die 

Entwicklung und Umsetzung von SUMPs in anderen räumlichen Strukturen, wie z. B. Met-

ropolregionen (Chinellato & Morfoulaki, 2019), polyzentrische Regionen (Adell & Ljungberg, 

2014) oder kleinere und mittelgroße Städte (Eltis, 2019).  

Zusammenfassend handelt es sich beim SUMP um ein ganzheitliches, nachhaltiges und 

kontinuierliches (vorwiegend kommunales) Mobilitäts- bzw. Verkehrsplanungsinstrument, 

das den Fokus auf den Menschen und seine Bedürfnisse legt.    

Vergleich zwischen VEP und SUMP         

Wenn man den VEP (gemäß den FGSV-Hinweisen) und den SUMP (gemäß den SUMP-

Guidelines) gegenüberstellt, zeigt sich, dass sich beide in vielen Punkten ähneln, aber auch 

gewisse Unterschiede vorhanden sind. So wird der SUMP beispielsweise in den FGSV-

Hinweisen namentlich erwähnt und vereinfacht einem stärker auf Nachhaltigkeit ausgerich-

teten VEP gleichgesetzt, der einen Transformationsprozess vollziehen soll (FGSV, 2013, 

S. 9). Im Gegenzug finden sich auch Elemente des VEP in den SUMP-Guidelines, wie die 

Einordnung auf der gleichen vertikalen Ebene, z. B. als Bindeglied zwischen einem Regio-

nalplan und den verschiedenen Maßnahmenplänen (Nahverkehrsplan, Luftreinhalteplan 

etc.) (Rupprecht Consult, 2019, S. 21). 
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Des Weiteren werden sowohl beim SUMP als auch beim VEP eine Vision bzw. ein Leitbild 

definiert, wodurch längerfristige Ziele gesetzt werden sollen und die Ausrichtung der Maß-

nahmen festgelegt wird. Auch die vorwiegende Ausrichtung auf die kommunale/städtische 

Ebene ist beiden gemein, wobei beide auch auf regionaler Ebene zur Anwendung kommen 

können. 

Für den VEP wird hingegen in den FGSV-Hinweisen eine konkrete Checkliste mit notwen-

digen Integrationsaspekten bereitgestellt, deren Berücksichtigung als Qualitätskriterien ei-

ner guten Planung dienen. So eine konkrete Auflistung ist in den SUMP-Guidelines nicht 

gegeben, wobei die vorgestellten acht Prinzipien auch eine gute Orientierung für den Erfolg 

geben und einige der Integrationsaspekte des VEP beinhalten.  

Der zirkuläre Planungskreislauf beim SUMP verdeutlicht einen kontinuierlichen Charakter 

der Planung, im Gegensatz zum VEP, dessen Planungsprozess den Anschein eines ge-

radlinigen Verlaufs mit klaren Teilschritten und Ergebnissen nahelegt, obwohl es de facto 

auch hier Rückkopplungen gibt und, vor allem in der strategisch-konzeptionellen Ebene, 

auch kontinuierliche Aufgaben. Dazu erscheint ein SUMP aufgrund der Darstellung in den 

Guidelines, bedingt durch die Vielzahl an Erklärungen und positiven Praxisbeispielen sowie 

der chronologischen Auflistung der einzelnen Schritte, auch etwas praktikabler. Hierdurch 

wird eine klare Linie ersichtlich, die auch für unerfahrenere Akteure besser nachzuvollzie-

hen ist. Zudem werden zusätzlich in den SUMP-Guidelines noch weitreichende Informatio-

nen (wie z. B. Checklisten für jeden einzelnen Prozessschritt) und Hinweise auf weiterfüh-

rende Werkzeuge (z. B. Self-Assessment Tool) gegeben. Auch die Relevanz von Monito-

ring und Evaluation bekommt augenscheinlich beim SUMP einen höheren Stellenwert als 

der VEP in den FGSV-Hinweisen. 

Insgesamt wirken die SUMP-Guidelines auch aufgrund des Stils deutlich moderner, aber 

auch hinsichtlich der Inhalte ist eine auf den Menschen fokussierte, nachhaltigere Ausrich-

tung, wie ja auch der Name schon sagt („Sustainable“), zu erkennen, ganz gemäß der in 

den Kapitel 2.2.1 erläuterten modernen integrierten Verkehrsplanung, die eine derartige 

konsequente normative Einbettung verlangt.  

Beiden gemein ist jedoch die große Wertstellung von Beteiligung und Kooperation im Pla-

nungsprozess, wobei der SUMP die Relevanz noch deutlicher in den Vordergrund stellt.  
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Schlussfolgerungen und Erläuterung der Relevanz für ein IMK      

Laut Zukunftsnetz Mobilität NRW (2020b) eignen sich die beiden vorgestellten Regelwerke 

von VEP und SUMP als gute Hilfestellung für die Entwicklung von kommunalen Mobilitäts-

konzepten. Bei beiden finden verschiedene Integrationsaspekte und Vorgehensweisen ent-

scheidende Berücksichtigung, die auch für ein IMK relevant sind. 

Die ausgeprägte Einarbeitung normativer Zielansprüche in den SUMPs steht ganz im Sinne 

einer modernen integrierten Verkehrsplanung und kann somit als vorbildhaft angesehen 

werden für eine von Anfang an zielorientierte Entwicklung eines IMK. Zudem stellt die Aus-

arbeitung und Darstellung der verschiedenen Integrationsaspekte, deren Berücksichtigung 

als Qualitätsmerkmal für gute VEPs dient, auch für ein IMK sowohl inhaltlich als auch formal 

eine gute Orientierung dar. Eine genaue Definition, der für ein IMK zu integrierenden Ele-

mente, erfolgt abschließend in Kapitel 2.4.  

Des Weiteren erweist sich der kontinuierliche zirkuläre Planungsprozess des SUMP, ähn-

lich dem in Kapitel 2.2.2 Planungsprozesse vorgestellten Verkehrsgestaltungsmodell (siehe 

Abbildung 7), mit seiner schrittweisen Auflistung und guten Erklärung der einzelnen Teil-

schritte sowie der ausgeprägten Berücksichtigung von Monitoring, Evaluation und Partizi-

pation als zielführende Vorgehensweise, die auch für ein IMK in ähnlicher Art und Weise 

zur Anwendung kommen sollte.  

Nachdem auch für die Entwicklung und Implementierung eines VEP und eines SUMP, wie 

schon beim Mobilitäts- und Transportmanagement, die kommunale Ebene als vorwiegend 

relevante Ebene identifiziert wird (wenngleich auch die Region in den beiden Regelwerken 

ergänzend Berücksichtigung findet), kann postuliert werden, dass dies auch für ein IMK 

eine sinnvolle Gebietsgröße darstellt. Wenn jedoch der Planungsraum eines IMK über ad-

ministrative (kommunale) Grenzen hinweg erstreckt wird, sollte, analog der Empfehlung 

aus den FGSV-Hinweisen für den VEP, eine verstärkte Konzentration auf die strategisch-

konzeptionelle Ebene verfolgt werden.  
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2.3.3 Analyse von Praxisbeispielen und weitere Erkenntnisse aus der Forschung 

In diesem Kapitel werden, basierend auf den Erkenntnissen der Literaturrecherchen aus 

den Vorkapiteln, bereits bestehende IMKs aus der Praxis und praktische Studien analysiert. 

Ziel davon ist es, die theoretischen und praktischen Erkenntnisse aus der Literatur mit de-

nen aus bereits umgesetzten Konzepten abzugleichen, um sie schlussendlich zusammen-

zuführen und mögliche resultierende Anforderungen an die Entwicklung eines IMK formu-

lieren zu können.  

Wie eingangs von Kapitel 2.3 dargestellt, finden sich in Deutschland Konzepte, die sich als 

IMK bezeichnen, auf den verschiedensten räumlichen Ebenen, von der Stadtteil- über die 

Kommunal- bis hin zur Länderebene. Für die Analyse der umgesetzten IMKs werden drei 

im Zuge einer Internetrecherche stichprobenmäßig ausgewählt. Bei der Auswahl wird da-

rauf geachtet, dass die Konzepte sich selbst als IMK bezeichnen und nicht älter als fünf 

Jahre sind, um aktuelle Daten zu erhalten und mit den zeitlich ähnlich veröffentlichten Leit-

linien zum SUMP (1. Version) und VEP zu vergleichen. Aufgrund der in den Vorkapiteln 

identifizierten herausragenden Rolle der Kommunen und ihrer Gestaltungsmacht in der Ver-

kehrsplanung, und um ein breites Spektrum der kommunalen Ebene abzudecken, werden 

deshalb ein Konzept einer Kleinstadt (< 20.000 Einwohner), einer Großstadt (> 100.000 

Einwohner) und eines Landkreises untersucht. Beispiele für Konzepte auf der Stadtteil- und 

der Bundeslandebene sind als ergänzende Information eingangs von Kapitel 2.3 aufgeführt, 

werden nachfolgend aber nicht näher untersucht. Als Gegenstand der Analyse sind dem-

entsprechend die Konzepte der Marktgemeinde Holzkirchen (Kleinstadt), der Stadt Ber-

gisch Gladbach (Großstadt) und des Landkreises Bayreuth ausgewählt worden. Als Unter-

suchungsmaterial dienen die jeweils im Internet veröffentlichten End- bzw. Erläuterungsbe-

richte zu den IMKs.  

Die Analyse der Konzepte folgt keinen vordefinierten quantitativen oder qualitativen Bewer-

tungsmethoden. Durch die Analyse werden stattdessen summativ Erkenntnisse gewonnen, 

welche sich auf die in den Vorkapiteln dargestellten und darum als besonders wichtig be-

trachteten Aspekte der Integration, der Beteiligung und Kooperation sowie des Mobilitäts- 

und Transportmanagements in den jeweiligen IMKs beziehen, bzw. inwieweit diese berück-

sichtigt werden und ob zusätzliche Erkenntnisse gewonnen werden können.   
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Analyse bestehender IMKs aus der Praxis 

1. Integriertes Mobilitätskonzept Markt Holzkirchen (IMK Holzkirchen, 2017)     

• Steckbrief: 

Holzkirchen liegt im südlichen Bayern und ist eine Kleinstadt mit knapp unter 17.000 

Einwohnern (Markt Holzkirchen, 2019). Das Mobilitätskonzept ist im Jahr 2017 ver-

öffentlicht worden und verfolgt das Ziel zukünftig eine leistungsstarke und sichere 

Gesamtmobilität zu erhalten, indem Kfz-bedingte Störungen reduziert und nachhal-

tige Verkehrsmittel gefördert werden. Zusammenfassend wird die Erarbeitung des 

Konzepts in die vier Arbeitsschritte Bestandsanalyse, Zielsetzung, Ermittlung von 

Lösungsansätzen und Definition von Maßnahmen zur Umsetzung untergliedert. 

Hauptanliegen der Maßnahmen ist hierbei die abgestimmte Umgestaltung der Ver-

kehrsnetze für den Fuß-, Rad-, Kfz-Verkehr und den ÖPNV.   

• Berücksichtigte Integrationsaspekte:   

Auch wenn ein übergeordnetes Ziel, die Entlastung von Störungen des Kfz-Verkehrs 

bei gleichzeitiger Verlagerung auf umweltfreundlichere Verkehrsmittel, benannt 

wird, kann dies nur unter großen Abstrichen als Vision oder Leitbild (normative In-

tegration) im Sinne von SUMP oder VEP gedeutet werden. Die Einbindung von 

übergeordneten Aufgabenträgern (z. B. Landkreis Miesbach für das Regionalbus-

system) sowie der Nachbargemeinden wird verfolgt, um das Konzept regional und 

überregional zu verankern, wodurch Ansätze der vertikalen und horizontalen In-

tegration berücksichtigt werden. Dagegen wird die Wichtigkeit der sektoralen In-

tegration nur beiläufig erwähnt und nicht explizit dargestellt. Großer Wert wird hin-

gegen auf die Beteiligung der Bürger sowie sonstiger relevanter externer Akteure 

gelegt. Durch die gleichzeitige und gesamtheitliche Betrachtung von Fuß-, Rad-, 

Kfz-Verkehr und ÖPNV kann teilweise eine modale Integration identifiziert werden, 

auch wenn z. B. der Güterverkehr keine Berücksichtigung findet. Der überwiegende 

Fokus des Konzepts liegt auf der Umgestaltung der Verkehrsnetze mit geringen 

Elementen weicher Maßnahmen (z. B. die Einrichtung des Bahnhofs als multimo-

dale Drehscheibe), weswegen keine wirklich ganzheitlichen Handlungs- und Maß-

nahmenkonzepte, inklusive einer ausgeprägten Berücksichtigung von Mobilitätsver-

halten (Mobilitätsmanagement), auszumachen sind. Auch eine kontinuierliche bzw. 

periodische Datenbeschaffung und Evaluation (zeitliche Integration) sowie gezielte 

Maßnahmen zur gesellschaftlichen Teilhabe und Barrierefreiheit (soziale Integra-

tion) sind nicht Bestandteil des Konzepts.   
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• Stellenwert von Beteiligung und Kooperation:     

Eine umfangreiche Bürgerbeteiligung findet in Form von Bürgerdialog, Info- und 

Ideenwerkstatt und einem Bürgergutachten Berücksichtigung im Konzept. Zudem 

wurde ein runder Tisch mit allen internen und externen Akteuren initiiert, um ein 

abgestimmtes Vorgehen zu erhalten.  

• Stellenwert des Mobilitäts- und Transportmanagements:    

Das Mobilitätsmanagement findet namentlich keine Erwähnung in dem Konzept, ob-

wohl dennoch vereinzelte Maßnahmenvorschläge enthalten sind, die auch dem Mo-

bilitätsmanagement zugewiesen werden können, wie solche zur Förderung von 

Multi- und Intermobilität (z. B. Mobilstationen). Das Transportmanagement bzw. der 

Güterverkehr allgemein, findet keine Berücksichtigung im Konzept.  

• Bewertung und sonstige Erkenntnisse:   

Insgesamt ist der Fokus des Konzepts zu stark auf die Umgestaltung der Verkehrs-

netze gerichtet und stellt somit eher, im Sinne der klassischen Verkehrsplanung, 

den Verkehr in den Vordergrund und nicht die Bedürfnisse der Menschen. Auch 

wenn das Ziel der drei V (Verkehr vermeiden, verlagern, verträglich abwickeln) im 

Zusammenhang mit einer abgestimmten Maßnahmenerarbeitung zwar ausgerufen 

wird, kommen besonders das Mobilitäts- und Transportmanagement deutlich zu 

kurz. Hinsichtlich der Organisationsstruktur für die Entwicklung und Implementie-

rung des Konzepts und auch dazu, inwieweit eine notwendige sektorale Integration 

Beachtung findet, werden nur äußerst rudimentäre Angaben gemacht. Zusammen-

fassend kann konstatiert werden, dass das Konzept die in den Vorkapiteln vorge-

stellten Kriterien der Integration, des Mobilitätsmanagements sowie der Beteiligung 

und Kooperation aus den Vorkapiteln nicht hinreichend berücksichtigt.  

 

2. Integriertes Mobilitätskonzept Bergisch Gladbach (Mobik GL, 2016)     

• Steckbrief: 

Bergisch Gladbach befindet sich im südlichen Teil von Nordrhein-Westfalen und ist 

eine Großstadt mit über 110.000 Einwohnern (Stadt Bergisch Gladbach, 2017). Das 

Mobilitätskonzept ist im Jahr 2016 beschlossen worden und umfasst das gesamte 

Verkehrsgeschehen innerhalb der Stadt. Zusammenfassend lässt sich das Konzept 

in die vier Bausteine Bestandsaufnahme, Leitziele und Szenarien, Maßnahmen so-

wie Handlungsempfehlungen unterteilen. Insgesamt umfasst der Maßnahmenkata-

log 154 Maßnahmen aus den Bereichen Fuß-, Rad-, Güter- und Pkw-Verkehr sowie 
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ÖPNV, Intermodalität und Mobilitätsmanagement. Im Rahmen des Förderprojektes 

„Kommunales Mobilitätsmanagement“ wird Bergisch Gladbach als eine von zwei 

Modellkommunen beim Konzept finanziell und fachlich unterstützt.  

• Berücksichtigte Integrationsaspekte:   

Das übergeordnete Leitziel des Konzepts ist die Ausrichtung auf eine zukunftsfä-

hige, umweltfreundliche und nachhaltige Mobilität, wodurch von Beginn an eine nor-

mative Integration verfolgt wird. Des Weiteren werden die Integrationsaspekte der 

FGSV-Hinweise für den VEP weitestgehend berücksichtigt. So wird die sektorale 

Integration z. B. durch die Schaffung von fachbezogenen Arbeitsgruppen vollzogen 

und die gemeinsame Betrachtung aller Verkehrsträger und -arten steht für die mo-

dale Integration. Zudem werden sowohl die Öffentlichkeit als auch interne und ex-

terne Akteure gezielt miteingebunden. Auch die vertikale und horizontale Integration 

finden als essenzielle Bestandteile Berücksichtigung, wobei hierzu nur knappe An-

gaben gemacht werden, wie die abgestimmte Erarbeitung mit einem Flächennut-

zungsplan und mit benachbarten Kommunen. Die Maßnahmenintegration (ganz-

heitliche Konzepte mit sowohl harten als auch weichen Maßnahmen, Förderung von 

Multi- und Intermodalität (siehe Glossarium S. 97 f.) etc.) sowie die Integration der 

Verkehrsursachen und der Wegezwecke sind Inhalt des stark ausgeprägten Mobili-

tätsmanagements innerhalb des Konzepts. Die zeitliche Integration wird durch wie-

derkehrende Erfolgskontrollen ausgedrückt und auch die soziale Integration findet 

sich in gezielten Maßnahmen für die Verbesserung der Erreichbarkeit wieder.  

• Stellenwert von Beteiligung und Kooperation:    

Die Beteiligung der Bürger ist in allen Arbeitsschritten äußerst ausgeprägt, angefan-

gen von der Entwicklung einer Art Marke mit verschiedenen Werbeartikeln, um das 

Konzept stets in Erinnerung zu rufen bis hin zu mehreren Workshops sowie Inter-

netbeteiligungsmöglichkeiten usw. Des Weiteren sind fortlaufend interne Mitarbeiter 

der Verwaltung beteiligt, indem beispielsweise sieben fachbezogene Arbeitsgrup-

pen gegründet werden, die vor allem bei der Maßnahmenentwicklung involviert sind.  

• Stellenwert des Mobilitäts- und Transportmanagements:   

Durch zahlreiche gezielte Maßnahmen des kommunalen, schulischen und betrieb-

lichen Mobilitätsmanagements soll die Verlagerung auf umweltfreundliche Ver-

kehrsmittel unterstützt werden. Zudem wurde für Organisations- und Koordinations-

aufgaben innerhalb des Projekts die Stelle eines Mobilitätsmanagers (siehe auch 

Kapitel 2.3.1 Handlungsfelder und Akteure) eingerichtet, welcher auch nach Ab-
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schluss die Umsetzung sicherstellen soll. Das Transportmanagement findet hinge-

gen eher indirekt Berücksichtigung, da der Güterverkehr zwar explizit mitbetrachtet 

wird, aber vorwiegend eine Verbesserung der Bedingungen hierfür vorhergesagt 

wird, indem sich Personenverkehrsströme auf andere Verkehrsmittel verlagern sol-

len. Es werden jedoch auch vereinzelt innovative Maßnahmen angestrebt, wie die 

Verwendung von Mikro-Depots und Lastenrädern, aber auch die Empfehlung von 

Konzepten zur Bündelung des Lieferverkehrs.  

• Bewertung und sonstige Erkenntnisse:    

In Summe orientiert sich das Konzept stark an den Leitfäden für VEP und SUMP 

und kann den daraus resultierenden Ansprüchen weitestgehend gerecht werden, 

indem es die Integrationsaspekte dementsprechend berücksichtigt und auch dem 

Mobilitäts- und Transportmanagement eine wichtige Rolle beimisst, wodurch na-

hezu alle Anforderungen aus den Vorkapiteln erfüllt werden. Allerdings wäre es von 

Vorteil, wenn Umfang und Inhalt der vertikalen und horizontalen Integration etwas 

detaillierter herausgearbeitet wären. Zusätzlich wird dargestellt, wie eine sinnvolle 

Organisationsstruktur (u. a. die Einrichtung eines Mobilitätsmanagers) aussieht, die 

für die Erarbeitung des Konzepts formiert worden ist. Diese ist gut erläutert und ziel-

führend aufgebaut, wodurch das analysierte Konzept insgesamt als zu empfehlende 

Vorlage für die Erarbeitung von IMKs in einem vergleichbaren Planungsraum dienen 

kann. 

 

3. Integriertes Mobilitätskonzept für den Landkreis Bayreuth (IMK LK Bayreuth, 2019)       

• Steckbrief: 

Der im nördlichen Bayern gelegene Landkreis umgibt die kreisfreie Stadt Bayreuth 

und hat etwas über 100.000 Einwohner, die sich auf Kleinstädte und ländliche Ge-

biete verteilen (Der Landkreis Bayreuth, 2020). Das Mobilitätskonzept wurde im Jahr 

2019 veröffentlicht und versteht sich als umsetzungsorientierte Strategie zur Ver-

besserung des regionalen Verkehrssystems (mit Fokus auf die Verkehrsbedienung 

im ländlichen Raum und touristischen Zielgebieten) unter besonderer Berücksichti-

gung der Elektromobilität. Zusammenfassend lässt sich die Erarbeitung des Kon-

zepts auf die drei Stufen Analysephase, Beteiligungsverfahren und Definition kon-

kreter Leitprojekte herunterbrechen. Insgesamt wird der Fokus auf die vier Leitpro-

jekte Stadt-Umland-Verknüpfung, Bedarfsgesteuertes E-Bürger-Taxi, E-Carsharing 
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im Fichtelgebirge, Mobilitätsstationen im Landkreis sowie auf den Handlungs-

schwerpunkt des kommunalen Mobilitätsmanagements gelegt. Im Rahmen der Aus-

wahl als eine von drei Modellregionen der Förderinitiative „Mobilität 2030“ wurde der 

Landkreis Bayreuth bei der Erarbeitung des Konzepts besonders gefördert.  

• Berücksichtigte Integrationsaspekte:   

Das Konzept baut auf bestehende Planungen, wie z. B. ein vorhandenes Elektro-

mobilitätskonzept, auf (vertikale Integration) und bezieht bei der Erarbeitung sowohl 

die kreisfreie Stadt Bayreuth als auch die angrenzenden Landkreise mit ein (hori-

zontale Integration), wobei gerade die vertikale Integration stärker herausgearbeitet 

werden sollte. Die Erarbeitung der Projekte erfolgt gemäß der sektoralen Integration 

unter der Einbindung relevanter Fachabteilungen des Landkreises und der Kommu-

nen sowie weiterer Akteure und Experten. Auch wenn zu erkennen ist, dass der 

Fokus des Konzepts auf die Verbesserung der Erreichbarkeit zum Erhalt von ge-

sellschaftlicher Teilhabe der Bewohner im ländlichen Raum (soziale Integration) un-

ter der Berücksichtigung von Elektromobilität gelegt wird, wird dennoch kein klares 

Leitbild (normative Integration) formuliert. Das Mobilitätsmanagement zur Integra-

tion der Verkehrsursachen und ganzheitlicher Maßnahmenkonzepte wird zwar als 

Handlungsschwerpunkt herausgestellt, bekommt jedoch hierfür in Summe zu wenig 

Raum. Die modale Integration findet sich teilweise in der Entwicklung eines Leitpro-

jekts für die Etablierung von Mobilitätsstationen wieder. Insgesamt ist eine deutliche 

Fokussierung auf die Formulierung strategischer Vorgehensweisen, statt umfang-

reicher konkreter Maßnahmen, zu erkennen.  

• Stellenwert von Beteiligung und Kooperation:    

Die Beteiligung von Bürgern wird im Konzept nicht erwähnt. Stattdessen wird vor-

wiegend auf die Partizipation von internen und externen Akteuren, Experten sowie 

Verkehrs- und Wirtschaftsunternehmen gesetzt.  

• Stellenwert des Mobilitäts- und Transportmanagements:    

Begleitend zur Umsetzung anderer Leitprojekte soll ein kommunales Mobilitätsma-

nagement eingeführt werden, wobei im Rahmen hiervon eine sogenannte Mobili-

tätsagentur (= Mobilitätsmanager) etabliert werden soll, die öffentlichkeitswirksame 

Informationsaufgaben sowie die Koordination, Organisation und Durchführung des 

betrieblichen Mobilitätsmanagements übernimmt und vorantreibt. Das Transportma-

nagement, bzw. die Nachfragebeeinflussung des Güterverkehrs allgemein, findet 

keine gesonderte Beachtung im Konzept.  
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• Bewertung und sonstige Erkenntnisse:   

Insgesamt ist eine höhere Gewichtung der strategisch-konzeptionellen Ebene zu 

erkennen, wie es auch in den FGSV-Hinweisen für größere Planungsräume für den 

VEP empfohlen wird. Wobei jeweils auch einzelne konkrete Maßnahmen im Rah-

men von Pilotprojekten erarbeitet werden, die, nach Sammlung von Erfahrungen mit 

der Umsetzung, sukzessiv auf weitere Gebiete im Landkreis übertragen werden sol-

len. Konkrete Vorgaben zur notwendigen Gestaltung der Organisationsstruktur (in 

Verwaltung o. ä.) für die Erarbeitung und Umsetzung finden sich nicht im Konzept, 

lediglich allgemeine Hinweise, wie die Etablierung einer Mobilitätsagentur. Insbe-

sondere das ausgemachte Fehlen der Beteiligung der Bevölkerung wird als proble-

matisch angesehen, da dies in den Vorkapiteln stets als ein entscheidendes Ele-

ment betrachtet wird.       

 

Weitere Erkenntnisse aus Praxis und Forschung     

Das Difu hat 2019 in einer Studie eine Umfrage mit deutschen Kommunen zum Thema VEP 

und SUMP durchgeführt, um Erkenntnisse hinsichtlich der aktuellen Verbreitung hiervon 

und jeweiliger Rahmenbedingungen und Wünsche für eine integrierte nachhaltige Ver-

kehrsplanung zu erlangen (Arndt & Drews, 2019). Insgesamt haben zwei Drittel der 71 be-

fragten Kommunen angegeben ein Gesamtverkehrskonzept beschlossen zu haben bzw. 

gerade daran zu arbeiten (ebd.). Die Hälfte hiervon würde ihr Konzept als VEP bezeichnen, 

wofür als meistgenannter Grund die allgemeine Bekanntheit und Verbreitung des Begriffs 

VEP in den Kommunen angegeben wird (ebd.). Ein Drittel der Kommunen mit Gesamtver-

kehrskonzept würde ihr Konzept hingegen als SUMP bezeichnen bzw. haben dies auch in 

ihrem Namen integriert, wodurch die nachhaltige Ausrichtung verdeutlicht werden soll 

(ebd.). Die restlichen Kommunen (ein Sechstel) würden hingegen, aus verschiedensten 

Gründen, ihr Konzept weder als SUMP noch als VEP bezeichnen (ebd.). Hinsichtlich der 

Inhalte wird festgestellt, dass allgemein Maßnahmen des Fuß- und Wirtschaftsverkehrs so-

wie Monitoring und Evaluation als weniger wichtig angesehen werden (ebd.). Besonderer 

Fokus liegt hingegen auf den Themen Rad-, Pkw-Verkehr, ÖPNV, E-Mobilität und der Be-

teiligung der Bevölkerung (ebd.) Zudem befinden die Befragten das Mobilitätsmanagement 

und die Definition klarer Leitbilder als äußerst wichtige Bestandteile ihrer Konzepte (ebd.). 

Außerdem geben fast drei Viertel der Kommunen an, ihr Konzept in die übergeordneten 

Planungen integriert zu haben und 83 % von ihnen verfolgen eine Integration mit anderen 

sektoralen Planungen (ebd.). Allgemein wird von vielen der Wunsch nach mehr inhaltlicher 

und finanzieller Förderung sowie nach einer stärkeren Verbindlichkeit von Seiten der Politik 
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für VEPs/SUMPs geäußert (ebd.). Insgesamt zeigt die Studie, dass die nachhaltige Ver-

kehrsentwicklung, sowohl namentlich als auch inhaltlich, Eingang in der kommunalen Ver-

kehrsplanung gefunden hat, jedoch der Stellenwert hiervon noch ausbaufähig ist. Dies wird 

deutlich, da unter anderem der klassische Begriff VEP noch immer die am häufigsten ge-

wählte Bezeichnung ist, wodurch vermutet werden kann, dass vielerorts der angestrebte 

und theoretisch formulierte Paradigmenwechsel hin zu einer am Menschen orientierten 

ganzheitlichen Verkehrs- bzw. Mobilitätsgestaltung noch nicht gänzlich in der Praxis vollzo-

gen ist.  

Im europäischen Ausland hat sich der SUMP als Instrument der integrierten kommunalen 

Verkehrsplanung mittlerweile weit verbreitet (May et al., 2017). Einen Überblick zu beson-

ders gelungenen SUMPs in ganz Europa liefert die Liste der jährlichen Gewinner und Fina-

listen des SUMP Awards, der seit 2012 jedes Jahr von der Europäischen Kommission ver-

liehen wird, wobei hierunter nahezu ausschließlich SUMPs von Großstädten/Metropolregi-

onen (z. B. Brüssel, Manchester, Malmö usw.) zu finden sind (European Mobility Week, 

2020). Eine adaptierte Verwendung der SUMP-Guidelines für eine mittelgroße Stadt liefern 

Hristoski et al. (2019), indem sie die Erarbeitung eines SUMP-Konzepts für die Stadt Veles 

in Nordmazedonien mit notwendigen Strategien, Zielen und Maßnahmen erläutern.  

 

Schlussfolgerungen und Erläuterungen    

In Bezug auf die Analyse der drei IMKs wird konstatiert, dass nicht einheitlich hervorgeht, 

was die Konzepte unter dem Begriff integriert jeweils verstehen bzw. nicht in allen Konzep-

ten dieselben Integrationsaspekte (und vor allem nicht im selben Umfang) berücksichtigt 

werden. Dies verdeutlicht wiederum den informellen Charakter und das Fehlen von klaren 

Mindeststandards für die Entwicklung und Umsetzung eines IMK.  

Aus den analysierten Konzepten, wie auch aus der Difu-Studie, geht jedoch summativ her-

vor, wie wichtig das Formulieren eines klaren Leitbilds ist. Hierbei ist insgesamt ein klarer 

Trend zur Berücksichtigung der Themen Nachhaltigkeit und Lebensqualität zu erkennen. 

Außerdem werden in Summe das Mobilitätsmanagement, die Partizipation der Bevölkerung 

und relevanter Akteure sowie die sektorale, die horizontale und die vertikale Integration 

allgemein als wichtig anerkannte Bestandteile identifiziert, die sich allesamt auch in den 

FGSV-Hinweisen zum VEP und den SUMP-Guidelines wiederfinden.  
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Da die zwei (IMK Bergisch Gladbach und IMK Landkreis Bayreuth) der drei analysierten 

IMKs, welche deutlich mehr den dargelegten Integrationsanforderungen aus den Vorkapi-

teln entsprechen, im Rahmen von verschiedenen Förderinitiativen entstanden sind und 

auch in der Difu-Studie deutlich der Wunsch nach inhaltlicher und finanzieller Förderung 

geäußert wird, liegt der Verdacht nahe, dass insgesamt in den Verwaltungen und Behörden 

noch zu wenig Know-how über zu berücksichtigende Anforderungen, Integrationsaspekte 

und Organisationsstrukturen vorhanden ist und oftmals auch das Geld und vor allem das 

Personal fehlt. Hierfür sollte tunlichst von Seiten der Politik die Initiative ergriffen werden, 

um in Form von verbesserten Rahmenbedingungen Abhilfe zu leisten, wenn flächende-

ckend eine integrierte, nachhaltige, am Menschen orientierte Verkehrs- bzw. Mobilitätsent-

wicklungsplanung etabliert werden soll. Zudem sollten klare Mindestanforderungen hin-

sichtlich der Integrationsaspekte für ein IMK definiert werden, weshalb im nächsten Kapi-

tel 2.4 hierfür ein Anforderungskatalog zusammengestellt wird.  

2.4 Das Steuerrad der Integration als Anforderungskatalog für inte-

grierte Mobilitätskonzepte 

Am Ende von Kapitel 2.2.2 ist ein IMK kurzum als ein Planungsinstrument bezeichnet wor-

den, das möglichst umfangreich versucht, den Ansprüchen und Motiven der integrierten 

Verkehrsplanung, im Sinne einer nachhaltigen, partizipativen und am Menschen orientier-

ten Verkehrs- und Mobilitätsgestaltung, gerecht zu werden. Ergänzt durch die Erkenntnisse 

aus Kapitel 2.3 wird nun eine knappe allgemeine Definition für ein IMK, gemäß der Auffas-

sung dieser Arbeit, formuliert:  

Ein IMK ist ein klar strukturiertes, ganzheitliches, nachhaltiges und am Menschen orientier-

tes informelles Planungsinstrument, das die Gesamtheit von Verkehr und Mobilität in einem 

Planungsraum kontinuierlich, integriert und partizipativ sowie gemäß einem definierten Leit-

bild beeinflusst. Es setzt sich hinsichtlich Entwicklung und Implementierung, kurz gesagt, 

aus wesentlichen Elementen eines Mobilitäts- und Transportmanagement-Konzepts (siehe 

Kapitel 2.3.1) und der Leitlinien für VEP und SUMP (siehe Kapitel 2.3.2) zusammen.  

Hinsichtlich des räumlichen Bezugs hat sich unter anderem herausgestellt, dass die kom-

munale Ebene als die wichtigste räumliche Ebene der Verkehrs- und Mobilitätsgestaltung 

betrachtet wird. Jedoch ist auch fast ebenso einheitlich die Notwendigkeit der interkommu-

nalen Zusammenarbeit, auf regionaler Ebene und darüber hinaus, benannt worden, da es 

stets Wechselwirkungen gibt und somit Verkehr bzw. Mobilität niemals nur die Aufgabe 
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einer einzelnen Kommune sein kann. Je größer der Planungsraum eines IMK ist, desto 

mehr sollte der Fokus auf die strategisch-konzeptionelle Ebene gelegt werden. Wie Bei-

spiele aus der Praxis zeigen, kann ein IMK jedoch auch im Rahmen einer kleinteiligeren 

Betrachtung entwickelt werden, wie z. B. für die Quartiersebene.  

Basierend auf der, im Rahmen der verschiedenen Recherchen und Analysen, identifizierten 

Relevanz und Gestaltungskompetenz der kommunalen Ebene wird von Seiten des Autors 

dieser Arbeit deshalb an dieser Stelle als eine sinnvolle Planungsraumgröße für ein IMK 

der Landkreis angeführt, da dieser als kommunale Gebietskörperschaft über die notwen-

dige Gestaltungsmacht verfügt und zugleich von den jeweiligen lokalen Unterschieden und 

Anforderungen Kenntnis hat. Bei größeren kreisangehörigen Gemeinden kann es je nach 

individuellen Gegebenheiten auch sinnvoll sein ein eigenständiges IMK zu entwickeln, das 

dann abgestimmt mit dem IMK des Landkreises erarbeitet werden muss. Analoges gilt für 

kreisfreie Städte. Jedoch muss klargemacht werden, dass es zusätzlich immer von den 

jeweils gesetzten Zielen abhängt, wie eine sinnvolle räumliche Ebene für das IMK festzule-

gen ist. Dementsprechend kann die Wahl der Planungsraumgröße stets individuell getrof-

fen werden und ist nicht automatisch an die hier gegebene Empfehlung gebunden.  

Wie die Vorstellung von VEP und SUMP (siehe Kapitel 2.3.2) und die Analyse der Praxis-

beispiele (siehe Kapitel 2.3.2) verdeutlichen, eignen sich die FGSV-Hinweise für den VEP 

und die SUMP-Guidelines als gute Orientierung für die Entwicklung und Implementierung 

eines IMK. Im Hinblick auf die Frage, was bzw. wer alles in welcher Art und Weise warum 

integriert werden muss, ergibt sich sowohl anhand der theoretisch-wissenschaftlichen als 

auch der praxisorientierten Erkenntnisse aus den Vorkapiteln ein umfangreiches Bild für 

das IMK. Zusammenfassend wird deshalb an dieser Stelle das Steuerrad der Integration 

(siehe Abbildung 13) vorgestellt, das alle festgestellten Integrationsansprüche eines IMK 

darstellt, die, aus Sicht des Autors dieser Arbeit, für eine erfolgreiche ganzheitliche und 

nachhaltige Mobilitätsentwicklungsplanung notwendig sind. Dies kann zugleich als Anfor-

derungskatalog bzw. Checkliste verstanden werden.  

Im Zentrum steht hierbei die Festlegung eines klaren Leitbilds, welches stets für alle an-

deren inhaltlichen Aspekte zu beachten ist, damit von vornherein die Zielansprüche an Stra-

tegien und Maßnahmen klar definiert sind. Alle Integrationsebenen sind von einem Kreislauf 

umgeben, der die zeitlichen Ansprüche an ein IMK versinnbildlicht. Hierdurch wird die Not-

wendigkeit kontinuierlicher bzw. in regelmäßigen Abständen zu erfolgender Datenaktuali-

sierung, Evaluation und (eventuelle) Anpassung des IMK bzw. einzelner Maßnahmen oder 

Strategien verdeutlicht.  
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Abbildung 13 Das Steuerrad der Integration (Eigene Darstellung) 

 

Im Inneren des Steuerrads befinden sich des Weiteren sechs Integrationsebenen, wobei 

die sektorale, die vertikale, die horizontale und die modale Integration dem vorgestellten 

Verständnis der FGSV (siehe Kapitel 2.3.2) nachempfunden sind.  

Daneben befindet sich noch die partizipative Integration, die sich aus der (von nahezu 

allen Quellen einheitlich als besonders wichtig erachteten) Beteiligung von Öffentlichkeit, 

internen und externen Akteuren sowie der sozialen Integration (siehe Kapitel 2.3.2) zusam-

mensetzt. Genauer ist hiermit gemeint, dass möglichst in allen Phasen des IMK alle rele-

vanten Akteure (intern, extern) sowie die Bevölkerung (Betroffene, allgemeine Öffentlich-

keit) informiert und vor allem auch beteiligt werden sollen, um sowohl die politische als auch 

die gesellschaftliche Akzeptanz zu fördern und das Konzept als Ganzes fest zu verankern. 
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Dabei müssen auch stets die gesellschaftliche Teilhabe und die Berücksichtigung beson-

derer Belange von allen sozialen Gruppierungen (z. B. alte Menschen) gesichert werden.  

Abschließend wird die Mobilitäts- und Transportmanagement-Integration genannt. Der 

Einblick in die Praxis und die vorgestellte Difu-Studie (siehe Kapitel 2.3.3) sowie die SUMP-

Guidelines, und auch in Teilen die FGSV-Hinweise für den VEP (siehe Kapitel 2.3.2), ver-

deutlichen, dass das Mobilitätsmanagement mittlerweile als wichtige Stütze der integrierten 

Verkehrsplanung anerkannt ist. Durch die Stellung als eigenständige Integrationsebene 

kommt hier das klare Statement zum Ausdruck, dass das IMK ein ganzheitliches Konzept 

darstellt, das sowohl harte als auch weiche Maßnahmen enthält sowie Verkehrsursachen 

und Mobilitätsverhalten betrachtet und sich somit klar zu den Inhalten und Anforderungen 

des Mobilitätsmanagements (siehe Kapitel 2.3.1) bekennt und dementsprechend ausge-

richtet ist. Zudem soll nicht nur, wie beim Mobilitätsmanagement bisher oftmals üblich, der 

Fokus auf den Personenverkehr gelegt werden, sondern auch der Güterverkehr, in Form 

der Ansätze des Transportmanagements, Berücksichtigung erhalten.   

Damit nun ein IMK gemäß den vorgestellten Integrationsansprüchen erfolgreich umgesetzt 

werden kann, erfordert es die richtigen Governance-Strukturen. Auch wenn in den Vorka-

piteln vereinzelt schon sinnvolle Steuerungs- und Organisationselemente vorgestellt wor-

den sind, widmet sich das nächste Kapitel explizit diesem Thema.  
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3 Governance in der Verkehrs- und Mobilitätsentwicklungs-

planung 

Da ein IMK ein neuartiges Planungsinstrument für die Mobilitätsplanung darstellt, kann nicht 

davon ausgegangen werden, dass die Verwirklichung davon in den einzelnen Kommunen 

flächendeckend selbst initiiert und motiviert werden kann. Ziel dieses Kapitels ist es des-

halb, herauszufinden, welche Governance-Strukturen geeignet bzw. erforderlich sind, um 

die Umsetzung von IMKs voranzutreiben und sie, gemäß den Integrationsanforderungen 

aus dem Vorkapitel, sicherzustellen. Hierfür soll zunächst in Kapitel 3.1 dargestellt werden, 

welche Bedeutung der Begriff Governance ganz allgemein hat und wie relevant dies spezi-

ell für die Implementierung eines IMK ist. Dazu wird ein Governance-Ansatz verfolgt, um 

sinnvolle Strukturen zu identifizieren. Sowohl wissenschaftliche Literatur als auch zwei Rah-

menprogramme aus der Praxis werden hierbei analysiert (Kapitel 3.2), um anschließend 

die gewonnenen Governance-Erkenntnisse praxistauglich in Form eines graphisch aufbe-

reiteten Kriterienkatalogs (Kapitel 3.3) zusammenzustellen, der die gewünschte Umsetzung 

eines IMK in einem Planungsraum gemäß den Anforderungen aus dem Steuerrad der In-

tegration (siehe Kapitel 2.4) sicherstellen soll.  

3.1 Die Bedeutung von Governance 

Die Recherche zum Begriff Governance zeigt, dass hierfür bis heute noch keine einheitliche 

Definition existiert, obwohl dieser Begriff schon seit ca. drei Jahrzehnten, in der Wissen-

schaft und mittlerweile auch in der Öffentlichkeit, weit verbreitet ist.  

Laut Pütz (2004) hat sich Governance ursprünglich aus der Institutionenökonomie heraus 

entwickelt und ist im Laufe der Zeit über die Gesellschaftsforschung, die Politikwissenschaf-

ten und die Praxis auch in die Raumwissenschaften gelangt. Ganz allgemein beschäftigt 

sich Governance mit der Thematik, wie soziale Beziehungen oder Interaktionen koordiniert 

werden, wobei dies durch Netzwerke und Partnerschaften erfolgen soll, statt durch Wettbe-

werbe oder Hierarchien (ebd.). Des Weiteren kann Governance als gesellschaftliche Steu-

erungsform verstanden werden, der sowohl private als auch öffentliche Akteure angehören, 

die in mehr oder weniger komplexen Interaktionsprozessen gemeinschaftlich gestalterisch 

agieren (ebd.).  
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Daneben hat sich im Laufe der Zeit auch ein normatives Verständnis von Governance ent-

wickelt, wodurch bestimmte gestalterische und qualitative Anforderungen an die Steue-

rungsprozesse gestellt werden, z. B. hinsichtlich Transparenz, Gerechtigkeit, Kohärenz 

oder Beteiligung (Wolfram et al., 2010).  

Die unterschiedliche Nutzung des Governance-Begriffs zeigt sich z. B. auch in der Sicht-

weise von Fürst (2015), indem, im Gegensatz zu anderen Autoren, hierbei Governance 

nicht als Oberbegriff für gesellschaftliche Selbststeuerung allgemein gesehen wird, sondern 

explizit als Gegenbegriff zu Government, worunter nicht-staatliche und nicht-privatwirt-

schaftliche Formen der Steuerung zu verstehen sind, die zusätzlich zur institutionalisierten 

Form des Government die gesellschaftliche Selbststeuerung unterstützen sollen. Im Zuge 

dessen wird der Begriff auch erweitert als Regional Governance verwendet (ebd.). Solche 

Kombinationen mit unterschiedlichen Adjektiven finden sich in der Literatur vielfach. Hier-

durch wird meist eine Eingrenzung des Begriffs vollzogen, womit eine gewisse Zugehörig-

keit zu einem Anwendungsfeld ausgedrückt wird, wie z. B. Corporate Governance, das sich 

unter anderem auf die Organisationsstrukturen in einem Unternehmen bezieht (Pütz, 2004). 

Regional Governance bezieht sich zusammenfassend hingegen auf eine Betrachtung von 

Governance im Kontext von räumlicher Entwicklung (Pütz, 2004). Ähnlich dazu gibt es noch 

weitere raumbezogene Spezifizierungen, wie z. B. Rural Governance oder Urban Gover-

nance (ebd.). Auf diese speziellen Governance-Begriffe soll in dieser Arbeit jedoch nicht 

weiter eingegangen werden, sondern nur auf das allgemeine Verständnis von Governance.  

Auch wenn der Begriff je nach Anwendungsfeld bzw. Raumbezug unterschieden wird, lässt 

sich laut Benz (2004) ein einheitlicher Begriffskern von Governance herausfiltern, womit 

auch das Verständnis von Governance für diese Arbeit abgebildet werden soll. Demnach 

wird Governance, mit der Absicht der Regelung von wechselseitigen Abhängigkeiten zwi-

schen Akteuren, als Steuern und Koordinieren (oder auch Regieren) verstanden, was wie-

derum auf institutionalisierten Regelsystemen (z. B. Hierarchie, Markt etc.) beruht, die das 

Handeln der Akteure steuern sollen (ebd.). Des Weiteren beinhaltet Governance auch In-

teraktionsmuster und Modi gemeinschaftlichen Handelns von Institutionen (ebd.). Unter In-

stitution ist im Kontext von Governance eine Sammlung von Normen sowie gemeinsamen 

Ideen und Regeln für das Handeln zu verstehen, also Elemente, die kollektives Handeln 

hemmen oder ermöglichen (Tschoerner, 2016). Steuerungs- bzw. Koordinationsprozesse 

und Interaktionsmuster im Sinne von Governance finden in der Regel im gemeinsamen 

Wirken von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren statt (Benz, 2004). Darüber hinaus 

ist Governance oftmals auch mit normativen Verwendungsweisen verbunden (ebd.).  
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Governance steht außerdem für eine analytische Perspektive, die zur Beschreibung und 

Bewertung von realen Strukturen herangezogen werden kann (Benz, 2004). Hierbei werden 

beispielsweise die Steuerungswirkungen von Institutionen untersucht (ebd.). Somit gibt der 

Governance-Begriff zusammenfassend eine Betrachtungsweise und Leitlinie für die Ana-

lyse von vorhandenen Strukturen vor (ebd.). Durch eine solche Anwendung des Gover-

nance-Ansatzes bietet sich die Chance komplexe Strukturen zielführend dahingehend zu 

analysieren, dass die relevanten sozialen, historischen, systemischen und sonstigen Fak-

toren identifiziert und anschließend gefördert werden können (Tschoerner, 2016). Im an-

schließenden Kapitel 3.2 soll daher auch ein Governance-Ansatz verfolgt werden, um ge-

eignete Strukturen für ein IMK zu erschließen.  

3.2 Mobilitätsrelevante Governance-Erkenntnisse aus Literatur und 

Praxis 

In der Literatur finden sich Untersuchungen dazu, welche Ansätze in verschiedenen Län-

dern verfolgt werden, um eine nachhaltige Verkehrsentwicklung zu unterstützen. So wird 

beispielsweise im „Mobility Management Strategy Book“ (EPOMM, 2018) vorgestellt, wie in 

elf EU-Ländern jeweils versucht wird, das Mobilitätsmanagement weiter zu etablieren. Hier-

bei kommen sehr unterschiedliche Ansätze zum Einsatz. In einigen Ländern, beispielsweise 

in Frankreich, ist die Entwicklung von SUMPs gesetzlich verankert worden. Andere unter-

stützen gezielt eine aktive und effektive Zusammenarbeit zwischen Staat, Gemeinden und 

Unternehmen oder bieten umfangreiche nationale finanzielle Förderprogramme an.  

Auch May et al. (2017) liefern zum einen Untersuchungsergebnisse dazu, wie sechs EU-

Länder bislang vorgehen, um die Entwicklung von SUMPs zu unterstützen und stellen dar-

über hinaus ein Paket von Empfehlungen vor, wie geeignete nationale politische Rahmen-

bedingungen aussehen sollen. Diese sind jedoch eher allgemein gehalten und nicht sehr 

genau ausgeprägt. So wird unter anderem empfohlen, ein nationales politisches Rahmen-

werk für den Stadtverkehr zu etablieren, die institutionelle Koordination und Kooperation 

sowohl horizontal als auch vertikal zu verbessern, die Öffentlichkeit wirksam zu beteiligen 

sowie Förder- und Unterstützungsmöglichkeiten für lokale und regionale Verwaltungen bei 

der Entwicklung von Verkehrsstrategien anzubieten. 

Etwas konkreter und auf Deutschland bezogen, verfolgen Wolfram et al. (2010) das Vorha-

ben, „Handlungsbedarf und -ansätze zur Steuerung einer nachhaltigen kommunalen Ver-

kehrsentwicklungsplanung in Deutschland“ zu ermitteln. Wolfram et al. (2010) widmen sich 
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dabei auch zunächst der Untersuchung von Praxisbeispielen aus dem In- und Ausland, um 

schlussendlich verschiedene Thesen zu formulieren, die erfolgsversprechende Gover-

nance-Strukturen beinhalten. Zentrale Forderungen sind die Festlegung von einheitlichen 

Qualitätsmerkmalen in einem klaren normativen Rahmen, die Schaffung von interaktiven 

Schnittstellen zum Austausch von Wissen aus Forschung und Praxis, eine strategische und 

zielgerichtete Vergabe von Fördermitteln sowie eine langfristige Verflechtung mit bestehen-

den Rahmensetzungen, wie Nahverkehrsplan, Flächennutzungsplan usw. (ebd., S. 58 f.).  

Eine feste gesetzliche Verankerung, wie beispielsweise bei den SUMP im zentralistischen 

Frankreich, wird für Deutschland, unter anderem aufgrund des föderalistischen Systems 

und der Planungshoheit der Kommunen, sowohl von May et al. (2017) als auch von Wolfram 

et al. (2010) dagegen skeptisch betrachtet. Jedoch erachten Wolfram et al. (2010, S. 53) 

unterstützende Rechtsetzungen, die zum Teil verbindliche Rahmungen enthalten, aber die 

nötigen gestalterischen Freiheiten bei den entscheidenden Akteuren belassen, als einen 

sinnvollen Ansatz.  

Wie aktuell die vorgenannten Themen allesamt heutzutage sind, zeigt auch die schon in 

Kapitel 2.3.3 vorgestellte Difu-Studie (Arndt & Drews, 2019), in der von einer Vielzahl der 

befragten Kommunen der Wunsch nach mehr inhaltlicher und finanzieller Unterstützung 

sowie nach verbindlicheren Vorgaben geäußert wird.  

Eine Möglichkeit zur Verbreitung von Fach- und Erfahrungswissen aus Praxis und For-

schung kann beispielsweise auch über frei zugängliche Websites erfolgen. Ein relativ neues 

Beispiel für ein solches modernes Governance-Instrument stellt Mobilikon dar (Mobilikon, 

2021a). Hierbei handelt es sich um ein Online-Nachschlagewerk, das vom Bundesministe-

rium des Innern, für Bau und Heimat und dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-

schung verwaltet wird (ebd.). Mobilikon dient als eine Art öffentliches Online-Lexikon und 

Werkzeugkasten, in dem sich verschiedene Akteure über nachhaltige Mobilitätslösungen 

sowie das kommunale Mobilitätsmanagement informieren und zudem Anregungen hinsicht-

lich der Entwicklung und Umsetzung verschiedener Strategien und Maßnahmen sowie 

möglicher Instrumente sammeln können (ebd.). Um diese Angebote nutzen zu können, 

müssen die Akteure jedoch erst einmal davon erfahren und auch über die Vorteile informiert 

werden. Hierfür reicht die bloße Bereitstellung eines solchen Online-Nachschlagewerks 

nicht aus. Es sollten darüber hinaus Anreize für die Akteure (i. d. R. Kommunen) geschaffen 

werden, sich mit dem Thema aktiv auseinanderzusetzen und bestenfalls auch eine zielfüh-

rende Beratung und Betreuung bei der Entwicklung und Umsetzung erfolgen.  
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Insgesamt finden sich in der Praxis sowohl im Ausland, als auch mittlerweile immer öfter im 

Inland verschiedene Beispiele für Verbände, Förderprogramme, Netzwerke oder sonstige 

politische oder institutionelle Strukturen, die kommunalen Akteuren mannigfaltige Unterstüt-

zung bieten bei der Erarbeitung, Umsetzung und Evaluation von Mobilitätskonzepten sowie 

zur Vernetzung mit anderen Akteuren (Rammert, 2018; FGSV, 2018b; Wolfram et al., 2010; 

May et al., 2017; EPOMM, 2018). Solche Unterstützungsstrukturen werden im Folgenden 

zusammenfassend als Rahmenprogramme bezeichnet.  

Um genauere Erkenntnisse darüber zu erhalten, wie bzw. durch welche konkreten Gover-

nance-Strukturen diese Rahmenprogramme gezielt versuchen, die erfolgreiche Entstehung 

und Umsetzung von Mobilitätskonzepten zu unterstützen, soll nachfolgend je ein Rahmen-

programm aus dem Inland und eines aus dem Ausland analysiert werden.  

3.2.1 Zukunftsnetz Mobilität NRW 

Entstehung und Intention     

Beim Zukunftsnetz Mobilität NRW handelt es sich um ein Unterstützungssystem für Kom-

munen des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen zur Förderung der nachhaltigen Mobilitäts-

entwicklung, dem derzeit 235 Gemeinden, Städte und Kreise angehören (Zukunftsnetz 

Mobilität NRW, 2021a). Insgesamt erstreckt sich das Zukunftsnetz Mobilität NRW (2021b) 

über das ganze Bundesland und stellt derzeit drei (bis vor kurzem noch vier) Koordinie-

rungsstellen (siehe Abbildung 14) bereit, die bei verschiedenen Verkehrsverbünden ange-

siedelt sind und jeweils den Kommunen eines bestimmten Teilgebietes als Dienstleister 

und Berater zur Verfügung stehen.  

 

Abbildung 14 Die drei Koordinierungsstellen (Zukunftsnetz Mobilität NRW, 2021b) 
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Entstanden ist das Zukunftsnetz Mobilität NRW im Jahr 2016 aufgrund des Erfolgs der 

schon seit 2005 bestehenden Koordinierungsstelle Rheinland, bei der auch gleichzeitig die 

landesweite Geschäftsstelle des gesamten Zukunftsnetzes angesiedelt ist (Zukunftsnetz 

Mobilität NRW, 2021c).  

Inhaltliche Ausrichtung und Erkenntnisse     

Von Seiten des Zukunftsnetz Mobilität NRW werden die Kommunen als Hauptakteur für 

eine ganzheitliche Mobilitätsplanung benannt, denen zugleich eine Vorreiterrolle zugespro-

chen wird, um eine Transformation zu vernetzten und effizienten Mobilitätsangeboten im 

Rahmen des kommunalen Mobilitätsmanagements zu erreichen und somit die Mobilitäts- 

und die Lebensqualität sowohl im städtischen als auch im ländlichen Raum zu verbessern. 

Hierfür wird den Kommunen empfohlen, sich zunächst eine Zukunftsvision zu erarbeiten, 

um von Beginn an konkrete und motivierende Ziele zu setzen. Insgesamt soll sich diese 

Vision an dem vom Zukunftsnetz Mobilität NRW formulierten Fokus auf eine ganzheitliche, 

nachhaltige und am Menschen orientierte Mobilitätsentwicklung orientieren. (Zukunftsnetz 

Mobilität NRW, 2021d) 

Kommunen aus Nordrhein-Westfalen (NRW), die sich dazu entschließen so einen Weg der 

Mobilitätswende einzuschlagen, können Mitglied werden im Zukunftsnetz Mobilität NRW, 

um somit die Unterstützung für eine erfolgreiche Umsetzung zu erhalten. Die Mitgliedschaft 

an sich ist zwar kostenlos, jedoch müssen hierfür gewisse Voraussetzungen erfüllt werden. 

Zunächst muss der Ansatz des kommunalen Mobilitätsmanagements durch Vertreter der 

zuständigen Koordinierungsstelle auf Leitungsebene der sich bewerbenden Kommune vor-

gestellt werden, wodurch bestenfalls die Akzeptanz auf höchster Ebene sichergestellt wird, 

was notwendig ist, da stets von dort auch der Impuls für die Entwicklung eines kommunalen 

Mobilitätskonzepts ausgehen muss. Anschließend muss ein verantwortlicher Ansprechpart-

ner (Mobilitätsmanager) in der Kommune benannt und eine Rahmenvereinbarung durch 

den Bürgermeister oder Landrat unterzeichnet werden. Hierdurch soll unter anderem si-

chergestellt werden, dass sich die Kommune am Informationsaustausch beteiligt und ge-

wisse Vorgaben, wie die Durchführung von Workshops, die Einrichtung eines fachbereich-

sübergreifenden Arbeitskreises und die Implementierung von zielgruppen- und standort-

spezifischen Mobilitätsmanagementmaßnahmen, umsetzt. Zwei Jahre nach Unterzeich-

nung wird die Umsetzung der Vereinbarung beiderseitig bewertet und im positiven Fall wird 

die Mitgliedschaft nach vier Jahren verlängert. (Zukunftsnetz Mobilität NRW, 2021e) 
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Die kontinuierliche Unterstützung für die Kommunen erfolgt zum einen durch landesweite 

Angebote des Netzwerks an sich sowie zum anderen durch regionale Angebote der zustän-

digen Koordinierungsstellen. Insgesamt umfasst das Spektrum Vernetzungs-, Beratungs-, 

Qualifizierungs- sowie bestimmte Praxisangebote. Hinsichtlich der Vernetzung wird bei-

spielsweise der regionale Erfahrungs- und Informationsaustausch mit anderen Kommunen 

oder Mobilitätsdienstleistern (z. B. individuell abgestimmt oder auf regelmäßigen Jahres-

treffen) sowie eigenen regionalen Fachgruppen, die sich bestimmten Schwerpunkthemen 

(z. B. kommunale Mobilitätskonzepte, Nahmobilität, betriebliches oder schulisches Mobili-

tätsmanagement usw.) widmen, vermittelt. Beratend stehen die Koordinierungsstellen bei-

spielsweise bei der Entwicklung und Umsetzung von Mobilitätsmanagementmaßnahmen 

oder eines Mobilitätskonzepts sowie mit Informationen zu Fördermöglichkeiten zur Verfü-

gung. Hinsichtlich der Qualifizierung werden verschiedene Fortbildungen, Fachtagungen, 

Lehrgänge (z. B. für die Ausbildung von Mobilitätsmanagern) angeboten, die aber meistens 

kostenpflichtig sind. Des Weiteren findet auch ein Wissenstransfer statt, z. B. durch die 

Vermittlung von Best-Practice-Beispielen oder neuesten Forschungen. Praxisangebote 

umfassen beispielsweise Handbücher und andere Materialien (über einzelne Maßnahmen, 

die Durchführung von Bürgerbeteiligungsformaten o. ä.) oder die Organisation von Exkursi-

onen. Gerade die Informationsangebote werden teilweise auch öffentlich auf der Website 

des Netzwerks bereitgestellt, sodass auch Kommunen, die kein Mitglied sind, von einigen 

Publikationen, wie z. B. Handbüchern, profitieren können. (Zukunftsnetz Mobilität NRW, 

2021f) 

Durch die Rahmenvereinbarung sowie die verschiedenen Unterstützungsangebote soll 

zum einen die Verankerung des Mobilitätsmanagements in der Kommunalverwaltung und 

zum anderen letztendlich die Erstellung eines kommunalen integrierten Mobilitätskonzepts 

sichergestellt werden. Eine zentrale Rolle spielt hierbei die Einrichtung der Stelle des Mo-

bilitätsmanagers, der als steuernde Instanz sowohl verwaltungsinterne Prozesse fachbe-

reichsübergreifend koordiniert als auch Schnittstellen zu externen Akteuren abdeckt (siehe 

auch Kapitel 2.3.1 Handlungsfelder und Akteure). Zudem soll durch ihn das ganzheitliche 

Mobilitätskonzept kontinuierlich mit neuen Mobilitätsmanagementvorhaben vorangetrieben 

werden. Jedoch soll aus Akzeptanzgründen die Federführung der einzelnen Schritte unver-

ändert bei den beteiligten Fachbereichen verbleiben. Die Stelle des Mobilitätsmanagers ist 

somit vorwiegend als Informationsknoten zu verstehen. (Zukunftsnetz Mobilität NRW, 

2021f) 
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Abbildung 15 Organisationsstruktur IMK Bergisch Gladbach (Mobik GL, 2016, S. 17) 

Ein Beispiel für eine sich so ergebende Organisationsstruktur in einer Verwaltung zeigt Ab-

bildung 15. Darin ist die Organisationsstruktur des IMK Bergisch Gladbach (siehe Kapi-

tel 2.3.3 Analyse bestehender IMKs aus der Praxis) zu sehen und die Rolle des Mobilitäts-

managers links dargestellt. Dieser Aufbau wurde auch in enger Zusammenarbeit mit der 

Koordinierungsstelle Rheinland erstellt (Mobik GL, 2016). Auch wenn das Zukunftsnetz Mo-

bilität NRW mit seinen Koordinierungsstellen in der Regel nur als Dienstleister und Berater 

zur Verfügung steht, steht das IMK Bergisch Gladbach exemplarisch dafür, wie die Koordi-

nierungsstelle in Zusammenarbeit mit dem Land NRW sowie weiteren Institutionen in die-

sem Fall ausnahmsweise auch für die Vergabe von finanziellen Fördermitteln mitverant-

wortlich war, um somit (zum damaligen Zeitpunkt 2013) erste Modellprojekte gezielt zu un-

terstützen (ebd.).  

Zusammenstellung identifizierter Governance-Strukturen    

Als Erstes wird konstatiert, dass das Zukunftsnetz Mobilität NRW an sich eine wichtige 

Governance-Struktur, in Form einer neu geschaffenen Institution, darstellt. Das Zukunfts-

netz gibt eine Zukunftsvision vor, die den Ansatz des kommunalen Mobilitätsmanagements 

beinhaltet und direkt auf Leitungsebene der Kommune präsentiert werden muss, um somit 

auf oberster Ebene zu einer ähnlich orientierten Zielsetzung zu motivieren. Zudem wird mit 

den Mitgliedern eine Rahmenvereinbarung über festgelegte Vorgaben abgeschlossen, die 

umzusetzen sind, wenn die jeweilige Kommune Mitglied sein möchte. Durch diese Schritte 
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steuert das Zukunftsnetz gezielt die Ausrichtung der Mitgliedskommunen in Richtung einer 

nachhaltigen Mobilitätsentwicklung.  

Durch die Koordinierungsstellen werden unter anderem die strukturellen Voraussetzungen 

für die Mitgliedskommunen für einen vertikalen und horizontalen Austausch geschaffen. Sie 

dienen zum einen quasi als Bindeglied für eine notwendige Abstimmung mit den Vorgaben 

übergeordneter Stellen (z. B. das Ministerium für Verkehr von NRW) und zum anderen für 

die wichtige Vernetzung der verschiedenen Akteure untereinander (z. B. in Fachgruppen 

oder bei regelmäßigen Treffen). Daneben agieren sie begleitend und beratend für die Kom-

munen und bieten somit aktiv Unterstützung bei der Entwicklung und Umsetzung von Maß-

nahmen und Konzepten. Finanzielle Förderungen erfolgen in der Regel nicht, jedoch wird 

auch hierbei beratend geholfen, indem Informationen zu Fördermöglichkeiten vermittelt 

werden. Zudem erfolgt durch die Herausgabe von Materialien für die Praxis (z. B. Handbü-

cher) sowie durch das (zum Teil auch aufgrund der Rahmenvereinbarung verpflichtend 

wahrzunehmende) Angebot von Qualifizierungen und Weiterbildungen für die Verwaltun-

gen ein Wissenstransfer, von dem die Kommunen profitieren und das Zukunftsnetz eine 

Mobilitätsentwicklung gemäß der gewünschten Zielvision sicherzustellen versucht.  

Der Mobilitätsmanager stellt vielleicht die elementarste Neuerung dar, weil dieser als ver-

pflichtend einzurichtende neue Stelle in den Kommunen wichtige Koordinierungs- und Ko-

operationsaufgaben sowohl intern als auch extern sicherstellen muss. Die Koordinierungs-

stellen und die Mobilitätsmanager können demnach auch zusammenfassend als Gover-

nance-Innovationen bezeichnet werden, die als neu geschaffene Instanzen die Kommunal-

verwaltungen durch ihre Querschnittsperspektive und -aufgaben bei der Mobilitätsplanung,  

gemäß den definierten Leitzielen, unterstützen sollen.  

3.2.2 Programm Agglomerationsverkehr in der Schweiz 

Entstehung und Intention    

Im Rahmen des Programms Agglomerationsverkehr (PAV) beteiligt sich in der Schweiz der 

Bund finanziell an Verkehrsprojekten von Städten und Agglomerationen (siehe Glossarium 

S. 97). Bereits 2006 hat der Bund begonnen besonders relevante Verkehrsprojekte in den 

Agglomerationen hierdurch zu fördern. Mit dem formulierten Ziel der langfristigen Förderung 

einer kohärenten Verkehrs- und Siedlungsentwicklung hat sich seit 2007 das Vorgehen da-

hingehend verändert, dass die Agglomerationen selbstständig alle vier Jahre Agglomerati-

onsprogramme einreichen, die vom Bund überprüft und gegebenenfalls mitfinanziert wer-

den. Bisher gab es demnach drei Generationen von Agglomerationsprogrammen, wobei 
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derzeit die dritte Generation noch realisiert wird und sich eine vierte in der Erarbeitungs-

phase befindet. Durch die Schaffung des Nationalstraßen- und Agglomerationsverkehrs-

fonds im Jahr 2017 ist die Finanzierung des PAV langfristig sichergestellt worden. 

(Bundesamt für Raumentwicklung ARE, 2021) 

Inhaltliche Ausrichtung und Erkenntnisse  

Da drei Viertel der Schweizer in Agglomerationen wohnen und laut Prognosen die Bevöl-

kerung dort zukünftig überdurchschnittlich wachsen wird, drohen auch die schon oftmals zu 

verzeichnenden Verkehrsprobleme weiter zuzunehmen. Insgesamt treten dort heutzutage 

sowohl die meisten Straßenstaus (90 %) als auch die höchste Auslastung im öffentlichen 

Verkehr auf. Durch das PAV soll genau diesem Zustand entgegengewirkt werden, zum ei-

nen durch gezielte Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur und zum anderen durch eine 

nach innen gerichtete Siedlungsentwicklung, wodurch zusätzlicher Verkehr weitmöglichst 

vermieden werden soll. Um langfristig die positive Wirtschaftsleistung der Schweiz, die zu 

84 % in den Agglomerationen erbracht wird, zu erhalten, wird die Hauptaufgabe für ein 

zukunftsfähiges funktionierendes Verkehrssystem klar bei den Agglomerationen gesehen. 

(Ecoplan, 2018) 

Durch ein Agglomerationsprogramm soll aufgezeigt werden, wie Verkehr und Siedlung in-

nerhalb der jeweiligen Agglomeration ganzheitlich und aufeinander abgestimmt entwickelt 

werden können. Jede Generation der Programme durchläuft fünf Teilschritte (siehe Abbil-

dung 16).  

 

Abbildung 16 Die fünf Teilschritte des PAV (Ecoplan, 2016, S. 13) 

Als Erstes erfolgt von Bund und Kantonen gemeinschaftlich die Auswertung der Erfahrun-

gen aus der Vergangenheit, um daraufhin übergeordnete Ziele sowie Grundlagen und Vor-

gaben in einem offiziellen Weisungsdokument für die zukünftige Generation bereitzustellen. 

In Schritt zwei erarbeiten die zu einer Trägerschaft (z. B. Verein) zusammengeschlossenen 
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Kantone, Städte und Gemeinden (sowie teilweise auch Gebiete im grenznahen Ausland) 

das Agglomerationsprogramm. Hierbei ist vor allem darauf zu achten, dass von Anfang (Ist-

Analyse) bis Ende (Maßnahmen) eine klare Linie zu erkennen ist und zudem eine umfas-

sende Partizipation der relevanten Akteure sowie der Bevölkerung sichergestellt ist. An-

schließend wird in Schritt drei das Agglomerationsprogramm hinsichtlich der Erfüllung defi-

nierter Grundanforderungen (beispielsweise die Gewährleistung der Partizipation, ein klar 

erkennbarer roter Faden des Gesamtkonzepts usw.) sowie Wirksamkeitskriterien (z. B. 

Qualitätsverbesserung des Verkehrssystems, Verminderung von Umweltbelastungen und 

Ressourcenverbrauch usw.) durch den Bund geprüft und beurteilt. Die Beurteilung ent-

scheidet schlussendlich darüber, ob und in welcher Höhe sich der Bund an den Maßnah-

men beteiligt. Daraufhin wird vom Parlament ein Bundesbeschluss verabschiedet, der eine 

konkrete Auflistung der mitfinanzierten Maßnahmen sowie Angaben zur Beteiligung (zwi-

schen 30 und 50 %) des Bundes enthält. Als Nächstes schließt der Bund in Schritt vier mit 

den Trägerschaften eine Leistungsvereinbarung ab, in der sowohl die mitfinanzierten als 

auch weitere Maßnahmen aufgeführt sind. Im letzten Schritt folgt die Umsetzung der Maß-

nahmen. (Ecoplan, 2016) 

Die Vorteile des PAV liegen vor allem darin, dass zum einen verkehrsträgerübergreifende 

Strategien und Maßnahmen erarbeitet werden, die den Verkehr gezielt und abgestimmt 

lenken sollen, sowie zum anderen eine hochwertige und flächensparende, nach innen ge-

richtete, Siedlungsentwicklung unterstützt wird, die zugleich auch angrenzende Land-

schaftsräume aufwertet. Zudem werden die Kantone, Städte und Gemeinden durch das 

PAV zu einer besseren und verbindlicheren Zusammenarbeit motiviert, da sie einen ge-

meinschaftlich konzipierten Gesamtplan in Form des Agglomerationsprogramms vorlegen 

müssen, um wichtige finanzielle Förderungen für die notwendigen Verkehrsprojekte zu er-

halten, die sie sonst als Einzelne nicht realisieren könnten. Das PAV unterstützt somit eine 

vom Bund gewünschte nachhaltige Raumentwicklung und hat sich über die letzten Jahre 

insgesamt als Erfolgsinstrument der Schweizer Verkehrspolitik bewährt. (Ecoplan, 2018) 

Es muss aber auch deutlich gemacht werden, dass durch das PAV bislang vorwiegend 

Verkehrsinfrastrukturprojekte oder gelegentlich Verkehrsmanagementmaßnahmen unter-

stützt werden und sehr wenig Wert auf das Mobilitätsmanagement gelegt wird. Diesbezüg-

lich und auch im Hinblick auf neuere Mobilitätsentwicklungen (z. B. Carsharing) sowie Soft-

warelösungen für effizientere Verkehrsabläufe muss geprüft werden, wie das PAV zukünftig 

auch in diesen Bereichen Unterstützung bieten kann und soll. (Ecoplan, 2018) 
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Zusammenstellung identifizierter Governance-Strukturen    

Bei den Agglomerationsprogrammen handelt es sich um ein Governance-Instrument, durch 

das der Bund in der Schweiz gezielt versucht, die Vernetzung und die Zusammenarbeit in 

den Agglomerationen zu fördern sowie gleichzeitig die Entstehung von Maßnahmen voran-

zutreiben, die zu einer nachhaltigen Verkehrs- und Siedlungsentwicklung beitragen. Die 

möglichst genaue Befolgung der vom Bund definierten übergeordneten Ziele und die Kon-

zipierung einer Gesamtplanung für eine Agglomeration bilden die Bedingungen für den Er-

halt sowie für die Höhe von finanzieller Unterstützung. Somit sind die Kantone, Städte und 

Gemeinden quasi dazu gezwungen sich in neu zu schaffenden Trägerschaften zu organi-

sieren und ihre Agglomerationsprogramme gemeinschaftlich, ganzheitlich und möglichst 

nachhaltig gemäß den Vorgaben zu erarbeiten. Dies bewirkt zum einen die vom Bund an-

gesteuerte horizontale, vertikale und multisektorale Zusammenarbeit in den Agglomeratio-

nen und zum anderen eine Ausrichtung gemäß den definierten Zielvisionen. Bis auf die 

Vorgabe der Ziele sowie der Grund- und Wirksamkeitsanforderungen erfolgt für die Agglo-

merationen jedoch so gut wie keine weitere fachliche, beratende, begleitende oder sonstige 

Unterstützung bei der Erarbeitung und Umsetzung ihrer Agglomerationsprogramme.  

Durch den klar definierten Ablaufprozess in fünf Schritten und die periodische Erneuerung 

im Vierjahreszyklus weist das PAV sehr hohe Kontinuität auf, die zudem durch eine lang-

fristig ausgelegte Finanzierung abgesichert ist, was den Agglomerationen auch eine ge-

wisse Verlässlichkeit in Bezug auf ihre Planungen ermöglicht. Seit 2018 ist das PAV hin-

sichtlich seiner Finanzierung auch im Bundesgesetz über den Fonds für die Nationalstras-

sen und den Agglomerationsverkehr rechtlich fest verankert (Ecoplan, 2018). Diese recht-

liche Grundlage stellt eine wichtige Governance-Struktur dar, mit der die Umsetzung der 

Agglomerationsprogramme langfristig sichergestellt wird.  
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3.3 Geeignete Governance-Strukturen als Lotse für die erfolgreiche 

Umsetzung integrierter Mobilitätskonzepte 

Die Analysen der Literatur und der beiden Rahmenprogramme aus dem Vorkapitel 3.2 ha-

ben einige Governance-Strukturen aufgezeigt, die geeignet bzw. essenziell sind für die er-

folgreiche Implementierung von IMKs. Nachfolgend werden die erforderlichen Strukturen in 

Form eines Kriterienkatalogs zusammengestellt. 

Da die erforderlichen Integrationsansprüche in Form eines Steuerrads der Integration 

(siehe Kapitel 2.4) dargestellt werden, können die, für eine erfolgreiche Implementierung, 

als geeignet erachteten Governance-Strukturen metaphorisch als Lotse verstanden wer-

den, wodurch sichergestellt werden soll, dass das IMK die gewünschte Richtung bzw. Um-

setzung erfährt. Nachdem in Kapitel 2.4 die kommunale Ebene (bzw. der Landkreis) als die 

wichtigste räumliche Ebene der Verkehrs- und Mobilitätsgestaltung benannt ist, richten sich 

die Governance-Strukturen auch in erster Linie an die kommunale Ebene. Für andere Pla-

nungsraumgrößen muss dementsprechend adaptiert werden. Die Reihenfolge der nachfol-

genden Nennungen stellt keinerlei Bewertung dar. Vielmehr sollen sich alle Governance-

Elemente gegenseitig ergänzen und möglichst gemeinschaftlich stattfinden.  

Eine dieser erforderlichen Governance-Strukturen ist die Schaffung bzw. das Vorhanden-

sein einer Leitbild vorgebenden Institution, die ein Leitbild bzw. eine Zukunftsvision vor-

gibt und sich den Werten einer nachhaltigen Mobilitätsentwicklung verschreibt und dies 

auch nach außen hin klar repräsentiert, ähnlich wie das Zukunftsnetz Mobilität NRW.  

Die nächste notwendige Governance-Struktur ist die Schaffung einer koordinierenden 

Instanz bzw. Stelle (Mobilitätsmanager) innerhalb der Kommune, die gemäß dem Ver-

ständnis des Zukunftsnetz Mobilität NRW vielzählige elementare interne und externe Auf-

gaben, z. B. bezüglich der Abstimmung der Akteure oder der Einhaltung der im Leitbild 

definierten Ziele, wahrnehmen muss. Hierbei sollen jedoch nicht nur Aspekte des Perso-

nenverkehrs, sondern auch die des Güterverkehrs berücksichtigt und mit den betreffenden 

Akteuren abgestimmt werden (im Sinne des Transportmanagers aus Kapitel 2.3.1).  

Als Weiteres wird die Schaffung von Koordinierungsstellen auf regionaler Ebene ge-

nannt, die, ähnlich wie beim Zukunftsnetz Mobilität NRW, den Kommunen unterstützend 

zur Seite stehen und wichtige Vernetzungs-, Informations- und Umsetzungshilfestellungen 

geben. Hierbei sollen auch notwendige Schulungen und Fortbildungen für kommunale 

Beschäftigte (z. B. Mobilitätsmanager) durch die Koordinierungsstelle durchgeführt werden. 
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Außerdem müssen von den Koordinierungsstellen konkrete Leitfäden und Rahmen-

werke mit Vorgaben zum Vorgehen und mit Werkzeugen definiert und bereitgestellt wer-

den. Des Weiteren ist eine Art von Austauschplattform zu schaffen, die von den Koordi-

nierungsstellen betreut und verwaltet wird und in der sich die relevanten Akteure gegensei-

tig regelmäßig austauschen und vernetzen können. Auch eine Form einer öffentlichen fi-

nanziellen Förderung sollte den Kommunen für ihre IMKs bereitgestellt werden. Über die 

Zuteilung und die Höhe dieser Fördermittel könnte durch die Koordinierungsstellen im Auf-

trag oder in Zusammenarbeit mit anderen Regierungsstellen entschieden werden und zu-

dem sollte die Finanzierung ähnlich langfristig gesichert und fest verankert sein, wie beim 

Agglomerationsprogramm in der Schweiz.  

Sowohl die Angebote der Koordinierungsstellen als auch die Bereitstellung und Höhe von 

Fördermitteln sind an eindeutige Vorgaben hinsichtlich der Vision eines ganzheitlichen 

nachhaltigen IMK zu koppeln und fest zu vereinbaren. Bestandteil solcher Vorgaben sollte 

unter anderem sein, dass die formulierten Integrationsansprüche eines IMK bei der Ent-

wicklung vollumfänglich berücksichtigt werden und die Erarbeitung zudem abgestimmt mit 

den Koordinierungsstellen erfolgt. Eine gesetzliche Verpflichtung zur Entwicklung von IMKs 

oder bestimmter Inhalte wird hingegen nur bedingt als zielführend erachtet und zudem 

müssten Fragen hinsichtlich der rechtlichen Zuständigkeit dafür geklärt sein. Stattdessen 

sollte mit Hilfe gezielter Anreize für die Entwicklung von IMKs und für eine ganzheitliche 

und nachhaltige Mobilitätsentwicklung gearbeitet werden (z. B. durch umfangreiche Infor-

mationsangebote usw.) und schlussendlich, wenn sich eine Kommune für die Erarbeitung 

eines IMK entscheidet, die Sicherstellung der Umsetzung und der Inhalte in einer indi-

viduellen Vereinbarung verbindlich festgelegt werden. Die Koordinierungsstellen und 

eventuell weitere Regierungsstellen sollten hierbei als Vereinbarungspartner für die Kom-

munen dienen.  

Durch die so formulierten Governance-Strukturen werden, bei korrekter Ausführung, alle 

Integrationsansprüche aus Kapitel 2.4 erfüllt. Beispielsweise werden die horizontale, verti-

kale und sektorale Integration unter anderem durch den Mobilitäts- u. Transportmanager, 

die Koordinierungsstellen sowie die Austauschplattform abgedeckt. Die modale und die 

partizipative Integration hingegen können durch die Vorgaben in Leitfäden und Rahmen-

werken, die Lehrgänge und Fortbildungen sowie die Koppelung an Vorgaben hinsichtlich 

der Vision der Koordinierungsstellen sichergestellt werden. Die Berücksichtigung der Mobi-

litäts- und Transportmanagement-Integration erfolgt auch durch den Mobilitäts- u. Trans-

portmanager sowie die Koppelung an die Vorgaben der Koordinierungsstellen. Die feste 
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Vereinbarung der Inhalte und der Umsetzung sichert letztendlich die Erfüllung aller Integ-

rationsansprüche sowie die Entwicklung und Implementierung des IMK gemäß den Vorga-

ben ab.  

Die nachfolgende Abbildung fasst abschließend noch einmal die notwendigen Governance-

Strukturen zusammen, ganz im Sinne der eingangs vorgestellten Darstellung als Lotse zur 

Sicherstellung der Umsetzung eines IMK gemäß den im Steuerrad der Integration formu-

lierten Integrationsansprüchen:  

 

Abbildung 17 Governance-Strukturen als Lotse für ein IMK (Eigene Darstellung) 
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Die Liste kann auch als Kriterienkatalog zur Überprüfung der aktuellen Situation und zur 

Bestimmung zukünftiger Anforderungen für einen Planungsraum dienen, in dem ein oder 

mehrere IMKs etabliert werden sollen.  

Auch wenn die aufgeführten Kriterien in erster Linie an die kommunale bzw. regionale 

Ebene adressiert sind, da in dieser Arbeit die Kommune als die wichtigste räumliche Ebene 

der Verkehrs- und Mobilitätsgestaltung identifiziert wird, ist an dieser Stelle hervorzuheben, 

dass die Governance-Strukturen dementsprechend adaptiert auch zielführend für kleinere 

oder größere Planungs- und Untersuchungsgebiete angewendet werden können.  
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4 Exemplarische Analyse des Freistaats Bayern hinsichtlich 

förderlicher Strukturen für integrierte Mobilitätskonzepte 

In diesem Kapitel wird exemplarisch für den Freistaat Bayern analysiert, wie die in den 

Vorkapiteln erarbeiteten Grundlagen und Strukturen umgesetzt und etabliert werden kön-

nen, um die Entwicklung von IMKs gemäß den formulierten Integrationsansprüchen zu för-

dern. Auch wenn es sich hierbei nur um ein vereinfachtes Beispiel handelt und nicht um 

eine umfassende Ausarbeitung eines detaillierten Konzepts, was den Rahmen dieser Arbeit 

deutlich sprengen würde, ist diese Untersuchung gerade auch vor dem Hintergrund inte-

ressant, dass die Bayerische Staatsregierung Anfang 2020 ebenfalls den Aufbau eines 

Netzwerks zur Unterstützung von Kommunen bei der Erarbeitung solcher Mobilitätskon-

zepte beschlossen hat (Biedermann, 2020). In Kapitel 4.1 werden, nach einer einführenden 

Beschreibung des Freistaats, gegenwärtige Strukturen und Planungsinstrumente vorge-

stellt. Darauf folgt in Kapitel 4.2.1 ein Vergleich des Status quo mit den formulierten Gover-

nance-Strukturen aus Kapitel 3.3. Im Anschluss daran werden in Kapitel 4.2.2 entspre-

chende Handlungsempfehlungen gegeben. Abschließend folgt eine Diskussion ausge-

machter möglicher Schwierigkeiten und Chancen (Kapitel 4.2.3).  

4.1 Beschreibung des Freistaats Bayern als Untersuchungsgebiet 

Bevor die Analyse durchgeführt wird, werden zunächst die wichtigsten Daten und Fakten 

zum Freistaat Bayern sowie vorhandene Strukturen und Planungsinstrumente vorgestellt. 

4.1.1 Daten und Fakten 

Der Freistaat Bayern ist flächenmäßig (ca. 70.550 km²) das größte Bundesland der Bun-

desrepublik Deutschland und hat die zweitmeisten Einwohner (ca. 13 Millionen). Die Baye-

rische Staatsverwaltung ist dreistufig unterteilt in Oberstufe (Staatsministerien), Mittelstufe 

(Bezirksregierungen) und Unterstufe (Landratsämter und weitere Behörden). (Bayerische 

Staatskanzlei, 2021)  
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Abbildung 18 Der Freistaat Bayern: Landkreise und Regierungsbezirke (LfStat, 2015) 
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Auch die Kommunalverwaltung untergliedert sich wiederum in drei Ebenen, die Bezirke, die 

Landkreise und die Gemeinden, die jeweils als Gebietskörperschaften zu betrachten sind 

(StMI, 2021a). Bayern stellt hierbei einen Sonderfall im Gegensatz zu den anderen Bun-

desländern dar, indem es mit den Bezirken auch oberhalb der Kreisebene kommunale 

Selbstverwaltungskörperschaften gibt (ebd.). Das kommunale Selbstverwaltungsrecht ist in 

der Bezirksordnung, der Landkreisordnung sowie der Gemeindeordnung gesetzlich gere-

gelt (ebd.). Unter diesem Recht ist vor allem zu verstehen, dass die Kommunen in ihrem 

Zuständigkeitsbereich bestimmte Aufgaben unabhängig und eigenverantwortlich wahrneh-

men dürfen und müssen (ebd.). Insgesamt gibt es in Bayern 2.056 Gemeinden, die sich auf 

71 Landkreise sowie sieben Bezirke verteilen (StMI, 2021b).  

Die Raumstruktur in Bayern ist sehr heterogen und reicht von dünn besiedelten Gebieten 

im ländlichen Raum (z. B. in Niederbayern) bis hin zu bevölkerungsstarken Ballungsräumen 

(z. B. Nürnberg oder München). Die Mehrheit (55,7 %) der bayerischen Bevölkerung lebt 

aktuell jedoch immer noch im ländlichen Raum. (StMWi, 2020) 

4.1.2 Wesentliche Planungsinstrumente, Akteure und Strukturen 

Für Verkehrs- und Mobilitätsplanungen sind in Bayern, neben den weiteren in Kapi-

tel 2.2.2 Planungsebenen und -instrumente dargestellten Planungsinstrumenten (siehe Ta-

belle 1), insbesondere das Landesentwicklungsprogramm (LEP) und die Regionalpläne 

sowie der Gesamtverkehrsplan als übergeordnete Planwerke relevant. Bei letzterem han-

delt es sich um ein Instrument zur Verkehrsplanung, worin Ziele und Strategien für die Ent-

wicklung und den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur in Bayern vorgegeben sind (StMB, 

2021a). Das LEP gibt hingegen landesweit bedeutsame Ziele und Grundsätze für die nach-

haltige räumliche Entwicklung Bayerns vor, die auch verkehrsrelevante Festlegungen um-

fassen (StMWi, 2021a). Die Regionalpläne werden von den regionalen Planungsverbänden 

jeweils für die 18 bayerischen Planungsregionen auf Basis der Festlegungen des LEP ent-

wickelt und konkretisieren die dortigen Vorgaben räumlich und inhaltlich für die einzelnen 

Regionen (StMWi, 2021b). Kommunale Planungsinstrumente haben die festgelegten In-

halte und Ziele dieser übergeordneten Werke zu berücksichtigen (StMWi, 2021a). Jedoch 

obliegt den Kommunen, im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung, innerhalb des ei-

genen Wirkungskreises auch bei Verkehrsfragen die Gestaltungsmacht (StMI, 2021a). Zu-

sammengefasst bedeutet dies, dass im Straßenverkehr die Landkreise für die Kreisstraßen 

und die Gemeinden für die Gemeindestraßen zuständig sind (StMB, 2021b). Des Weiteren 

obliegt den Landkreisen die Planung, Organisation und Sicherstellung des ÖPNV (StMB, 
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2021c) sowie den Gemeinden die Erstellung der Flächennutzungs- und der Bebauungs-

pläne (StMB, 2021d). Durch die vorhandene Eigenverantwortlichkeit und Gestaltungsmacht 

ergeben sich für die Kommunen auch gewisse Freiheiten bei der Art und Weise ihrer Mobi-

litätsplanung, die mit Hilfe informeller Planungsinstrumente, wie z. B. einem IMK, ausge-

staltet werden kann.  

Die Aufbauorganisation in den kommunalen Verwaltungen orientiert sich laut Bogumil & 

Holtkamp (2013) meist zu großen Teilen an dem „Verwaltungsgliederungsplan der Kom-

munalen Gemeinschaftsstelle“, der die Ämter in verschiedene Aufgabenhauptgruppen un-

terteilt, wie z. B. Allgemeine Verwaltung, Bauverwaltung, Schul- und Kulturverwaltung, Ver-

waltung für Wirtschaft und Verkehr etc. Auch eine stichprobenartige Untersuchung der Or-

ganigramme von bayerischen Kommunen unterschiedlicher Größenordnung (z. B. der 

Landratsämter von Donau-Ries (LRA Donau-Ries, 2020) und Augsburg (LRA Augsburg, 

2021) sowie der Stadtverwaltungen von Donauwörth (Stadt Donauwörth, 2021) und Augs-

burg (Stadt Augsburg, 2021)) bestätigt, dass die Ämterstruktur heutzutage weitestgehend 

traditionell sektoral und linienförmig organisiert ist. Speziell geschaffene Institutionen zur 

Koordinierung einer abgestimmten Zusammenarbeit verschiedener Abteilungen bei 

Schnittstellenaufgaben sind in den Organisationsstrukturen nicht zu identifizieren. Drees & 

Sommer (2018) bestätigen in ihrem „Bericht zur Vernetzungsstudie Mobilität in der Metro-

polregion München“ den Anschein, dass solche steuernden Instanzen, zumindest was Mo-

bilitätsthemen anbelangt, in der Regel heutzutage in den bayerischen Kommunalverwaltun-

gen nicht vorhanden sind.  

4.2 Analyse des Status quo & Handlungsempfehlungen 

Zur Analyse werden die formulierten Governance-Strukturen aus dem Kriterienkatalog aus 

Kapitel 3.3 (siehe Abbildung 17) abgearbeitet und mit den gegenwärtigen Strukturen in 

Bayern verglichen, um anschließend auf dieser Basis Handlungsempfehlungen zu geben. 

Als Abschluss folgt die nähere Betrachtung möglicher Konflikte und Chancen.  

4.2.1 Vergleich mit dem Kriterienkatalog geeigneter Governance-Strukturen 

Wie bereits erwähnt, haben die stichprobenartige Untersuchung der Organisationsstruktu-

ren der Verwaltungen und Ämter sowie der Bericht von Drees & Sommer (2018) gezeigt, 

dass es in der Regel keine koordinierende Instanz innerhalb der Kommunen in Form 

eines Mobilitätsmanagers oder einer ähnlichen Stelle in den Kommunen gibt.    
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Eine Besonderheit stellt hierbei die Stadtverwaltung der Landeshauptstadt München dar, 

die seit Januar 2021 ein eigens gegründetes Mobilitätsreferat hat (Landeshauptstadt 

München, 2021). Durch diese Umstrukturierung sind alle Kompetenzen und Zuständigkei-

ten von mobilitäts-strategischen Themen in einem Referat mit insgesamt rund 400 Mitar-

beitern gebündelt worden (ebd.). Dies stellt de facto eine Steigerung im Vergleich zu einer 

nur koordinierenden Instanz in Form eines Mobilitätsmanagers dar. 

Des Weiteren ist auch keine Leitbild vorgebende Institution in Bayern auszumachen, 

die, ähnlich wie das Zukunftsnetz Mobilität NRW, eine klare Zukunftsvision hinsichtlich einer 

nachhaltigen Mobilitätsentwicklung vorgibt. Auch wenn in LEP, Regionalplänen und Ge-

samtverkehrsplan gewisse Ziele formuliert werden, sind keine konkreten Leitfäden und 

Rahmenwerke mit Vorgaben zum Vorgehen für eine zielgerichtete Mobilitätsplanung, ge-

mäß definierten Leitbildern o. Ä., auszumachen. Auch Koordinierungsstellen auf regiona-

ler Ebene, ähnlich wie im Zukunftsnetz Mobilität NRW, die die Kommunen bei der Erarbei-

tung von Mobilitätskonzepten in verschiedener Art und Weise unterstützen sowie Lehr-

gänge und Fortbildungen zur Schulung der Verwaltungsmitarbeiter einer Kommune an-

bieten, sind in Bayern nicht vorhanden. Dabei würde sich gerade hier die vorhandene 

Kommunalstruktur mit den Bezirken anbieten, um als Schnittstelle zwischen der unteren 

kommunalen Ebene (Landkreise, Gemeinden) und dem Ministerium, das Leitbilder oder 

Visionen vorgeben könnte, zu fungieren.  

Außerdem hat die Recherche, bis auf vereinzelte Modellprojekte (siehe Kapitel 2.3.3 Inte-

griertes Mobilitätskonzept für den Landkreis Bayreuth), keine Ergebnisse für langfristig und 

breit ausgelegte öffentliche finanzielle Fördermöglichkeiten zur Erarbeitung von nachhalti-

gen oder integrierten Mobilitätskonzepten in Kommunen geliefert, weswegen angenommen 

wird, dass keine solchen Förderprogramme vorhanden sind. Dadurch, dass es weder 

Koordinierungsstellen noch finanzielle Förderungen gibt, kann es dementsprechend auch 

keine Vereinbarung zur Sicherstellung von bestimmten Inhalten oder eine Koppelung 

von Unterstützungen an definierte Vorgaben geben.  

Eine bayernweite Austauschplattform zur Vernetzung mit anderen Akteuren ist nicht 

vorhanden, jedoch gibt es von Seiten des Europäischen Metropolregion München e. V. 

(EMM) eine entwickelte öffentliche Online-Datenbank (EMM e. V., 2021), die Informatio-

nen zu durchgeführten sowie aktuellen mobilitätsrelevanten Strategien und Konzepten der 

einzelnen Mitgliedskommunen bereitstellt. Jedoch werden darin die jeweiligen Vorhaben 

lediglich knapp vorgestellt und die Kontaktdaten von Ansprechpartnern aufgeführt. Ein in-

tensiver Austausch mit anderen Mitgliedern findet demnach nicht zwangsläufig statt und 
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wird auch nicht gezielt von einer übergeordneten Institution organisiert. Des Weiteren bildet 

die Datenbank nur die EMM ab und eignet sich daher nicht zur Vernetzung von Kommunen 

von außerhalb. Zusammenfassend wird deshalb konstatiert, dass diese von einem privaten 

Träger initiierte EMM-Datenbank ein gutes erstes Beispiel dafür darstellt, dass die Notwen-

digkeit zur Bildung kommunaler Netzwerke auch in Teilen Bayerns schon erkannt worden 

ist, sie jedoch nicht ausgereift und nicht zweckmäßig für einen konstruktiven Austausch der 

Kommunen erscheint.   

4.2.2 Handlungsempfehlungen  

Die formulierten Governance-Kriterien aus Abbildung 17 sind zum Großteil nicht vorhan-

den in Bayern. Da es sich bei einem IMK jedoch um ein neuartiges informelles Mobilitäts-

planungsinstrument handelt, ist nicht davon auszugehen, dass die einzelnen bayerischen 

Kommunen die Umsetzung flächendeckend selbst anregen. Deswegen werden nun ent-

sprechende Handlungsempfehlungen gegeben, wie eine Implementierung der geeigneten 

Governance-Strukturen ausgestaltet werden könnte, um somit Anreize und die gewünschte 

Unterstützung für die Entwicklung und Umsetzung von IMKs, gemäß den Integrationsan-

sprüchen (siehe Abbildung 13), zu erhalten.  

Schaffung einer Leitbild vorgebenden Institution für Bayern    

Ähnlich dem Zukunftsnetz Mobilität NRW sollte eine neue Institution geschaffen werden, 

die sich dem Leitbild einer nachhaltigen Mobilitätsentwicklung verschreibt und die Inhalte, 

Werte und weitere Informationen zu Mobilitätsplanung und -management sowie IMKs auf 

einer öffentlichen Website für jeden frei zugänglich zur Verfügung stellt. Im Zuge dessen 

kann die Website zugleich auch als allgemeines Nachschlagewerk für Mobilitätsinteres-

sierte dienen oder auf entsprechende Seiten, wie z. B. Mobilikon, gezielt verweisen. Auch 

die Einrichtung einer Austauschplattform, ähnlich der EMM-Datenbank, auf der sich ver-

schiedene Akteure über Strategien und Projekte anderer Kommunen informieren bzw. auch 

dazu austauschen können, ist anzustreben. Hierbei sollte der Vernetzungscharakter mehr 

in den Vordergrund gestellt werden als bei der EMM-Datenbank. Die neue Institution sollte 

eine verwaltende und steuernde Rolle einnehmen und die Inhalte der Website stets aktua-

lisieren. Die genaue Gestaltung der Austauschplattform (z. B. hinsichtlich der Zugänglich-

keit durch Accounts o. Ä.) ist eine Detailfrage, die an dieser Stelle nicht abschließend be-

antwortet wird. Hierfür gibt es sicherlich vielfältige Umsetzungsmöglichkeiten.  

Koordinierungsstellen auf Bezirksebene    

Als Nächstes wird die Einrichtung von Koordinierungsstellen angeraten. Für die Ansiedlung 
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hiervon eignet sich die Bezirksebene, da diese in Bayern als Bindeglied zwischen der 

Staatsregierung und den Verwaltungen auf Landkreis- bzw. Gemeindeebene dienen kann. 

Zwar würde prinzipiell auch eine Einrichtung bei den Regionalen Planungsverbänden der 

18 Planungsregionen in Bayern in Betracht kommen, jedoch wird diese Aufteilung von dem 

Autor dieser Arbeit als zu kleingliedrig erachtet und die Bezirke werden gerade aufgrund 

ihrer Stellung als oberste kommunale Ebene in Bayern als besonders prädestiniert betrach-

tet. Die Koordinierungsstellen sollen Beratungs- und Fortbildungsangebote sowie konkrete 

Leitfäden und weiteres Info-Material für die Erarbeitung von IMKs in den Kommunen bereit-

stellen. Des Weiteren soll hierüber auch eine Vernetzung und ein persönlicher Austausch 

mit anderen Kommunen, beispielsweise bei regelmäßigen Treffen oder Fachtagungen, er-

folgen. Als gutes Beispiel kann dafür die Umsetzung der Koordinierungsstellen beim Zu-

kunftsnetz Mobilität NRW dienen.  

Schaffung von koordinierenden kommunalen Instanzen   

Innerhalb der Landratsämter sowie in den Verwaltungen von kreisfreien Städten (und wenn 

sinnvoll auch in größeren kreisangehörigen Gemeinden) ist die Stelle eines Mobilitäts- und 

Transportmanagers einzurichten. Diese soll gemäß dem definierten Aufgabenspektrum aus 

Kapitel 3.3 agieren und damit sowohl die interne als auch die externe Vernetzung sicher-

stellen. Hierunter muss nicht zwangsläufig die Einstellung von neuem Personal verstanden 

werden, da die Stelle nicht an eine bestimmte Organisationsform gebunden ist, sondern 

vorrangig institutionell verstanden werden soll. Die Form der Umsetzung kann beispiels-

weise ein Mitarbeiter in der Verwaltung sein, der mit dieser Rolle betraut wird, aber auch 

bis hin zur Schaffung einer neuen übergeordneten Abteilung, die mit mehreren Mitarbeitern 

die Aufgaben wahrnimmt. Je nach Größe der Kommune und weiteren Faktoren kann sich 

eine Form als sinnvoller als andere erweisen. Entscheidend ist vor allem die Sicherstellung 

der erfolgreichen Durchführung von Koordinations- und Kooperationsaufgaben mit Blick auf 

die Ziele aus dem Leitbild.  

Einrichtung eines finanziellen Förderprogramms     

Aufgrund der verkehrspolitischen Gestaltungsmacht der Kommunen, können diese nicht 

dazu gezwungen werden die aufgeführten Strukturen umzusetzen bzw. entsprechend zu 

agieren bei ihrer (falls vorhandenen) Mobilitätsplanung. Deswegen sollte die Umsetzung 

durch gezielte Informationsverbreitung und Ermutigung von Seiten der Staatsregierung, der 

neu geschaffenen Institution und den Koordinierungsstellen sowie durch ein finanzielles 

Förderprogramm vorangetrieben werden. Für letzteres sollte ein Gremium geschaffen wer-

den, das ähnlich wie beim Agglomerationsprogramm in der Schweiz vorgeht und über die 
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Zuteilung und Höhe der Fördergelder entscheidet. Dieses Gremium könnte beispielsweise, 

falls dies rechtlich zulässig ist, auch Bestandteil der einzelnen Koordinierungsstellen sein, 

sollte jedoch zumindest von ihnen beraten werden. So wie beim Agglomerationsprogramm 

in der Schweiz sollte sich die Höhe der Förderung für ein IMK in jedem Fall nach der Erfül-

lung vordefinierter Zielvorgaben bzw. Visionen der neu geschaffenen Institution richten.  

Abschluss einer Rahmenvereinbarung   

Des Weiteren sollte bei positiver Entscheidung über eine finanzielle Förderung für ein IMK 

eine Vereinbarung darüber abgeschlossen werden, welche konkreten Inhalte in welcher 

Höhe gefördert werden und bis wann sich die Kommune zur Durchführung verpflichtet.  

Daneben wird auch empfohlen, dass Kommunen, die das weiterführende Angebot der Ko-

ordinierungsstellen wahrnehmen wollen, eine Form von Mitgliedschaft in der neu geschaf-

fenen Institution beantragen müssen, die sie durch den Abschluss einer Rahmenvereinba-

rung mit der zuständigen Koordinierungsstelle erlangen, welche sie zur Erfüllung bestimm-

ter Voraussetzungen verpflichtet, ähnlich wie beim Zukunftsnetz Mobilität NRW. Hierbei 

kann es sich beispielsweise um die verpflichtende Teilnahme an Fortbildungsveranstaltun-

gen oder Vernetzungsterminen handeln. Die genaue Ausgestaltung der Inhalte dieser Ver-

einbarungen wird an dieser Stelle nicht weiter betrachtet.   

Exkurs: Vorhaben der Bayerischen Staatsregierung „Mobilität der Zukunft Bayern“ 

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Arbeit ist über das bereits erwähnte Vorhaben der Bay-

erischen Staatsregierung „Mobilität der Zukunft Bayern“ kein detailliertes Konzept bekannt 

gewesen, weswegen an dieser Stelle kein direkter Vergleich mit den gegebenen Hand-

lungsempfehlungen möglich ist. Lediglich einzelne Rahmenpunkte wurden in einer, im Ja-

nuar 2020 veröffentlichten, Pressemittelung bekanntgegeben. So sollen unter anderem 

durch den Aufbau eines Netzwerks bayerische Kommunen bei der Entwicklung von umfas-

senden Mobilitätskonzepten unterstützt werden und der Austausch sowie Wissenstransfer 

zwischen Kommunen auf regionaler Ebene gefördert werden (Bayerische Staatsregierung, 

2020). Innerhalb der Regierungsbezirke sollen hierfür Regionalnetzwerke aufgebaut wer-

den, die von regionalen Koordinatoren betreut werden (ebd.).    

4.2.3 Mögliche Konflikte und Chancen 

Für die Umsetzung der Handlungsempfehlungen können sich Konflikte, aber auch Chancen 

ergeben, von denen einige nachfolgend vorgestellt und diskutiert werden.  
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Schwierigkeiten und Konflikte   

Eine Schwierigkeit wird es zumindest anfänglich sein, Kommunen dazu zu bewegen die 

neuen Strukturen anzunehmen und umzusetzen sowie sich allgemein für die Entwicklung 

eines IMK zu entscheiden. Hierfür bedarf es umfangreicher Informationskampagnen, um 

allen relevanten Akteuren die Vorteile von Mobilitätsplanung und -management allgemein 

sowie von IMKs zu vermitteln und die Kommunen zur Auseinandersetzung mit dem Thema 

zu bewegen. Wichtig für die Akzeptanz ist hierbei außerdem die rasche Erarbeitung eines 

geeigneten Förderprogramms, weil dadurch in den Kommunen erfahrungsgemäß das Inte-

resse schneller geweckt werden kann. Aber auch dabei gilt, dass die Kommunen hierüber 

durch gezielte Informationen in Kenntnis gesetzt werden müssen.  

Innerhalb der Kommunalverwaltungen können beispielsweise Konflikte entstehen, wenn 

sich durch die Schaffung eines Mobilitätsmanagers andere Abteilungen oder Fachbereiche 

übergangen oder benachteiligt fühlen bzw. aus anderen Gründen nicht die nötige Koope-

rationsbereitschaft entsteht. Um dies zu vermeiden und für größtmögliche Akzeptanz zu 

sorgen, sollte von Beginn an das Vorgehen deutlich in alle Richtungen kommuniziert wer-

den und klar gemacht werden, warum dieser Schritt für eine bessere Koordination notwen-

dig ist, und dass die Federführung bei fachlichen Entscheidungen möglichst unverändert 

bei den jeweiligen Bereichen verbleibt.    

Auch der weitverbreitete Personalmangel innerhalb der Verwaltungen kann für Konflikte 

sorgen, wenn beispielsweise kein neuer Mitarbeiter für die Stelle des Mobilitätsmanagers 

eingestellt wird, sondern die Aufgabe lediglich einem vorhandenen Sachbearbeiter zuge-

wiesen wird und somit die Arbeitslast für alle augenscheinlich größer wird. Die Lösung eines 

solchen Konflikts erscheint nicht einfach. Wenn möglich sollten deshalb, einhergehend mit 

der Schaffung des Mobilitätsmanagers, auch neue Personalressourcen bereitgestellt wer-

den. Anreize können hierfür auch durch den Erhalt von Fördermitteln geschaffen werden.  

Chancen   

Die erfolgte Umstrukturierung der Münchener Stadtverwaltung mit der Einrichtung des Mo-

bilitätsreferats zeigt, dass auf kommunaler Ebene die Relevanz der Bündelung von mobili-

tätsrelevanten Themen in einer Einheit bereits teilweise erkannt worden ist. Auch wenn 

nicht alle Kommunen in Bayern über vergleichbare Ressourcen verfügen wie München, 

kann deren positive Entscheidung für die Zusammenlegung mobilitätsrelevanter Kompe-

tenzen und Zuständigkeiten als Vorbild dienen und dadurch die Bereitschaft und Zugäng-

lichkeit für ähnliche Schritte, wie z. B. die Einrichtung eines Mobilitätsmanagers, auch an-

dernorts erhöhen. 
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Chancen für eine erfolgreiche Umsetzung der vorgestellten Handlungsempfehlungen liegen 

aber vor allem darin, dass von Seiten der Politik bereits eine breite Akzeptanz für den Auf-

bau solcher neuen Governance-Strukturen gegeben zu sein scheint, da auch die Bayeri-

sche Staatsregierung einen ähnlichen Ansatz anstrebt.    

Insgesamt stimmt dies zuversichtlich für die Etablierung eines wichtigen flächendeckenden 

Netzwerks für Kommunen, wodurch langfristig die Entwicklung und Umsetzung von IMKs 

in Bayern vorangetrieben wird.  
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5 Fazit 

Nach einer Zusammenfassung und abschließenden Bewertung der Inhalte und Ergebnisse 

liefert dieses Kapitel noch einen Ausblick für die Zukunft.  

5.1 Zusammenfassung 

Zielstellung dieser Masterarbeit war es, zu analysieren und zu bewerten, welche Aspekte 

und Elemente für die Entwicklung eines IMK notwendigerweise integriert werden müssen 

und wie geeignete Governance-Strukturen zur Sicherstellung der Umsetzung aussehen.  

Um dem Begriff IMK näher zu kommen wurden hierfür zunächst mobilitätsrelevante Grund-

lagen sowie Ansätze und Theorien in wissenschaftlicher Literatur recherchiert und gewon-

nene Erkenntnisse summativ aufbereitet. Ein Ergebnis war, dass die Begriffe integrierte 

Verkehrsplanung und integrierte Mobilitätsplanung meistens in der Literatur einheitlich für 

die ganzheitliche Betrachtung des Gesamtsystems Verkehr stehen. Jedoch sind je nach 

Quelle teilweise abweichende Ansprüche bezüglich der zu betrachtenden Ebenen für die-

sen integrierten Planungsansatz festzustellen und gelegentlich wird versucht, durch die ge-

zielte Verwendung der Bezeichnung integrierte Mobilitätsplanung, die Fokussierung auf ein 

moderneres Planungsparadigma sprachlich zum Ausdruck zu bringen. Ein IMK ist demnach 

ein Planungsinstrument, das versucht, den Ansprüchen und Motiven der integrierten Ver-

kehrs- bzw. Mobilitätsplanung gerecht zu werden.   

Daran anschließend wurde auf Basis weiterer wissenschaftlicher und praxisorientierter Li-

teratur sowie der Analyse bereits umgesetzter IMKs ein Anforderungskatalog mit notwen-

digen Integrationsansprüchen erstellt. Dieser umfasst insgesamt sechs Integrationsebenen 

und stellt zudem die entscheidende Rolle des Vorhandenseins eines Leitbilds heraus, das 

im Zentrum jeglicher Entscheidungen stehen sollte, sowie die Notwendigkeit der kontinu-

ierlichen Aktualisierung und Anpassung aller Maßnahmen und Strategien. Resultierend 

kann ein IMK, nach dem Verständnis dieser Arbeit, als ein klar strukturiertes, ganzheitli-

ches, nachhaltiges und am Menschen orientiertes informelles Planungsinstrument verstan-

den werden, das die Gesamtheit von Verkehr und Mobilität in einem Planungsraum konti-

nuierlich, integriert und partizipativ beeinflusst.  

Des Weiteren hat sich im Zuge der Recherche die Kommune allgemein als die am sinn-

vollsten erachtete räumliche Ebene für ein IMK herausgestellt, wobei ebenso einheitlich die 
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Notwendigkeit der interkommunalen Zusammenarbeit benannt wird. Als geeignete Pla-

nungsraumgröße für ein IMK wurde deshalb der Landkreis identifiziert, da dieser als kom-

munale Gebietskörperschaft über die notwendige Gestaltungsmacht verfügt und zugleich 

Kenntnis von lokalspezifischen Anforderungen hat.  

Basierend auf der Analyse von wissenschaftlicher Literatur und zweier Rahmenprogramme 

aus der Praxis aus dem In- und Ausland wurden geeignete Governance-Strukturen ausge-

macht, die die erfolgreiche Umsetzung eines IMK, gemäß den Integrationsansprüchen, si-

cherstellen sollen. Der zusammenfassend formulierte Kriterienkatalog mit Governance-

Strukturen diente im Anschluss zur exemplarischen Analyse des Freistaats Bayern. Hierbei 

wurden die gegenwärtige Situation im Freistaat mit den Strukturen aus dem Kriterienkatalog 

verglichen und entsprechende Handlungsempfehlungen dafür abgeleitet, wie eine Imple-

mentierung der geeigneten Governance-Strukturen ausgestaltet werden könnte. Zentrale 

Forderungen sind hierbei unter anderem die Einrichtung von Koordinierungsstellen auf Be-

zirksebene, die Schaffung von koordinierenden kommunalen Instanzen sowie die Erarbei-

tung eines Förderprogramms für IMKs.  

Die durchgeführte Analyse am Beispiel des Freistaats Bayern zeigt, dass die zusammen-

gestellten Erkenntnisse über IMKs sowie der Governance-Kriterienkatalog als gute Aus-

gangsbasis für eine erste Analyse von Regionen dienen kann, in denen IMKs etabliert wer-

den sollen.  

5.2 Ausblick 

Diese Masterarbeit verdeutlicht, dass in der Wissenschaft die Notwendigkeit für eine inte-

grierte, nachhaltige und am Menschen orientierte Mobilitätsplanung erkannt worden ist und 

angegangen wird. In der Praxis hinkt die Entwicklung diesen Ansprüchen jedoch noch hin-

terher. Immer noch wird der Fokus zu sehr auf den Ausbau von Infrastruktur und auf den 

MIV gelegt, statt auf den gezielten Einsatz von Maßnahmen des Mobilitäts- bzw. Transport-

managements. Auch die Tatsache, dass viele Kommunen keine Verkehrs- bzw. Mobilitäts-

entwicklungsplanung im engeren Sinne betreiben und oftmals die Notwendigkeit hierfür 

nicht zu erkennen scheinen, offenbart große Herausforderungen, die noch bewältigt werden 

müssen, wenn die Mobilität zukunftsorientiert und effektiv gestaltet sein soll. Die Verkehrs-

wende ist zwar in aller Munde, wird jedoch von Seiten der Politik und der Verwaltungen 

noch nicht ausreichend vollzogen.  
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Anhand des bereits etablierten Zukunftsnetz Mobilität NRW, dessen Mitgliederzahl von Jahr 

zu Jahr wächst, zeigt sich jedoch, dass es auch schon positive Beispiele für Institutionen in 

Deutschland gibt, die eine nachhaltige Mobilitätsentwicklung voranbringen wollen, und dass 

dies von den Kommunen auch angenommen wird. Auch das geplante Vorhaben der Baye-

rischen Staatsregierung sowie das neue Mobilitätsreferat in München weisen auf ein statt-

findendes Umdenken in der Politik und den Verwaltungen hin. Aus diesen Einzelbeispielen 

lässt sich die Hoffnung ziehen, dass zeitnah flächendeckend für Deutschland notwendige 

Maßnahmen und strukturelle Veränderungen eingeleitet werden, die eine nachhaltige Mo-

bilitätsentwicklung und die Implementierung von IMKs, so wie sie in dieser Arbeit beschrie-

ben sind, vorantreiben und somit langfristig zugleich die Umwelt geschont und die Lebens-

qualität der Menschen erhöht wird. Darüber hinaus bietet sich aus Sicht der Forschung die 

Gelegenheit, diese neuen strukturellen Veränderungen wissenschaftlich zu begleiten und 

regelmäßig zu evaluieren, um daraus praxisorientierte Erkenntnisse für Verbesserungen zu 

gewinnen. Weitere Studien können zudem durchgeführt werden, um individuelle Hemm-

nisse und Anforderungen in bestimmten Regionen zu identifizieren und somit Empfehlun-

gen zur Förderung von Akzeptanz und einer schnelleren Umsetzung abzuleiten.  
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Agglomeration Laut dem Schweizer Bundesamt für Statistik werden Agglomerationen 

in einem mehrstufigen Verfahren ermittelt. Zusammenfassend sind 

dies Ansammlungen von Gemeinden mit städtischem Charakter, die 

insgesamt mehr als 20.000 Einwohner umfassen. Die Agglomerationen 

bestehen in der Regel aus einem dichten Kern und einem Gürtel, der 

intensive Pendlerverflechtungen mit dem Kern aufweist. Derzeit gibt es 

in der Schweiz nach dieser Definitionsweise insgesamt 49 Agglomera-

tionen. (Bundesamt für Statistik (Schweiz), 2021) 

Ballungsraum Ein Ballungsraum ist das dicht besiedelte und verkehrlich geprägte Ge-

biet, das eine Großstadt (> 100.000 Einwohner) und ihre umliegenden 

Pendler-Gemeinden bilden. Der Großteil der Bevölkerung in Deutsch-

land lebt in Ballungsräumen. (Sachverständigenrat für Umweltfragen, 

2012) 

Funktionales Stadt-

gebiet 

Mit funktionalem Stadtgebiet ist die gesamte Stadt inklusive ihres Ein-

zugsgebiets gemeint. Man kann hierbei auch von Stadtregion spre-

chen. (eurostat, 2021) 

Gegenstromprinzip Das Gegenstromprinzip stellt die wechselseitige Beeinflussung von ört-

licher und überörtlicher bzw. regionaler und überregionaler Planungen 

in Deutschland dar. Hierbei wird der Einfluss der höheren auf die un-

tergeordneten Planungsträger als Top down bezeichnet und der Ge-

genstrom dazu Bottom up genannt. (Ahrens & Schöne, 2008, S. 129) 

Intermodaler       

Verkehr 

Unter intermodalem Verkehr ist die Verknüpfung verschiedener Ver-

kehrsmittel auf einem Weg zu verstehen (Difu, 2018). 

Kommune In Deutschland werden mit Kommune sowohl Gemeinden, kreisfreie 

Städte, kreisangehörige Städte als auch Landkreise bezeichnet. Sie 

bilden nach dem Bund und den Bundesländern die dritte Verwaltungs-

ebene und sind in ihrem jeweiligen Gebiet eigenverantwortlicher Träger 

der gesamten öffentlichen Verwaltung, haben jedoch keine eigenstän-

dige Gesetzeskompetenz. In juristischer Hinsicht sind Kommunen Kör-

perschaften des öffentlichen Rechts. (Bogumil & Holtkamp, 2013, S. 8 

ff.) 
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Modal Split Hierunter ist die Aufteilung des Verkehrs auf verschiedene Verkehrs-

mittel (inklusive Fußgängerverkehr) zu verstehen (Mobilikon, 2021b). 

Multimodaler      

Verkehr 

Unter multimodalem Verkehr ist die Nutzung verschiedener Verkehrs-

mittel für unterschiedliche Wege zu verstehen (Difu, 2018). 

Subsidiaritäts-  

prinzip  

Soweit möglich, soll eine staatliche Aufgabe von der jeweils unteren 

bzw. kleineren Einheit wahrgenommen werden. Erst wenn die Prob-

leme auf der kommunalen oder regionalen Ebene nicht mehr zu bewäl-

tigen sind, soll der Gesamtstaat eingreifen. (Zandonella, 2007) 

Verkehrsart Hierunter versteht man eine Gruppe gleich spezifizierter Verkehre. 

Hierbei können jedoch, je nach Kontext, verschiedene Abgrenzungs-

kriterien zur Anwendung kommen. (Mobilikon, 2021b) 

Verkehrsaufkom-

men 

Das Verkehrsaufkommen dient als Maß für den Verkehr. Es beschreibt 

entweder die zurückgelegten Wege oder die Beförderungen (Anzahl 

der Personen im Personenverkehr oder Tonnen im Güterverkehr). 

(Nuhn & Hesse, 2006, S. 18) 

Verkehrsleistung Unter Verkehrsleistung versteht man das Produkt aus zurückgelegter 

Strecke und Beförderungsmenge. Ausgedrückt wird dies im Personen-

verkehr in Personenkilometern (Pkm) und im Güterverkehr in Tonnen-

kilometern (tkm). (Nuhn & Hesse, 2006, S. 18) 

Verkehrsmittel Verkehrsmittel sind Fortbewegungsmittel für Ortsveränderungen von 

Personen und Gütern. Oftmals wird der Fußgängerverkehr auch mit zu 

den Verkehrsmitteln gerechnet, obwohl dafür keine zusätzlichen tech-

nischen Hilfsmittel erforderlich sind. (Gertz, 2019) 

Verkehrssystem Verkehrssysteme enthalten die Gesamtheit der strukturellen Kompo-

nenten, die zur Ortsveränderung von Personen und Gütern erforderlich 

sind. Hierzu gehören die Einrichtungen, in denen die Transfer- und 

Transportprozesse organisiert werden, die zu transportierenden Perso-

nen bzw. Güter, die Transportmittel (Behälter, Fahrzeuge), die notwen-

digen Infrastrukturen sowie die Aktivitäten, die die jeweilige Nachfrage 

auslösen. (Nuhn & Hesse, 2006, S. 20) 
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Verkehrsträger Unter dem Begriff Verkehrsträger wird das Medium des Fahrwegs, auf 

dem die Verkehrsmittel verkehren, verstanden. Als Untergliederung 

kommen z. B. Straße, Schiene, Wasser und Luft in Betracht. (Gertz, 

2019)  

  

 

 



Erklärung zur Master’s Thesis 

  

Erklärung zur Master’s Thesis 

Ich versichere hiermit, die vorliegende Arbeit selbstständig verfasst und keine an-

deren Quellen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt zu haben. Die 

Arbeit wurde noch nicht anderweitig für Prüfungszwecke vorgelegt.  

München, 31. März 2021 

 

 

_________________________ 

Niklas C. Blachnik 


